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L Abhandlungen. 



Die Hemmnisse des freien Verkehrs im Innern des 
deutschen Zollvereins. 



Von Karl Wecke, Finanz-Assessor in Stuttgart. 



Zweiter Artikel '). 

Die TJebergangssteuern. 

Der Handel und Verkehr der Staaten des deutschen 
Zollvereins unter einander soll frei sein. Alle Eingangs-, Aus- 
gangs- uud Durchgangsabgaben an den Binnengrenzen der ein- 
zelnen contrahirenden Staaten sollen aufhören, die im freien Ver- 
kehr des einen Staatsgebiets bereits befindlichen Gegenstände frei 
und unbeschwert in die übrigen Vereinsländer eingeführt werden 
können. Nur bei den zu den Staatsmonopolien gehörigen 
Gegenständen, sowie bei den im Innern der einzelnen Staaten 
mit einer Steuer belegten inländischen Erzeugnissen 
haben sich die verbündeten Regierungen die Befugniss vorbehalten, 
dem principiell freien Verkehre im Innern des Vereins auch ferner 
Hemmnisse in den Weg zu legen. 

1) Ich benutze diese Gelegenheit, um in dem ersten Artikel auf Seite 
202 dieses Jahrgangs einen Satzfehler zu berichtigen. In der dritten Linie 
des Textes von unten sollte es nämlich heissen statt „manche weniger künst- 
liche" : „manche mehr oder weniger künstliche" 

24* 
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Diess ist im Wesentlichen der Inhalt der Artikel 7 und 8 
des Vertrags vom 4. April 1853, in Betreff der Fortdauer und 
Erweiterung des deutschen Zoll- und Handelsvereins. 

In welcher Art und Weise, in welchem Grade der Verkehr 
mit den zu den Staatsmonopolien gehörigen Gegenständen, mit 
Spielkarten und Salz, im Zollvereine gehemmt ist, habe ich in 
dem ersten Artikel des Nähern nachzuweisen gesucht. Hier werde 
ich mich nun mit denjenigen Beschränkungen beschäf- 
tigen, welchen zur Zeit noch die mit inneren Steuern be- 
legten Erzeugnisse des Zollvereins bei ihrem Versandte 
aus dem einen nach dem andern Vereinsstaate vertragsmässig 
unterworfen sind, mit den Uebergangs steuern nämlich und 
den dieselben begleitenden Uebergangscontrolen. 

Seitens der Mehrzahl der grösseren Zollvereinsstaaten ist, 
wie wir gesehen haben, der Verkehr mit Spielkarten zwischen 
ihren Landen verboten; der Salzverkehr zwischen den einzelnen 
Vereinsgebieten aber durch die gegenseitigen Prohibitionen 
nahezu zur Unmöglichkeit gemacht. Die Uebergangssteuern 
dagegen verhindern den Uebergang der damit belegten Gegen- 
stände aus dem einen Steuergebiete in das andere an und für 
sich nicht; dieser Uebergang ist n u r erschwert, sofern damit 
die Erhebung einer Steuer in Verbindung gebracht wird. Das 
Hemmniss des freien Verkehrs erscheint daher in dem letzteren 
Falle als ein schwächeres, denn im ersteren ; dort will ein Zwischen- 
verkehr überhaupt verhindert werden, hier soll derselbe als Steuer- 
quelle dienen. Gleichwohl bilden gewöhnlich nicht sowohl die 
Einfuhrverbote, welche die einzelnen Zollvereinsstaalen gegen die 
Spielkarten und das Salz aus den Landen ihrer Mitcontrahenten 
erlassen haben, als vielmehr die Uebergangssteuern den Gegen- 
stand der Anfechtung, wenn von der Anomalie die Rede wird, 
dass im Innern des deutschen Zollvereins noch Zwischenzolllinien 
fortbestehen. Auf dem Programme eines der volkswirthschaftlichen 
Congresse unserer Tage habe ich zwar die Uebergangssteuern 
in dem Sinne aufgeführt gefunden, dass bei der Weiterbildung des 
Zollvereins vorzugsweise auf deren Beseitigung hinzuwirken sein 
sollte ; die Erwähnung der im Innern des Vereins noch bestehenden 
gegenseitigen Einfuhrverbote suchte ich dort vergebens. 
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Seinen Grund mag diess zum Theil darin haben, dass die 
Yerbote doch nur zwei Artikel treffen, von welchen zudem der 
eine, die Spielkarte, überhaupt kein Gegenstand eines grösseren 
Verkehrs ist, der zweite Artikel aber, das Salz, durch den Vor- 
behalt des Handels en gros für die Regierungen der meisten 
Vereinsstaaten selbst, dem allgemeinen Verkehre ebenfalls entzogen 
bleibt, wogegen diese Regierungen die Pflicht übernommen haben, 
das überall vorhandene Bedürfniss nach Salz direct zu befriedigen. 
Beide Artikel berühren also den Handel überhaupt weniger. Die 
Wirkungen der Einfuhrverbote aber machen sich eben deshalb 
für die Organe, welche den grossen Verhehr im Innern des Zoll- 
vereins sonst vermitteln, auch weniger fühlbar. Dagegen ist der 
Handel mit Wein und Tabak, mit Bier und Branntwein vom einen 
Staat in den andern freigegeben ; süddeutsche Weine, bayerische 
Biere, Fabricate aus Tabaksblättern, welche in Süddeutschland er- 
zeugt worden, gehen in nicht unbedeutenden Quantitäten zur Con- 
sumtion nach dem Norden ; das Produkt preussischer Brennereien 
findet mehrfache technische Verwendung im Süden des Vereins. 
Beim Uebergange dieser Gegenstände vom südlichen Deutschland 
nach dem Norden des Vereinsgebiets, und umgekehrt, verfallen 
nun aber die Uebergangssteuern. Der Producent, welcher sein 
Erzeugniss in einem andern Staatsgebiete verwerthen, der Con- 
sument, welcher seinen Bedarf aus einem andern Vereinslande 
beziehen will, der Zwischenhändler, die Frachtgewerbe, — sie 
alle werden auch durch die Controlen belästigt, welche zur 
Sicherung jener Abgaben überall angeordnet sind. Die Beschwer- 
den aus den Uebergangssteuern äussern sich daher in viel wei- 
teren Kreisen , als die Störung jeden Zwischenverkehrs in Folge 
der Einfuhrverbote. 

Dazu mag kommen, dass, während die Einfuhrverbote und 
die Staatsmonopole selbst im Grunde doch im ganzen Zollvereine 
ziemlich gleichmässig wirken, sofern die Aufrechthaltung derselben 
sämmtlichen Vereinsstaaten in gleicher Weise zusteht und solche 
Verbote auch wirklich, wenigstens gegen die Einfuhr fremden 
Salzes, von allen erlassen worden sind, bei den Uebergangs- 
abgaben das besondere Verhältniss obwaltet, dass sie als Steuern, 
als Eingangszölle auf, die Erzeugnisse der übrigen Vereinsländer 
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gelegt sind, welchen die gleichen Steuern auf die eigenen Er- 
zeugnisse der betreffenden Staaten zwar wohl principiell, nicht 
aber überall und immer jn Wirklichkeit zur Seite stehen. Wir 
werden später in einzelnen Vereinsstaaten Uebergangssteuern auch 
von solchen Gegenständen begegnen , welche dieselben fast gar 
nicht oder überhaupt nicht zu produciren vermögen; wir werden 
finden, dass andere Vereinsstaaten in einzelnen Jahrgängen schon 
den eigenen Producenten ganz allgemein sehr erhebliche Abgaben- 
nachlässe bewilligt haben, ohne dass dieselben doch in gleicher 
Weise nun auch auf die Uebergangssteuern verzichtet hätten. 
Durch diese Abgaben beziehen also einzelne Staaten des Zoll- 
vereines in Wahrheit ein Einkommen auf Unkosten von Erzeug- 
nissen aus Landen ihrer Mitcontrahenten , woneben die gleiche 
Besteurung eines eigenen gleichnamigen Erzeugnisses gar nicht 
stattfinden kann oder periodisch nicht stattfindet. Auch wird sich 
zeigen, dass namentlich in einem Falle der Mäassstab, welcher 
der Berechnung des Uebergangssteuersatzes zu Grund gelegt 
worden, ein höherer ist, als der bei der Berechnung des Steuer- 
satzes für das gleichwertige innere Erzeugniss benützte. Wenn 
nun der Befugniss der einzelnen Vereinsstaaten, ihre Consumenten 
nach Belieben zu besteuern, auch nicht zu nahe getreten werden 
will, so muss es doch Anstoss erregen, falls jene Befugniss in 
einer Weise ausgebeutet wird, dass dabei die Producenten an- 
derer Vereinsstaaten entschieden benachtheiligt werden. 

Für jetzt wird es an den vorstehenden Bemerkungen ge- 
nügen, um die Thatsache zu erklären, dass von den Hemmnissen 
eines freien Verkehrs im Zollvereine häufig das an und für sich 
schwächere, die Uebergangssteuer vorzugsweise genannt wird. 
Die nähere Kenntniss von den deshalb getroffenen Einrichtungen, 
von ihrer Begründung in den Verträgen und Vereinbarungen 
zwischen den Zollvereinsregierungen, von ihrem Zusammenhange 
mit den Steuergesetzgebungen der einzelnen Vereinsstaaten ist 
jedoch unter den Männern der Wissenschaft, wie unter der Mehr- 
zahl der Praktiker ziemlich wenig verbreitet, und es dürfte daher 
der Versuch, über diese Verhältnisse in dem Folgenden genauere 
Aufschlüsse zu geben, vielleicht da und dort nicht unwillkommen 
geheissen werden. 
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I. 



Zunächst stelle ich mir die Beantwortung der Frage zur 
Aufgabe : 

In wiefern äussern sich die Uebergangssteuern 

überhaupt als Hemmnisse des freien Verkehrs im 

Zollvereine? 

Dabei muss ich auf die Entstehungsgeschichte der 
zur Zek gültigen Bestimmungen der Zollvereinsverträge wegen 
der Uebergangssteuern zurückgehen. Es sind zwei Perioden zu 
unterscheiden. In der ersten Zeit des Vereins hat man die Folgen 
der noch verbliebenen Verschiedenheit in der Besteurung der 
eigenen Erzeugnisse unter den einzelnen Vereinsstaaten dadurch 
zu beseitigen gesucht, dass denjenigen Staaten, welche die be- 
treffenden Landesprodukte höher anlegten, als die übrigen Con- 
trahenten, gestattet wurde, die Differenz, den Abstand 
zwischen ihren Steuersätzen und den Steuersätzen der übrigen 
Staaten, im Falle der Ueberfuhr jener Produkte in ihre Gebiete, 
nachzuerheben. Das war das System der Ausgleichungs- 
Abgaben. Schon bei der ersten Vertragserneurung ist aber dieses 
System verlassen und statt desselben mit dem 1. Januar 1842 
das jetzige System der Uebergangssteuern eingeführt worden. 
Darnach erhebt jeder Vereinsstaat bei der Ueberfuhr der über- 
haupt steuerpflichtigen Erzeugnisse anderer Vereinsländer in sein 
Gebiet die gleiche Steuer voll, welche auch seine eigenen 
Erzeugnisse trifft. In den Verträgen wird demgemäss der Unter- 
schied zwischen jenen älteren Ausgleichungsabgaben und den 
jetzigen Uebergangssteuern schon durch die verschiedene Bezeich- 
nung hervorgehoben. Doch findet sich ausnahmsweise z. B. im 
Schlussprotokolle vom 30. März 1833 (zu dem Vertrage über 
den Beitritt des Königreichs Sachsen zu dem Zollvereine) in der 
Bemerkung zum Art. 21 des offenen Vertrags mehrmals die Er- 
wähnung von Uebergangssteuern, wo in Wirklichkeit Ausgleichungs- 
abgaben gemeint sind. Ebenso in dem Schlussprotokolle vom 
11. Mai 1833 (zu dem Vertrage über den Beitritt des Thürin- 
gischen Zoll- und Handelsvereins zu dem grösseren Vereine). 
Im Separatartikel 3 zum Vertrage vom 8. Mai 1841 zwischen 
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Preussen, Sachsen und den zum Thüringischen Vereine verbun- 
denen Staaten wegen Fortsetzung der älteren Verträge über die 
gleiche Besteuerung innerer Erzeugnisse findet sich dagegen für 
einen bestimmten Fall der Ansatz einer blossen Ausgleichungs- 
abgabe noch vorbehalten. Damit geschieht aber der principiellen 
Verschiedenheit beider Systeme selbst kein Eintrag. Es wird nun 
nöthig sein auf beide näher einzugehen. 

A. Bas System der Ausgleichungsabgaben. 

Nach den Artikeln 11 der Zollvereinigungs vertrage vom 22. 
und 30. März und vom 11. Mai 1833, ferner vom 12. Mai 1835, 
sodann nach den Artikeln 8 der Zollvereinigungsverträge vom 
10. December 1835 und 2. Januar 1836 ist es von allen contra- 
hirenden Staaten als wünschenswerth anerkannt worden, dass 
auch in Bezug auf diejenigen Erzeugnisse, bei welchen hinsichtlich 
der Besteuerung im Innern noch eine Verschiedenheit der 
Gesetzgebung unter ihnen stattfinde, eine Uebereinstimmung 
der Gesetzgebung und der Besteuerungssätze gegen- 
seitig hergestellt werde. Ihr Bestreben werde daher auf die Her- 
beiführung einer solchen Gleichmässigkeit gerichtet bleiben. Bis 
dahin aber, wo dieses Ziel erreicht worden, können zur Vermei- 
dung der Nachtheile, welche für die Producenten des eigenen 
Staats im Verhältnisse zu den Producenten in anderen Vereins- 
staaten aus der ungleichen Besteuerung erwachsen würden, Er- 
gänzungs- oder Ausgleichungsabgaben erhoben wer- 
den von 

Bier und Malz, Branntwein, Tabaksblättern, Trauben- 
most und Wein. 
Insbesondere konnten erheben die Ausgleichungsabgabe von Bier: 
Preussen, Bayern 0? Königreich Sachsen, Württemberg, Baden, 
Kurfürstenthum Hessen, Grossherzogthum Hessen, die zum 
Thüringischen Vereine gehörigen Staaten und die freie Stadt 
Frankfurt ; 
die Ausgleichungsabgabe von geschrotetem Malz: 
Bayern und Württemberg; 



1) Bayern oben immer mit Anschlags des Rheinkreises. 



im Innern des deutschen Zollvereins. 365 

von Branntwein: 

Preussen, Bayern, Königreich Sachsen, Württemberg, Kur- 
fürstenthum Hessen und die zum Thüringischen Vereine ge- 
hörigen Staaten;, 
die Ausgleichungsabgaben von Tabak endlich, sowie von Trau- 
benmost und Wein: 

Preussen, Königreich Sachsen, Kurfürstenthum Hessen und 
die zum Thüringischen Vereine gehörigen Staaten. 
Auf andere als die hier genannten Erzeugnisse sollte unter 
keinen Umständen eine Ausgleichungsabgabe gelegt werden 
CZ. 5 der oben angeführten Artikel). Auch wurden einer solchen 
diejenigen Gegenstände nicht unterworfen , von welchen auf die 
in der Zollordnung vorgeschriebene Weise dargethan war, dass 
sie als ausländisches Ein- oder Durchgangsgut die 
zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehörde des Vereins 
bereits bestanden hätten oder derselben noch unterlägen, und 
ebensowenig diejenigen im Umfang des Vereins erzeugten 
Gegenstände, welche durch einen Vereinsstaat nur transitiften, 
um entweder in einen andern Vereinsstaat oder nach dem Aus- 
lande geführt zu werden (Z. 7). Hienach blieben z. B. in Folge 
besonderer Verständigung zwischen den Vereinsregierungen auch 
die Tabaksfabrikate süddeutscher Fabriken von einer Ausgleichungs- 
abgabe befreit, sofern dieselben ungemischt aus ausländischen 
Blättern bestanden und aus letzteren die tarifmässige Eingangs- 
abgabe entrichtet worden war ')• 

Die Grundsätze, nach welchen bei Bestimmung der Aus- 
gleichungsabgaben verfahren werden sollte, waren folgende: 

1. Die Ausgleichungsabgaben wurden nach dem Abstände 
der gesetzlichen Steuer im Lande der Bestimmung von der den- 
selben Gegenstand betreffenden Steuer im Lande der Herkunft 
bemessen und fielen daher im Verhältnisse gegen diejenigen 
Vereinslande gänzlich weg, wo eine gleich hohe oder eine höhere 
Steuer auf dasselbe Erzeugniss gelegt war (die angeführten Ver- 
tragsartikel unter Z. 1). 



1) zu vergl. Pochhammer , Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1839. 
S. 222. 355. 
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2. Veränderungen, weiche in den Steuern von inlän- 
dischen Erzeugnissen der betheiligten Staaten eintreten würden, 
sollten auch Veränderungen in den Ausgleichungsabgaben, jedoch 
stets unter Anwendung des vorher (1.) aufgestellten Grundsatzes, 
zur Folge haben dürfen. 

Wo auf den Grund einer solchen Veränderung eine Aus- 
gleichungsabgabe zu erhöhen gewesen wäre, musste, im Falle 
die Erhöhung wirklich in Anspruch genommen werden wollte, 
eine Verhandlung darüber zwischen den betheiligten Staaten und 
eine vollständige Nachweisung der Zulässigkeit nach den vertrags- 
mässigen Bestimmungen vorausgehen (a. a. 0. Z. 2). 

Insbesondere hatte sich die herzogliche Regierung von 
Nassau vorbehalten, wenn etwa später die zur Zeit des Ver- 
tragsabschlusses von einer Staatssteuer freien nassau'schen Er- 
zeugnisse an Wein, Tabak, Bier oder Branntwein, sämmtlich oder 
zum Theil, im Herzogthum mit einer Productions- oder Fabri- 
catiönssteuer ebenfalls belegt werden wollten, dann davon Aus- 
gleichungsabgaben unter denselben Umständen zu erheben, unter 
welchen die andern Vereinsstaaten dieses Recht gegen einander 
ausübten (Art. 8 des Vertrags vom 10. December 1835). 

Die Regierungen von Bayern und Württemberg da- 
gegen hatten unter sich die Verbindlichkeit eingegangen, eine 
Ausgleichungsabgabe auf Wein und Tabak gegenseitig überhaupt 
nicht zu erheben (Sep.-Art. 6 Z. 2 zum Vertrage vom 22. März 
1833). 

3. Die zur Zeit des Vertragsabschlusses in Preussen gesetz- 
lich bestehenden Steuern von inländischem Traubenmost und Wein 
(1 Thlr. 5 Sgr. für den Eimer Wein zu 60 Quart, auf Weinland 
I. Classe erzeugt; beim Most mit 15°/o Abzug), vom Tabaksbau 
(nahezu 1 Thlr. vom preuss. Ctr. getrockneter Tabaksblätter) und 
vom Branntwein */*« Thlr. für das Einmaischen auf 20 Quart 
Maischraum = ö'/s bis 6 Thlr. für das preussische Ohm zu 120 
Quart bei 50°/o Tralles) ; sowie die damals in Bayern bestehende 
Steuer von inländischem geschroteten Malz (36 kr. per bayer. 
Metzen) und Bier (58 '/s kr. per bayer. Eimer braunen Sommer- 
biers) sollten jedenfalls den höchsten Satz desjenigen bilden, 
was in einem Vereinsstaate erhoben werden durfte, mochte der- 
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selbe jene Steuern ükerhaupt schon eingeführt haben, oder künftig 
etwa noch einführen wollen, und vorausgesetzt, dass die Einfuhr 
jener Consumtionsgegenstände aus einem Lande erfolgt«, in wel- 
chem keine Steuer auf dieselben gelegt war (Z. 3 der oben 
angeführten Vertragsartikel). 

Die Ausgleichungsabgaben, welche demgemäss während der 
ersten Vertragsperiode von den Vereinsstaaten im Einzelnen an- 
gesetzt worden sind, können hier füglich unerwähnt bleiben ')• 

4. Rückvergütungen der inländischen Staatssteuern 
sollten bei der Ueberfuhr der besteuerten Gegenstände in ein an- 
deres Vereinsland nicht gewährt werden (zu vergl. den ange- 
führten Artikel der Verträge von 1833 unter Z. 4), insofern nicht 
wegen besonderer örtlicher Verhältnisse die betheiligten Nachbar- 
staaten sich etwa über Ausnahmen von diesem Grundsatze ver- 
einigen würden (die angef. Artikel der Verträge von 1835 und 
1836 Z. 4). 

Während nämlich der Grundsatz, dass in den bezeichneten 
Fällen Steuerrückvergütungen unzulässig seien, als Regel strenge 
festgehalten und bei den weiteren Verhandlungen über die Aus- 
führung der Verträge noch ausdrücklich dahin erläutert worden 
ist, wie selbstverständlich derartige Rückvergütungen auch nicht 
in Form von Steuernachlässen bewilligt werden dürften; 
— hat die grossherzoglich badische Regierung bei dem Ab- 
schlüsse des Vertrags über den Beitritt des Grossherzogthums zum 
Zollverein darauf hingewiesen, dass im bayerischen Rhein- 
kreise gar keine, im Grossherzogthum Hessen aber nur 
eine geringe Abgabe auf der Fabrication des Bieres ruhe, und 
dass daher eine Rückvergütung der badischen Biersteuer bei dem 
Uebergange badischen Bieres dahin wohl gerechtfertigt wäre. 
Man ist darauf übereingekommen, hier eine Ausnahme eintreten 
zu lassen (Sep.-Art. 6. Z. 2 zum Vertrage vom 12. Mai 1835, 
das Karlsruher Vollzugsprotokoll § 9. Z. 2, das badische Regie- 
rungsblatt 1835, S. 223). 

5. Die Ausgleichungsabgabe kam endlich den Kassen des- 



1) Zu vergl. übrigens Pochhammer, Jahrbücher der Zollgesetzgebung 
1838. S. 903. 
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jenigen Staates zu gut, wohin die Versendung erfolgte 
(die mehrangef. Vertragsartikel unter Z. 8). Denn nach Art. 21 
Abs. 2. Z. 1, beziehungsweise nach Art. 17. Abs. 2. Z. 1 der ge- 
nannten Verträge sollten die Steuern, welche im Innern eines 
jeden Staates von inländischen Erzeugnissen erhoben 
werden, von der Gemeinschaft, welche bezüglich des Ertrags der 
Eingangs-, Ausgangs- und Durchgangsabgaben zwischen den Zoll- 
vereinsstaaten besteht, überhaupt ausgeschlossen sein und privative 
Gefalle der betreuenden Staaten bleiben, sofern nicht Separat- 
verträge zwischen einzelnen Vereinsregierungen ein Anderes be- 
stimmten. 

Die Erhebung der Ausgleichungs-Abgaben aber 
sollte nach den nachstehenden Grundsätzen eingeleitet und ein- 
gerichtet werden: 

a. Insofern dieselben nicht schon in dem Lande der Ver- 
sendung für Rechnung des abgabeberechtigten Staats 
eingebracht werden konnten, sollte ihre Erhebung in dem Ge- 
biete des letzteren erfolgen (Z. 8 der angeführten Vertrags- 
artikel). 

b. Zu dem Behufe sollten in jedem der contrahirenden Staaten 
solche Einrichtungen getroffen werden, dass die Ausgleichungs- 
abgabe in dem Vereinslande, aus welchem die Versendung erfolgt, 
am Orte der Versendung oder bei der gelegensten Zoll- 
oder Steuerbehörde entrichtet, oder ihre Entrichtung durch An- 
meldung sicher gestellt werden könnte. 

c. So lange aber, bis diese Einrichtungen durch besondere 
Uebereinkünfte festgesetzt sein würden x ), blieb der Verkehr mit 
Gegenständen, welche einer Ausgleichungsabgabe unterlagen, be- 
schränkt (Z. 9 und 10 der mehrfach angeführten Vertragsartikel). 

d. Durch die Artikel 8 der Verträge vom 22. und 30. März 

1) Was während der ersten Vertragsperiode allgemein nur ungenü- 
gend durch Einführung der Begleitscheincontrole (Regierungsblatt für das 
Königreich Württemberg 1834. S. 248, 1839. S. 278) und weiter blos für 
den Verkehr von Nassau und Frankfurt mit den übrigen (Pochhammer 
a. a. 0. 1838. S. 527), für den Verkehr des Grossherzogthums Hessen 
mit den nördlichen Vereinsstaaten (Beil. XVIII. zum Hauptprotokoll der II. 
General conferenz in Zollvereinsangelegenheiten von 1838) geschehen ist. 



im Innern des deutschen Zollvereins. 369 

1833, sowie vom 11. Mai 1833 und vom 12. Mai 1835, ferner 
nach den Schlussprotokollen vom 10. December 1835 und 2. 
Januar 1836 war nämlich verabredet, dass, der zuvor principiell 
festgesetzten Verkehrs- und Abgabenfreiheit unbeschadet, der 
Uebergang solcher Gegenstände des Handels, welche nach dem 
gemeinsamen Zolltarif einer Eingangs - oder Ausgangssteuer an 
den Aussengrenzen unterliegen, aus den königlich bayerischen, 
den königlich württembergischen und grossherzoglich ba- 
dischen Landen in die königlich preussischen, königlich 
sächsischen, kurfürstlich und grossherzoglich hessischen 
Lande, in das Gebiet des thüringischen Vereins, nach 
Nassau und Frankfurt a/M., — und umgekehrt, — nur unter 
Innehaltung der gewöhnlichen Land- und Heerstrassen und auf 
den schiffbaren Strömen stattfinden durfte, und dass an den 
Binnengrenzen gemeinschaftliche Anmeldestellen 
eingerichtet werden sollten, bei welchen die Waarenführer unter 
Vorzeigung ihrer Frachtbriefe oder Transportzettel die aus dem 
einen in das andere Gebiet überzuführenden Gegenstände anzu- 
geben hatten. 

Auf den Verkehr mit rohen Produkten in geringeren Quan- 
titäten, sowie überall auf den kleineren Grenz- und Marktverkehr, 
und auf das Gepäck von Reisenden, sollte die vorstehende Be- 
stimmung keine Anwendung finden. Auch blieb jede Waaren- 
revision ausgeschlossen, ausser insoweit als die Sicherung 
der Ausgleichungs- Abgaben es erfordern könnte. 
Denn war nun auch der Zweck der Erhaltung jener Binnen- 
grenze zwischen den Gebieten des vormaligen preussisch-hessi- 
schen und des bayerisch-württembergischen Vereins, sowie die 
Aufgabe der dort errichteten Anmeldestellen, in erster Linie ein 
statistischer, so sollten doch diese Stellen gleichzeitig ver- 
wendet werden zur Controle und Erhebung der Aus- 
gleichungsabgaben, welche zwischen den nördlichen und 
den südlichen Vereinsstaaten zum Ansätze kamen. 

In dieser Beziehung war 
e. am Schlüsse der mehrfach erwähnten Artikel 11 der Verträge 
von 1833 und vom 12. Mai 1835, beziehungsweise am Schlüsse 
der Artikel 8 der Verträge vom 10. December 1835 und 2. Ja- 
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nuar 1836 bestimmt, dass die den Ausgleichungsabgaben unter- 
worfenen Gegenstände, ohne Unterschied der transportirten Quan- 
titäten, in das Gebiet des abgabeberechtigten Staates nur auf den 
unter d. bezeichneten Strassen eingeführt und an den dort ein- 
gerichteten Anmelde- und Hebestellen angemeldet und resp. ver- 
steuert werden musstcn, ohne dass jedoch in Folge hievon der 
Verkehr mit den Gegenständen, von welchen eine Ausgleichungs- 
abgabe nicht zu entrichten war, einer weiteren als der vorn schon 
erwähnten Aufsicht unterworfen werden durfte ')• 

Contraventionen gegen die in den einzelnen Vereins- 
staaten erlassenen Vorschriften in Betreif der Ausgleichungsab- 
gaben endlich wurden den Zollcontraventionen gleich geachtet 2 ). 

Solches waren die in der ersten Vertragsperiode vereinbarten 
und demgemäss in den einzelnen Vereinsstaaten beobachteten 
Grundsätze hinsichtlich der Bestimmung und Erhebung der Aus- 
gleichungsabgaben, sowie hinsichtlich der Beurtheilung von Ver- 
gehen gegen die deshalb erlassenen Vorschriften. Diese Verab- 
redungen werden ergänzt durch einige Stipulationen wegen der 
Verzehrungs- und Verbrauchssteuern von vereins- 
ländischen Erzeugnissen überhaupt. 

Wie wir gesehen haben, wurde den einzelnen Vereinsregie- 
rungen eingeräumt, von Bier und Malz, von Branntwein, Tabaks- 
blättern, Traubenmost und Wein, im Falle des Uebergangs aus 
anderen Vereinsstaaten, Ergänzungs- oder Ausgleichungsabgaben 
dann erheben zu lassen, wenn in deren Landen die genannten 
Erzeugnisse einer höheren Besteuerung unterworfen waren, als 
eine solche in den letzteren bestand. Es wollte damit den Nach- 
theilen vorgebeugt werden, welche aus der ungleichen d. h. höheren 



1) Nur bezüglich dieser gemeinschaftlichen Anmeldestellen an den 
Grenzen von Bayern, Württemberg und Baden gegenüber von den übrigen 
Vereinsstaaten und bezüglich deren Befugniss zu Controlirung und Erhebung 
der Ausgleichungsabgaben neben der Ueberwachung des gesammten Waaren- 
verkehrs liegen solche allgemeine Verabredungen vor. Die Aufstellung der 
Uebergangsstellen an den sonstigen Binnengcenzen behufs der dortigen Con- 
trolirung und Erhebung von Ausgleichungsabgaben und die Befugnisse dieser 
Stellen sind im Wege besonderer Uebereinkunft zwischen den nächst be- 
theiligten Staaten geordnet worden. 

2) Zu vergl. Pochhammer a. a. 0. 1838. S. 96, 330, 627, 674, 901. 
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Besteuerung für die Producenten des eigenen Staats im Ver- 
hältnisse zu den Producenten der anderen Yereinsstaaten erwachsen 
wären. Vermittelst der Ausgleichungsabgaben wollten die nie- 
driger oder gar nicht besteuerten Erzeugnisse anderer 
Theile des Zollvereines bei ihrem Eintritt in einen Vereins- 
staat, welcher eine höhere oder überhaupt eine Abgabe von den 
gleichnamigen eigenen Erzeugnissen erhob, den letzteren 
in dem Aufwände für Steuern gleichgestellt, zugleich aber der 
innere Consum je des betreuenden Vereinsstaats ganz und 
in gleicher Weise zur Steuer gezogen werden. Die Aus- 
gleichungsabgaben schlössen daher die Productions- und Fabri- 
cationssteuersysteme der einzelnen Vereinsstaaten gegenüber 
von den Landen ihrer Mitcontrahenten ab. Die Ver- 
brauchssteuern der Zollvereinsstaaten, soweit sie sich an die Acte 
der Production oder der Fabrication der steuerpflichtigen 
Objecte im Innern anlehnten, erhielten durch die an den Binnen- 
grenzen angesetzten Ausgleichungsabgaben, bei welchen 
unter Umständen die vorherige Entrichtung einer ähnlichen, aber 
niedrigeren Produktions- oder Fabricationssteuer von dem eintre- 
tenden Erzeugnisse in einem andern Vereinsstaate präsumirt war, 
innerhalb des Vereins ihr notwendiges Complement. 

Ihre Ergänzung gegenüber von den, in die betreuenden 
Vereinsstaaten eintretenden Erz eugnissen desZoll verein s- 
auslandes gleicher Art fanden jene privativen Verbrauchs- 
steuern endlich in den Eingangszöllen, welche zwar der 
Vereinskasse zuflössen, deren Ansatz auch auf einem theilweise 
verschiedenen Principe beruhte, welche aber doch verhinderten, 
dass das Erzeugniss des Auslandes weniger belastet, als das Er- 
zeugniss des eigenen Bodens und der eigenen Industrie in den 
Consum kommen konnte. — Hier galt nun, als aus den Prin- 
cipien des gemeinsamen Zollsystems nothwendig folgend, der 
Grundsatz allgemein, dass von allen ausländischen Gegen- 
ständen, für welche die tarifmässigen Eingangsabgaben entrichtet 
waren, nicht nur, wie schon oben berührt, keine Ausgleichungs- 
abgaben, sondern überhaupt keinerlei weitere Verbrauchs-, 
noch sonstige Abgabe für Rechnung des Staats oder der 
Communen erhoben werden dürfe, vorbehaltlich jedoch der- 
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jenigen innern Steuern, welche in einem Vereinsstaate auf die 
weitere Verarbeitung oder auf anderweite Berei- 
tungen aus solchen sowohl fremden, als inländischen oder 
vereinsländischen Gegenständen allgemein gelegt seien (Sep.- 
Art. 7 zum Vertrag vom 12. Mai 1835). 

Ferner, anstatt die Verbrauchsabgaben von Bier und Malz, 
von Branntwein, Tabaksblättern, Traubenmost und Wein schon 
im Acte ihrer Production oder Fabrication anzusetzen, 
hatten einzelne Vereinsstaaten die Erhebung der Abgaben von 
diesen Erzeugnissen der wirklichen Consumtion mehr zu nähern 
gesucht, indem sie eine solche z. Beerst beim Verkaufe der- 
selben, des Weins u. s. w. ansetzten. Neben den Steuern von 
den genannten Erzeugnissen erhoben sodann mehrere Staaten 
des Vereins weitere Verzehrungssteuern noch von andern Ar- 
tikeln, so von Fleisch, Mehl, Getreide u. s. w. Endlich wie die 
Vereins Staaten selbst, so durften da und dort wohl auch die 
Communen oder Corporationen selbstständige oder Zu- 
schlags - Consumtionssteuern ansetzen z. B. in Nassau von 
Fleisch, Brod, Wein, Apfelwein, Bier und Branntwein. 

Hinsichtlich aller dieser Abgaben wurde durch die ganze 
erste Vertragsperiode der Grundsatz festgehalten, dass auch hierin 
eine gegenseitige Gleichmässigkeit der Behandlung statt- 
zufinden habe, dergestalt, dass das Erzeugniss eines andern Vereins- 
staats unter keinem Vorwand höher belastet werden dürfe als das 
inländische (Art. 12 der Verträge vom 22. und 30. März, 11. Mai 
1833 und 12. Mai 1835; Art. 9 der Verträge vom 10. December 
1835 und 2. Januar 1836). 

In allen Staaten aber, in welchen von Tabak, Traubenmost 
und Wein eine Ausgleichungsabgabe erhoben wurde, durfte von 
diesen so besteuerten Erzeugnissen des übrigen Vereinsgebietes 
in keinem Falle eine weitere Abgabe weder für Rechnung des 
Staats, noch für Rechnung der Communen beibehalten oder neu 
eingeführt werden (Art. 11, beziehungsweise 8 der eben ange- 
führten Verträge unter Z. 6). 
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Die Aufrechthaltung einer Binnengrenze zwischen Bayern, 
Württemberg, spater noch Baden einerseits und den übrigen 
Vereinsstaaten andrerseits, die Errichtung von gemeinschaftlichen 
Anmeldestellen daran zu Beobachtung des grösseren Handels- 
verkehrs im Innern des Zollvereins, das System der Ausgleichungs- 
abgaben und die Organisation der Hebestellen nicht nur an jener 
allgemeinen Binnenlinie, wo dieselben mit den gemeinschaftlichen 
Anmeldestellen verbunden waren, sondern an fast allen Grenzen 
der Vereinsstaaten gegen einander — alle diese Einrichtungen 
riefen gleich beim Abschlüsse der Vereinsverträge nicht Mos auf 
Seiten einzelner Begierungen manche Bedenken wach, auch in 
den Ständeversammlungen und in dem Publikum wurden viele 
Stimmen laut, dass einem Vertrage, welcher solche Bestimmungen 
überhaupt noch enthalte, den Verkehr im Innern des Vereins also 
auch ferner noch durch derartige Schranken hemmen wolle, die 
Genehmigung nicht zu ertheilen sein möchte. 

Aber auch, nachdem jene Einrichtungen schon einige Zeit be- 
standen hatten, wo also die in Aussicht gestellte milde Praxis, 
sofern sie wirklich geübt worden wäre, und die Macht der Ge- 
wohnheit beschwichtigend und versöhnend hätten wirken sollen, 
nahm die Verstimmung dagegen nicht ab. Zudem erfüllten die 
Anmeldestellen an der Binnengrenze zwischen dem Norden 
und dem kleineren südlichen Abschnitte des Vereins ihre stati- 
stische Aufgabe nur ungenügend. In dem System der Aus- 
gleichungsabgaben aber zeigten sich Lücken, indem bei 
dem Verbote von Steuerrückvergütungen zwar einer Begünstigung 
der Einfuhren aus dem niedriger besteuerten in den Vereins- 
staat mit höheren Consumtionsabgaben vorgebeugt, da- 
gegen umgekehrt die Ausfuhr der Erzeugnisse des letzteren 
Staates nach einem Lande mit niedrigeren oder gar keinen Steuern 
auf solchen — zum mindesten sehr erschwert war. Die 
Bestimmung ferner, dass die Ausgleichungsabgabe nur bis zum 
Betrage des Abstände s, der Differenz zwischen den beider- 
seitigen Steuersätzen erhoben werden durfte, und dass die einmal 
erhobene Abgabe dem betreifenden Staate verbleiben sollte, auch 
wenn die wirkliche Consumtion des besteuerten Gegenstandes 
hernach in einem anderen Vereinsstaate erfolgte, widersprach dem 

Zeitschr. f. Staatsw. 1861. III. Heft. 25 
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Princip und Zwecke der Consumtionssteuer , wornach jeder Staat 
den ganzen Verbrauch des betreffenden steuerpflichtigen Gegen- 
standes innerhalb seines Gebiets gleichmässig und ausschliess- 
lich in die Steuer legen soll, zu einer Abgabenerhebung auch von 
dem Verbrauch eines andern Staates aber nicht befugt ist. 
Die getroffenen Vereinbarungen zeigten sich endlich wenig geeig- 
net, dem angedeuteten Ziele einer Uebereinstimmung der 
Steuergesetzgebung und der Besteuerungssätze 
wirksam näher zu führen, hinderten vielmehr die einzelnen Staaten 
an der Weiterbildung ihrer Steuersysteme. Ausnahmebestimmun- 
gen, wie die erwähnte zu Gunsten der badischen Bierexporte nach 
der Rheinpfalz und nach dem Grossherzogthum Hessen , zeigten 
sich bald als erforderlich. Die beim Beginne des Vereins gegrün- 
deten Verbände einzelner Vereinsstaaten zu gleicher Besteurung 
ihrer inneren Erzeugnisse und zu einer gegenseitigen Gemein- 
meinschaf tlichkeit der Steuererträgnisse fanden keine Nachahmung. 
So nahten die Verhandlungen des Jahres 1841 über die 
Verlängerung des deutschen Zollvereins und hiebei wurde nun 
schon der Uebergang zu dem zweiten Systeme beschlossen, 
welches sich bis heute in Geltung erhalten hat. 

B. Bas System der TJebergangssteuern. 

Den wirklichen Anstoss zu einer Aenderung der älteren 
Vereinbarungen wegen der inneren Verzehrungs- und Verbrauchs- 
steuern der einzelnen Vereinsstaaten überhaupt und wegen der 
im Kwischenverkehr anzusetzenden Ausgleichungsabgaben scheint 
das Emporkommen der Rübenzucker-Industrie im Zoll- 
vereine gegeben zu haben. Der Zucker als Befriedigungsmittel 
für einen Genuss, welchen sich doch die grosse Mehrzahl der 
Oulturmenschen beinahe tagtäglich zu verschaffen sucht, bildet ein 
ganz geeignetes Object für eine Verbrauchssteuer. So lange nur 
die Colonien diesen Artikel lieferten, war seine Besteuerung in 
Europa auch ebenso allgemein, als einfach; die Abgabe wurde 
als Zoll bei der Einfuhr erhoben. Nachdem aber durch die Conti- 
nentalsperre der schon von Marggraf (1747) angeregte und durch 
Achard (1786) weiter verfolgte Gedanken, auch den Produkten 
des Inlands ihren Zuckergehalt abzugewinnen, eine unmittelbar 
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praktische Bedeutung erbalten hatte und grössere Rübenzucker- 
fabriken auf dem Continent entstanden waren, welche in den 
dreissiger Jahren zu erstarken anfingen, erhob sich die Frage, 
ob nun nicht auch deren Erzeugniss einer Steuer zu unterwerfen 
sei. Frankreich, dessen frühere Maassregeln die Rübenzucker- 
industrie geschaffen, ging auch hier voran. Zuerst durch die Ge- 
setze vom 18. Juli 1837 und 3. Juli 1840, dann durch das Gesetz 
vom 2. Juli 1843 wurde die Steuer auf den inländischen Zucker 
mit der Maassgabe eingeführt, dass dieselbe binnen eines verhält- 
nissmässig kurzen Zeitraums bis auf die Höhe des Zolles von dem 
Zucker der französischen Colonien .gesteigert werden solle. (Nä- 
heres bei Hock, die Finanzverwaltung Frankreichs. S. 322 ff.) 
Auch im Zollvereine, namentlich in den preussischen 
Provinzen Sachsen und Schlesien, wurden rasch nach einander 
viele Rübenzuckerfabriken gegründet 1 ) und das Erzeugniss der- 



1) In dem Betriebsjahre 18*74! 


1 war die Zahl der activen Rübenzucker- 


fabriken im Zollvereine und 


ihre 


Vertheilung auf die einzelnen Vereins- 


Staaten folgende: 






in Ostpreussen 




1 in Bayern 11 


„ Westpreussen 




3 „ Sachsen 2 


„ Posen 




5 „ Württemberg 2 


„ Pommern 




6 „ Baden 8 


„ Schlesien 




21 „ Kur-Hessen 4 


„ Brandenburg 




4 „ Grossherzogthum Hessen 4 


„ Sachsen mit Anhalt 




48 „ Thüringen 4 


„ Westphalen 




8 „ Braunschweig — 


„ Rheinland 




8 „ Nassau 2 


in Preussen 




99 „ Frankfurt — 

87 



im ganzen Verein 186. 
nach Dicterici, statistische Uebersicht 5. Fortsetzung. S. 288. 
Zur Vergleichung möge der Stand in der Betriebsperiode vom 1. Januar 
bis ull. August 1860 dienen: 



in Ost- und Westpreussen 


— 


in Bayern 


6 


„ Posen 


2 


„ Sachsen 


3 


n Pommern 


8 


„ Hannover 


2 


„ Schlesien 


40 


„ Württemberg 


6 


„ Brandenburg 


11 


„ Baden 


1 


„ Sachsen 


122 


„ Kurfürstenthum Hessen 
25* 


~~ 
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selben fing bald an, auf dem vereinsländischen Markte die Con- 
currenz mit dem Colonialzucker zu halten. Jenes aber war steuer- 
frei, während auf dem letzteren nicht unerhebliche Zölle ruhten. 
Liess sich nun auch eine Mehrbelastung des ausser- 
europäischen Produkts im Anfange wohl und überhaupt in 
solange rechtfertigen, als die vereinsländische Industrie unter un- 
günstigeren Bedingungen zu arbeiten gezwungen ist, denn die 
Producenten in den Colonien: so erschien es doch, auch vom 
Standpunkte der Schutzzolltheorie aus, bald nicht mehr ge- 
boten, bei dem inländischen Erzeugnisse auf alle und jede Be- 
steurung zu verzichten. Die Steuerverwaltung aber, 
welche sich bei dem allmählig zunehmenden Verbrauche des un- 
besteuerten vereinsländischen Zuckers in einem sehr wesentlichen 
Einkommenstheile ] ) bedroht sah, konnte sich auf die eigenen 



Ausserdem in Anhalt-Dessau-Köthen 17 


im Grossherzogthum Hessen — 


„ Anhalt Bernburg 13 


in Thüringen 2 


im Grossherzogthum Weimar 2 


„ Braunschweig 14 


„ Fürstenthum Schwarzburg 




Rudolstadt 1 


„ Oldenburg — 


„ Westphalen 3 


„ Nassau — 


Rheinland 2 


„ Frankfurt a/M. — 


in Preussen 221 


34 


dazu in Luxenburg — 


— 



im ganzen Zollverein 255 Fabriken. 
1) Im Jahr 1840 sind im Zollverein in Eingang verzollt worden: 
6,546 Zollctr. Brod etc. u. Zucker mit einem Zollertrag von 65,460 Thlr. 
143 „ Rohzucker u.Faiin „ „ n n 1,287 n 

1,017,587 v desgl. f. Siedereien „ „ r „ 5,087,935 „ 

11,363 „ Syrup „ „ „ „_ 45,452 „ 

also im Ganzen mit einem Zollertrag von 5,200,134 Thlr. 
Zur Yergleichung möge dienen, dass in der Periode vom 1. April 
1859 bis 31. März 1860 an Zuckcrzoll und Rübenzuckersteuer zusammen 
9,419,257 Thlr. 8 Sgr. 6 Pf., an Kübensteuer allein 8,742,385 Thlr. 24 Sgr. 9 Pf. 
angefallen sind. Dabei ist übrigens zu beachten, dass seit 1840 nicht nur 
die relative Zuckerconsumtion in Folge des fortschreitenden Wohlstands im 
Zollvereine überhaupt gestiegen ist, sondern dass demselben inzwischen 
auch Hannover, Oldenburg, früher Braunschweig und andere Staaten bei- 
getreten sind, und dass gerade in diesen der Zuckerverbrauch ein stärkerer 
ist, als in den übrigen Theilen des Vereins. (Im Jahr 1852 war die Con- 
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Lehren der Schutzzolltheoretiker berufen, wenn sie nun darauf 
drang, dass mindestens in dem gleichen Verhältnisse, als die ein- 
heimische Industrie heranwachsen würde, auch deren Erzeugniss 
in die Steuer gelegt und diese Steuer nach und nach erhöht wer- 
den sollte, bis die einheimische Industrie endlich, grossgezogen, 
die nämlichen Abgaben wie das Colonialprodukt zu ertragen im 
Stande wäre. Alsdann könnte die gleich hohe i n n e r e Steuer 
auf das inländische Erzeugniss wirklich gelegt werden, welche 
auf dem ausservereinsländischen Erzeugnisse schon als 
Zoll ruht. Dieser Zoll aber würde den ihm durch die Verhältnisse 
erst aufgedrungenen Charakter eines Schutzzolls wieder ver- 
lieren, der Zuckerzoll würde wieder zum Finanz zolle werden, 
was er zuerst gewesen ; zugleich mit der seinen Betrag erreichen- 
den inneren Steuer würde er dazu beitragen, dass der ganze 
innere Verbrauch an Zucker gleichmässig als Steuerquelle 
ausgenützt werden könnte. 

Die Beiziehung des vereinsländischen Rübenzuckers zur Be- 
steurung war nun den einzelnen Zollvereinsstaaten je für ihre 
Landestheile allerdings auch nach den seitherigen Vereinbarungen 
nicht untersagt. Nur wären dieselben alsdann, nach dem oben 
bemerkten, jeder für sich, freilich nicht befugt gewesen, von dem- 
jenigen Rübenzucker, welcher in den andern Vereinsstaaten erzeugt 
und darauf in die Gebiete von jenen übergeführt worden sein 
würde, auch eine Ausgleichungsabgabe zu erheben. Das Product 
der übrigen Vereinsstaaten, und zwar auch derjenigen, in welchen 
die Fabrication des Rübenzuckers gar nicht besteuert worden wäre, 
hätte hier also jedenfalls steuerfrei gelassen werden müssen, wenn 
auch der eine oder andere Contrahent das Erzeugniss seiner 
eigenen Lande an Zucker mit einer Steuer im Acte der Fabri- 
cation hätte belegen wollen. Unter so bewandten Umständen wäre 
aber die nothwendige Folge einer derartigen Steuer der baldige 
Ruin der eigenen Zuckerfabriken gewesen. Die Concurrenz des 
Colonialzuckers war und blieb zwar vorerst in Folge der darauf 
fallenden Eingangszölle wirksam beschränkt; dagegen wäre jenen 



sumtion des Zollvereins an Zucker 6,11, Zollpfund pro Kopf, die des Steuer- 
vereins 6,jo Zolfpfund; zu vergl. Dieterici a. a. 0. S. 265.) 
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Fabriken in den um den Steuerbetrag bevorzugten Fa- 
briken der übrigen Vereinslande, sofern dort nicht gleichzeitig 
etwa auch eine solche Steuer eingeführt worden wäre, eine Mit- 
werbung entstanden, welche sie nicht hätten aushalten können. 
So würde alsdann die kaum erst eröffnete Steuerquelle der Natur 
der Sache nach bald wieder versiegt sein. — Die Besteuerung 
des vereinsländischen und inländischen Zuckers seitens der ein- 
zelnen Vereinsstaaten endlich erst im Momente des Verkaufs 
oder überhaupt auf anderem Wege als im Anschlüsse an die Fabri- 
cation hätte wieder ihre besonderen Schwierigkeiten gehabt. 

Eine Aenderung der bestehenden vertragsmässigen Abreden 
unter den Zollvereinsregierungen über die inneren Verzehrungs- 
und Verbrauchssteuern der einzelnen Staaten wurde daher schon 
hiedurch zur Notwendigkeit. 

Dazu kam, dass auch die Vereinbarungen über die inneren 
Steuern und über die Ausgleichungsabgaben, soweit sie den Wein 
betrafen, weder beiden nördlichen Vereinsstaaten, welche sich 
in ihrem Einkommen von der Weinsteuer im Ganzen, wegen 
der Betheiligung Suddeutschlands am Zoll er trage für den zu- 
meist im Norden consumirten fremden Wein, geschmälert sahen, 
noch beiden südlichen Vereinsstaaten befriedigten, deren nach 
Norddeutschland bestimmte Weine trotz ihres vereinsländischen 
Ursprungs nach wie vor beim Uebergang über die Grenze von 
Preussen u. s. w. eine nicht unbedeutende Abgabe, also in Wahr- 
heit trotz des Zollvereins und innerhalb desselben einen Zoll zu 
entrichten hatten. 

Während nun aber bei den Verhandlungen des Jahres 1841 
über die Fortdauer des deutschen Zoll- und Handelsvereins rück- 
sichtlich der Besteuerung des inländischen Zuckererzeug- 
nisses wirklich eine Vereinbarung erzielt worden ist, nach welcher 
der im Umfange des Zollvereins aus Runkelrüben verfertigte Zucker 
mit einer überall gleichen Steuer 1 ) belegt werden, nach welcher 

1) Die folgenden Tabellen sollen einen Ueberblick über die Aende- 
rungen geben, welche seit Gründung des Zollvereins einerseits in den 
Zuckerzöllen, andrerseits in der Rübensteuer nach und nach vor- 
genommen worden sind, um beiderlei Sätze einander mehr und mehr zu 
nähern : 
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ferner der Ertrag dieser Steuer vom 1. September 1844 an ein 
gemeinschaftlicher sein soll und in gleicher Weise wie das Ein- 
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kommen an Eingangszöllen unter den Vereinsstaaten zu theilen 
ist ') : — war die Herstellung einer ähnlichen Uebereinstimmung 
in den sonstigen inneren Steuern vom Verbrauche oder gar der 
Abschluss einer Uebereinkunft wegen der Gemeinschaftlichkeit der 
Erträgnisse von diesen Steuern nicht zu erreichen. Auch in der 
Folge, namentlich bei den Verhandlungen über die Fortdauer und 
Erweiterung, des Zollvereines, welche mit dem Vertrage vom 
4. April 1853 zu einem Abschlüsse gelangten, kam ein derartiges 
allgemeines Abkommen nicht zu Stande. Was bei diesen ver- 
schiedenen Verhandlungen, vom Jahr 1841 bis zum Jahr 1853, 
allein zu erwirken war, ist die Anwendung der früher zunächst 
blos mit Bezug auf die Ausgleichungsabgaben aufgestellten Grund- 
sätze auf die inneren Verbrauchssteuern überhaupt, so dass die 



1853 
1. September: 6 Sgr. vom Ctr. grünen Rüben (20 Ctr., wie früher an- 
genommen, zu 1 Ctr. Roh- 
zucker gerechnet, = 4 TM. 
per Ctr. Rohzucker). 
1858 
1. September: 7Vj n » » n n (nach d. gleichen Ansatz = 

5 Thl. per Cntr. Rohzucker; 
zu einem Cntr. Rohzucker 
bedarf man aber jetzt weit 
nicht 20 Ctr. Rüben, zu 
vergl. u. a. Helfer ich in 
Rd. 8 der Zeitschrift S. 74.) 
1) Ueber die gleiche und gemeinschaftliche Resteuerung des Runkel- 
rübenzuckers im Zollvereine liegen bis jetzt folgende Vereinbarungen vor: 
die Uebereinkunft vom 8. Mai 1841, das protokollarische Uebereinkommen 
vom 23. Oct. 1845, und die Uebereinkünfte vom 4. April 1853, 16. Febr. 
1858 und 25. April 1861. Darnach sind die oben angedeuteten Principien 
auch jetzt noch die maassgebcnden. Sollte die Fabrication von Zucker odei 
Syrup aus andern inländischen Erzeugnissen als aus Rüben, z. B. aus Stärke, 
im Zollvereine einen erheblichen Umfang gewinnen, so wären die Zollvereins- 
regierungen einverstanden, dass diese Fabrication ebenfalls in sämmtlichen 
Vereinsstaaten einer überstimmenden Besteuerung nach den für die Rüben- 
zuckersteuer verabredeten Grundsätzen zu unterwerfen sein würde. (Zu 
vergl. z. B. Art. 4. Abs. 2 des Vertrags vom 8. Mai 1841, dann Art. 12. 
Abs. 2 des Vertrags vom 4. April 1853 über die Fortdauer und Erweiterung 
des deutschen Zoll- und Handelsvereins.) 
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einzelnen Vereinsstaaten bei deren Anlage fortan, mehr als früher, 
an gleichmässig für alle gültige Vorschriften gebunden erscheinen. 

Aber auch jetzt noch ist es insbesondere in der Befugniss 
jedes Vereinsstaats geblieben, bei dem Uebergange gewisser Gegen- 
stände aus dem Gebiete der übrigen Contrahenten in das seinige 
besondere Abgaben zu erheben und den Transport solcher 
Gegenstände besonderen Controlen zu unterstellen. Der Ver- 
kehr im Innern des Zollvereins ist also nach wie vor 
gehemmt geblieben. 

In dem Folgendem wird diess nun näher zu zeigen sein. 

Die Artikel 3 des Vertrags vom 8. Mai 1841 und 11 des 
Vertrags vom 4. April 1853 wiederholen im Eingange die Er- 
klärung der Vereinsregierungen, dass dieselben ihr Bestreben auf 
Herbeiführung einer Gleichmässigkeit der Gesetzgebungen über 
die inneren Steuern vom Verbrauche, sowie der Besteuerungs- 
sätze auch ferner gerichtet sein lassen werden. Insbesondere 
wollen sie auf Vereinigungen mehrerer Staaten 
zu gleichen inneren Steuereinrichtungen, mit oder 
ohne Gemeinschaftlichkeit der Steuererträge hin- 
wirken. So lange aber, bis jenes Ziel erreicht, sollen hinsicht- 
lich der inneren Verbrauchssteuern und des Verkehrs mit den 
davon betroffenen Gegenständen unter den Vereinsstaaten, die 
Vereinbarungen Platz greifen, welche zur möglichsten Vermeidung 
der aus der Verschiedenartigkeit der Steuersysteme überhaupt, 
und namentlich aus der Ungleichheit der Steuersätze erwachsenden 
Nachtheile — sowohl für die Producenten, als für die 
Steuereinnahmen der einzelnen Staaten — getroffen 
worden sind. 

I. Zunächst haben sich die Zollvereinsregierungen darüber 
verständigt, dass es zwar jedem einzelnen Yereinsstaate freigestellt 
bleibe, die auf der Hervorbringung, der Zubereitung 
oder dem Verbrauche von Erzeugnissen bereits ruhenden 
inneren Steuern beizubehalten, zu verändern oder aufzuheben, 
sowie neue Steuern dieser Art einzuführen, dass aber für jetzt 
dergleichen Abgaben nur auf folgende inländische und gleich- 
namige vereinsländische Erzeugnisse als 

Branntwein, Bier, Essig, Malz, Wein, Most, 



382 Die Hemmnisse des freien Verkehrs 

Cider (Obstwein), Tabak, Mehl und andere 
Mühlenfabricate, desgleichen Backwaaren, 
Fleisch, Fleischwaaren und Fett 
sollen gelegt werden dürfen (Z. IL 2 a der angeführten Vertrags- 
artikel). 

Ausnahmsweise kann: 

1. In der freien Stadt Frankfurt a/M., welche auf der 
einen Seite als selbständiger Vereinsstaat, auf der anderen als 
städtische Commune (siehe unten V) hier in Betracht zu ziehen 
ist, auch von Brennmaterialien, Getreide und Fourage 
wie bisher (zu vergl. das Schlussprotokoll vom 2. Januar 1836 
und das Frankfurter Vollzugsprotokoll § 7) eine Steuer erhoben 
werden. (Sep.-Art. 4 und 10 der angef. Verträge je unter Z. 3.) 

2. Ist vorsorglich vereinbart, dass, wenn ein bis jetzt 
noch nicht gewöhnliches Getränk oder Nahrungs- 
mittel, möge dessen Bereitung aus Erzeugnissen des Vereins-In- 
oder Auslandes erfolgen, in Aufnahme kommen sollte, und dessen 
Beiziehung zur Besteuerung von dem einen oder dem andern 
Vereinsstaate für angemessen erachtet werden würde, der Ansatz 
einer solchen Steuer jedem Staate gestattet bleibe, sei es nun, 
dass er dieselbe für eigene Rechnung oder gemeinschaftlich mit 
andern Vereinsstaaten zur Erhebung bringen werde. Nur seien 
alsdann sämmtliche Vereinsmitglieder zuvor davon zu benach- 
richtigen und die hienach anzuführenden Vereinbarungen wegen 
gleichmässiger Behandlung der nämlichen Erzeugnisse der übrigen 
Vereinsstaaten zu beobachten. (Die angef. Sep.-Art. je unter Z. 4.) 

3. Von allen Erzeugnissen dagegen, von welchen entweder 
auf die in der Zollordnung vorgeschriebene Weise dargethan wird, 
dass sie als ausländisches Ein- oder Durchgangsgut 
die zollamtliche Behandlung bei einer Erhebungsbehörde des Zoll- 
vereins bereits bestanden haben oder derselben noch unter- 
liegen, oder von welchen, sofern sie zu den tarifmässig zoll- 
freien gehören, durch Bescheinigungen der Grenzzollämter nach- 
gewiesen wird, dass sie vom Auslände eingeführt worden sind, 
darf überhaupt keine weitere Abgabe irgend einer Art, 
sei es für Rechnung des Staats oder für Rechnung von Communen 
und Corporationen, erhoben werden. Vorbehalten bleiben allein 



im Innern des deutschen Zollvereins. 383 

diejenigen Steuern, welche in einem Vereinsstaate auf die wei- 
tere Verarbeitung oder auf anderweite Bereitungen 
aus solchen Erzeugnissen, ohne Unterschied des ausländischen, 
inländischen oder vereinsländischen Ursprungs, allgemein gelegt 
sind. (Die angef. Vertragsartikel je unter Z. I.) 

Der Nachweis der stattgehabten Verzollung des auslän- 
dischen Gutes kann also nur auf die in der Zollordnung vorge- 
schriebene Weise, d. i. durch die Zollquittung (Z.-0. § 19) 
geführt werden. Diess gilt nun insbesondere auch für Versen- 
dungen solcher Güter aus dem einen in den andern Vereins- 
staat. Auch der Anspruch auf die vertragsmässige Freiheit von 
den unten noch näher zu besprechenden Uebergangssteuern 
ist mit der Zollquittung zu begründen. Doch wurde ausnahms- 
weise gestattet, beiTheilsendungen an und für sich über- 
gangssteuerpflichtiger, aber wegen ihrer vorherigen Verzollung 
abgabenfreier Gegenstände, an die Stelle der Zollquittung eine 
amtliche Bescheinigung über die unmittelbar vorher stattgehabte 
Verzollung der ganzen Waarenpost treten zulassen (Hauptprot. 
der Xu. Gen.-Conf. § 31). Ausserdem aber ist vereinbart, dass 
solche Gegenstände überhaupt nur dann von der Uebergangssteuer 
frei bleiben sollen, wenn sie unmittelbar nach der Verzollung 
unter Festhaltung der Identität durch Blei- und Siegelverschluss 
und unter Beigabe der Zollquittung u. s. w. an die dem Bestim- 
mungsorte nächstgelegene Steuerbehörde des abgabeberechtigten 
Staates überwiesen werden (Hauptprot. der II. Gen.-Conf. § 38). 
Der unmittelbaren Versendung nach der Verzollung wird es, in 
Gemäsheit eines besonderen Protokolles vom 3. Februar 1854, 
gleichgeachtet, wenn verzollte ausländische Weine und Spirituosen 
sofort, d. h. noch vor ihrer Entfernung aus dem Zollhofe und 
unter amtlicher Begleitung in eine zu diesem Behufe verschiedenen 
Städten, z. B. Frankfurt a/M., Mainz, Offenbach, Mannheim, be- 
willigte Niederlage, welche unter Aufsicht der Packhofsverwaltung 
gestellt ist, verbracht werden, dort aber unter Buchcontröle und 
amtlichem Verschlusse gehalten bleiben, bis sie mit den entspre- 
chenden amtlichen Ausweisen und gehörig versichert an die in 
der Richtung des Bestimmungsorts gelegene Uebergangsstelle des 
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Steuerverbandes der nördlichen Zollvereinsstaaten abgefertigt wer- 
den können *)• 

Nur bei fremden, in Originalflaschen eingehen- 
den Weinen darf von einem weiteren Nachweise des auslän- 
dischen Ursprungs nach den Formen der Zollordnung dann Ab- 
stand genommen werden und insbesondere auch die Uebergangs- 
steuer dann unerhoben bleiben, wenn dasjenige Amt, welchem 
die Erhebung zustehen würde, den Wein nach seiner mora- 
lischen Ueberzeugung für ausländischen erkennen sollte. 
(Schlussprot. vom 8. Mai 1841. Z. 4. pos. 5. lit. b. und Schluss- 
prot. vom 4. April 1853. Z. 7. pos. 6. lit. b.) 

Ferner ist die schon oben unter A. angeführte Vereinbarung 
hier wieder zu erwähnen, dass eine Uebergangsabgabe von Tabak 
dann nicht erhoben wird, wenn die Tabaksfabricate unmittelbar 
aus den Fabriken und mit einer amtlichen Bescheinigung versendet 
werden, dass sie nur aus ausländischen Blättern bestehen 
(Schlussprot. vom 4. April 1853. Z. 7. pos. 6. lit. a). 

Endlich gehören hierher die Vereinbarungen in den Separat- 
artikeln 4, Z. 1 und 2 zum Vertrage vom 8. Mai 1841 und 10, 
Z. 1 und 2 zum Vertrage vom 4. April 1853. Darnach soll: 

a. In denjenigen Zollvereinsstaaten, in welchen die inneren 
Steuern oder die Communal- und Corporationsabgaben von Ge- 
tränken so angelegt sind, dass sie bei der Einlage der letz- 
teren erhoben oder den Steuerpflichtigen zur Last gestellt werden, 
der Grundsatz der Freilassung verzollter ausländischer Erzeugnisse 
von inneren Abgaben *) wenigstens in soweit Anwendung finden, 
dass die erste Einlage verzollter ausländischer Getränke, d.h. 
diejenige, welche dem directen Bezüge der Getränke aus dem 
Auslande oder dem Bezüge aus öffentlichen Niederlagen oder 

1) Zu vergl. auch Schröder, Handbuch für Zollbeamte 5. Aufl. S. 120 
des zweiten Abschnitts. Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1854. S. 664. 
668. Dann 1857. S. 146. 646. 

2) In Württemberg ist schon unterm 22. Juli 1836 ein Gesetz er- 
gangen, wornach bei dem ausser den Staaten des deutschen Zollvereins 
erzeugten Wein und Branntwein, welchen Detailhändler oder Wirthe gegen 
die volle Eingangsabgabe aus dem nicht vereinten Auslande oder aus 
Zolllagerhäusern unmittelbar beziehen, die Erhebung einer Wirthschaftsab- 
gabe nicht mehr stattfinden soll. 
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Privatlagern unmittelbar folgt, von jeder inneren Steuer befreit 
bleibt ')• 

b. Die einer Commune oder Corporation etwa bewilligten 
Abgaben auf Brennmaterialien und Fourage dürfen auch 
von ausländischen Erzeugnissen erhoben werden; und 

c. Unter den inneren Steuern , welche die weitere Ver- 
arbeitung eines Gegenstandes oder anderweite Bereitun- 
gen aus demselben treuen, seien die Steuern von der Fabrication 
des Branntweins, Biers und Essigs, ferner die Mahl- und Schlacht- 
Steuern zu verstehen. Ausländisches Getreide, Malz und 
Vieh unterliegen daher diesen Steuern in gleichem Maasse, wie 
das inländische oder vereinsländische. 

Die Vereinbarung unter lit. c. wird aber noch ergänzt durch 
die Verabredung der XII. Generalconferenz , dass, so lange ein 
höherer Eingangszoll, als 15 Silbergroschen vom Centner, für 
Mühlenfabricate aus Getreide und Hülsenfrüchten, 
nämlich : geschrotene oder geschälte Körner , Graupen , Gries, 
Grütze und Mehl nicht eintritt, verzolltes ausländisches Mehl und 
verzollte ausländische Mühlenfabricate der bezeichneten Art aus 
Getreide und Hülsenfrüchten, in Beziehung auf innere Besteuerung, 
sei es für Rechnung des Staats oder der Communen und Cor- 
porationen, wie inländische Erzeugnisse behandelt werden sollen. 

Bes. Prot, de dto Eisenach am 26. September 1856. Z. 3. 

4. Nach Artikel 1. Abs. 2 der Uebereinkünfte vom 8. Mai 
1841 und vom 4. April 1853 wegen Besteuerung des Rüben- 
zuckers darf neben der überall gleichen und sämmtlichen 
Vercinsstaaten gemeinschaftlichen Rübenzucker- Steuer in 
keinem Falle eine weitere Abgabe von dem Rübenzucker, 

1) Die augeführten Scperatartikel enthalten sodann noch die ausnahms- 
weise Bestimmung, dass Württem b erg und Baden ihre Getränkesteuern 
auch von den, gegen einen ermässigten Zollsatz eingehenden Schweizer 
Bodensee weinen sollen erheben dürfen. Die Zollbegünstigung dieses 
Products der um den Bodensee gelegenen Schweizer Cautone ist jedoch 
mit einigen weiteren Zollbegünstigungen, welche der Schweiz bis dahin 
zugestanden worden waren , schon im Jahr 1851 zurückgezogen worden 
(Regbl. für das Königr. Württbg. 1851. S. 194). Dass dieselbe gleichwohl 
an der gedachten Stelle des Vertrags von 1853 als noch bestehend erwähnt 
wird, muss auf einem Versehen beruhen. 
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weder für Rechnung des Staats, noch für Rechnung der Communen 
erhoben werden. 

5. Die innerhalb des Vereins erzeugten Gegen- 
stände, welche durch einen Vereinsstaat nur transitiren, um 
entweder in einen andern Staat des Zollvereins oder nach dem 
Auslande geführt zu werden, unterliegen endlich einer inneren 
Steuer dort ebenfalls nicht (zu vergl. die mehrfach angeführten 
offenen Artikel der Vertrüge von 1841 und 1853 unter Z. IL 1); 
vorausgesetzt, dass dieselben gehörig verschlossen und unter den 
geeigneten Controlen das Gebiet des zwischenliegenden Staats 
Überschreiten ')• 

6. Auf der XIII. Generalconferenz hat man sich nach § 24 des 
Hauptprotokolls auch noch darüber vereinigt, dass übergangssteuer- 
pflichtige Gegenstande, welche aus einem der in Gemeinschaft 
der Uebergangsabgaben stehenden Staaten nach einem 
andern, nicht zu dem betreffenden Verbände gehörigen Vereins- 
staate gesandt worden sind, von dort aber unverkauft 
zurückkommen, bei unzweifelhafter Identität mit Genehmi- 
gung der Directivbehörde ausnahmsweise übergangsabgaben- 
frei eingelassen werden können. Diese Bewilligung soll auch 
auf diejenigen Übergangsabgabenpflichtigen Gegenstände Anwen- 
dung finden, welche in der Zollvereinsniederlage zu Bremen ge- 
lagert haben und nun von dorther wieder eingehen. Bei Gegen- 
ständen jedoch, welche gegen Empfang einer Steuervergütung 
ausgeführt worden sind, wird die abgabenfreie Wiedereinfuhr an 
die Bedingung geknüpft, dass diese Vergütung zuvor zurück- 
gegeben werde. 



Nachdem jetzt der Kreis derjenigen Gegenstände, welche 
innerhalb des Zollvereins allein noch inneren Steuern für den 
Fall ihres Consums unterworfen werden dürfen, abgegrenzt ist, 
und nachdem weiter die Voraussetzungen bezeichnet sind, unter 
welchen auch bei solchen Objecten nur eine Besteuerung zulässig : 
können wir auf die weiteren Vereinbarungen übergehen, welche 



1) Zu vergl. Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1867. S. 646. 
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für den Ansatz, wie für die Erhebung und Sicher Stellung 
der inneren Consumtionssteuern eben aus jenen Steuerobjecten 
inländischen oder vereinsländischen Ursprungs die Grundlage bilden. 
II. Was den Ansatz der inneren Steuern vom Verbrauche 
betrifft, so haben sich die Vereinsregierungen 

1. zunächst über bestimmte Sätze verständigt, deren 
Beträge bei Abmessung der inneren Steuern vom Branntwein, 
Bier, Wein und Tabak überhaupt nicht, also auch nicht 
beim Ansätze der Uebergangssteuern von den gleichnamigen 
vereinsländischen Erzeugnissen, überschritten werden sollen. 
Für die inneren Verbrauchsabgaben von den übrigen unter I. ge- 
nannten Gegenständen hielt man dagegen die Vereinbarung einer 
Maximalgrenze nicht für nothwendig. (Zu vergl. die angeführten 
offenen Artikel der Verträge von 1841 und 1853 unter Z. II. 2 b. 
und die Separatartikel 4, resp. 10 zu denselben je unter Z. 5.) 

2. Haben die Vereinsregierungen zugesagt, bei allen Ab- 
gaben, welche in ihrem Bereiche gemäss den unter I. angeführten 
Bestimmungen zum Ansätze kommen, eine gegenseitige 
Gleichmässigkeit der Behandlung dergestalt stattfinden 
zu lassen, dass das Erzeugniss eines andern Staates des Zoll- 
vereins unter keinem Vorwande höher oder in einer lästigeren 
Weise, als das inländische oder als das Erzeugniss der übrigen 
Vereinsstaaten besteuert werden solle. Auch haben sie allseitig 
ausdrücklich anerkannt, dass dem eben gedachten Grundsatze 
durch gleichmässige Anwendung der nämlichen Erhebungs- 
sätze auf das inländische, wie auf das vereinsländische Erzeug- 
niss bei denjenigen inneren Steuern, welche nach dem Werthe 
der Waare erhoben werden, noch nicht völlig Genüge geschehen 
würde, dass hiezu vielmehr noch weiter erforderlich sei, auch bei 
Feststellung des zu besteuernden Werthes das in- 
ländische Erzeugniss nicht vor dem vereinsländischen zu begün- 
stigen. (Zu vergl. die angef. offenen Artikel unter Z. IL 3, die 
angeführten Separatartikel unter Z. 6.) 

Als die Consequenzen dieses Grundsatzes ergeben sich nun 
folgende : 

3. Vereinsstaaten, welche von einem inländischen Er- 
zeugnisse keine innere Steuer erheben, dürfen auch das gleiche 
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vereinsländische Erzeugniss nicht besteuern. Ausnahms- 
weise ist zwar denjenigen bereits im Zollvereine befindlichen 
Staaten, in welchen kein Wein erzeugt wird, freigestellt, 
von den vereinsländischen Weinen eine Abgabe zu erheben, auf 
deren Bemessung die Bestimmung der Ziffer 1. alsdann ebenfalls 
Anwendung finden soll. Für einen dem Zollverein etwa erst noch 
beitretenden Staat ohne eigenen Weinbau würde aber jene Aus- 
nahme in keiner Weise präjudiciren, falls derselbe sich nicht zu- 
gleich überhaupt dem inneren Steuersysteme des einen oder an- 
dern der Vereinsgenossen anschliessen möchte. (Zu vergl. die 
angef. offenen Vertr.-Art. je unter Z. IL 3 a, die Separatart. je 
unter Z. 7, das Schlussprotokoll von 1841 unter 4. Z. 1, das von 
1853 unter 7. Z. 1.) 

Ferner 

4. Soweit nun aber in den Vereinsstaaten von 
dem einen oder andern Gegenstande der Consum- 
tion eine innere Steuer erhoben wird, darf ein solcher 
Staat dieaus den übrigen Vereinsstaaten herrühren- 
den Erzeugnisse der nämlichen Gattung, 

a. wenn der Ansatz jener inneren Steuer bei dem Kaufe 
oder Verkaufe oder bei der Verzehrung des betreffenden 
Verbrauchsartikels erfolgt, in gleicher Weise, jedoch nur 
in gleicher Weise, ebenfalls zur Bestcurung ziehen. 

b. Wird dagegen die innere Steuer auf die Zubereitung 
oder auf die Hervorbringung eines Consumtionsgegenstandes 
gelegt, so darf der gesetzliche Betrag dieser inneren 
Steuer bei derEinfuhr des gleichnamigen Artikels 
aus einem anderen Vereinsstaate voll auch auf den 
letzteren gelegt werden. Soweit übrigens zwischen mehreren 
zum Zollverein gehörigen Staaten eine Vereinigung zu gleichen 
Steuereinrichtungen besteht, werden diese Staaten, in Ansehung 
der Befugniss, die betreffenden Steuern gleichmässig auch von 
vereinsländischen Gegenständen zu erheben, — als ein Ganzes 
betrachtet. 

Zu vergl. die angef. offenen Artikel unter Z. II. 3 b, c. und d. 

Diese vertragsmässigen Bestimmungen (Ziffer 4 b) bilden 

die Grundlage für den Ansatz von Uebergangssteuern im 
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Verkehr zwischen den einzelnen Zollvereinsstaaten. Schon hieraus 
geht hervor, dass dieselben keine besondere Steuer art bilden, 
dass sie vielmehr nichts anderes sind, als eine besondere Er- 
hebungsform, welche innerhalb des Zollvereins bei der Be- 
steuerung der Consumtion überhaupt mit zur Anwendung ge- 
bracht wird, welche am meisten Verwandtschaft mit dem Zolle 
von der Einfuhr der Consumtionsgegenstande aus dem Aus- 
lande zeigt, welche sich aber hievon doch wieder schon prin- 
cipiell dadurch unterscheidet , dass die Uebergangssteuern ledig- 
lich einen finanziellen Zweck haben, lediglich Steuern 
sein sollen (zu vergl. oben Ziffer II, 2), während bei den 
Zöllen auf allen denjenigen Gegenständen wenigstens, welche 
im Auslande und im Inland hergestellt und producirt werden, 
neben dem finanziellen fast immer auch ein polizeilicher, ein 
volkswirtschaftlicher Zweck verfolgt wird. Von den 
Eingangszöllen des Zollvereins insbesondere aber unterscheiden 
sich die Uebergangssteuern nach dem Vorstehenden auch noch 
dadurch, dass die letzteren sich enge an die Steuergesetze 
der einzelnen Vereinsstaaten anschlies sen, wäh- 
rend die Zölle für sich und ohne eine solche Rücksicht auf 
die Landessteuergesetzgebungen bestimmt werden, eine Rücksicht, 
welche auch bei der noch bestehenden Verschiedenheit in den 
Steuersystemen und Steuersätzen der einzelnen Vereinsstaaten 
kaum allerseits genommen werden könnte. 

Sofern nun aber der Grundsatz als maassgebend anerkannt ist, 
dass die gesetzlichen Beträge der innern Consumtionssteuern, soweit 
letztere bei der Hervorbringung oder Zubereitung der Verbrauchs- 
gegenstände erhoben werden, im Falle der Einfuhr der gleich- 
namigen Gegenstände aus andern Vereinsstaaten voll angesetzt 
werden dürfen, erscheint es jetzt ganz unbedenklich, für den 
Fall der Ausfuhr der bereits besteuerten inländischen Producte oder 
Fabricate nach andern Vereinsstaaten Steuerrückvergütungen 
allgemein zuzulassen. Die letzteren Staaten erheben ja alsdann 
selbst die gleiche Steuer davon, welche sie auch von ihren eigenen 
Erzeugnissen fordern, ihre Producenten und Fabrikanten erleiden 
also durch die Steuerrückvergütungen der andern Staaten keinen 
Nachtheil. Dagegen ist es für alle vereinsländischen Producenten 

Zeitsclir. f. Staatsw. 1861. III. Heft. 26 
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und Fabrikanten von Consumtionsgegenständen von Werth, im 
Fall ihres Absatzes nach andern Steuergebieten , in steuerlicher 
Hinsicht nicht ungünstiger als die dortigen Concurrenten behan- 
delt zu sein. Es ist desshalb 

5. verabredet, dass einmal diejenigen Staaten, in welchen 
innere Steuern von einem Consumtionsgegenstande bei dem 
Kaufe oder Verkaufe oder bei der Verzehrung desselben 
erhoben werden, die Abgabe dann unerhoben oder ganz 
oder theilweise zurückerstatten lassen können, wenn 
ein solcher Gegenstand nach andern Vereinsstaaten 
übergeht; ferner dass auch diejenigen Staaten, welche innere 
Steuern auf die Hervorbringung oder Zubereitung eines 
Gegenstandes gelegt haben, bei der Ausfuhr des letzteren nach 
anderen Vereinsstaaten die Steuer theilweise oder bis zum 
vollen Betrage zurückerstatten lassen dürfen. 

Uebrigens soll eine Steuerrückvergütung nur in soweit ge- 
währt werden, als die betreuenden Staaten eine solche auch bei 
Ausfuhren des besteuerten Erzeugnisses nach dem Verein s- 
auslande leisten; und in keinem Falle soll mehr erstattet 
werden , als zuvor an Steuer wirklich bezahlt worden war , damit 
die Vergütung nicht die Natur und Wirkung einer Ausfuhrprämie 
erhalte. Auch ist die Steuerrückvergütung dem Exporteur erst 
zu verabfolgen oder der letztere nach Uniständen von der Ver- 
bindlichkeit zur Steuerzahlung erst dann zu entlasten, wenn der 
Eingang der besteuerten Erzeugnisse in dem angrenzenden Ver- 
einsstaate oder in denk Lande des Bestimmungsortes genügend 
(z. B. im Wege der Uebergangsscheincontrole) nachgewiesen 
sein wird. 

Beim Tabak ferner ist die Befugniss zur Steuererstattung 
beschränkt auf die nach andern Vereinsstaaten übergehenden 
rohen Tabaksblätter. Preussen aber für seine östlichen 
Provinzen, dann das Königreich Sachsen und der Thürin- 
gische Verein haben, um etwaigen Missbräuchen, insbe- 
sondere zur Erschleichung der Steuervergütung für den in andere 
Vereinsstaaten übergehenden ausländischen Wein, vorzubeugen, 
auf die Befugniss zur Zurückerstattung der Weinsteuer 
verzichtet. 
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Zu vergl. die angef. offenen Artikel der Verträge von 
1841 und 1853 je unter Ziffer II, 3 b und c, den Separat- 
artikel 4 zum Vertrage vom 8. Mai 1841 Z. 11 und den 
Separatartikel 10 zum Vertrage vom 4. April 1853 Z. 10; 
dann das Schlussprotokoll vom 8. Mai 1841 Z. 4, Punkt 2 
und 4, das vom 4. April 1853 Z. 7 Punkt 2 und 5. 
6. Uebersichten über die Steuersätze , welche in denjenigen 
Vereinsstaaten, wo innere Steuern auf die Hervorbringung oder 
Zubereitung gewisser. Erzeugnisse gelegt sind , von den gleich- 
namigen vereinsländischen Erzeugnissen erhoben werden, sowie 
über die von solchen bewilligten Steuerrückvergütungssatze sind 
schon zu verschiedenen Malen, auf Grund der von den Vereins- 
regierungen gemachten Mittheilungen über die Steuergesetz- 
gebungen ihrer Staaten, aufgestellt und veröffentlicht worden. 

Zu vergl. Pochhammer , Jahrbücher der Zollgesetzgebung 
1842. S. 445 ff. Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1854 
S. 596. 
Im übrigen haben sich die Zollvereinsregierungen zugesagt, 
gegenseitig mittheilen zu wollen, wenn irgendwo Veränderungen 
in den bestehenden Steuersätzen und in den Gesetzen oder Ver- 
ordnungen über die gedachten inneren Steuern eintreten sollten. 
Sie werden damit den Nachweis verbinden , dass die neuen Steuer- 
oder Rückvergütungsbeträge den vereinbarten Grundsätzen ent- 
sprechen. 

Doch würden etwaige Reclamationen dagegen seitens an- 
derer Vereinsregierungen, — wie allseitig wiederholt anerkannt 
worden ist, — die Anwendung jener Sätze nicht hin- 
dern können, sondern allein die Folge haben, dass im Corre- 
spondenzwege oder auf der Generalconferenz zu versuchen wäre, 
deren Erledigung zu bewirken. *) 



1) Bei der X. Generalconferenz ist die letzte Gesammtübersicht über 
die Uebergangsstcuersfitze aufgestellt worden. Dabei haben sich, nach 
§ 58, II des Hauptprotokolls , mehrere der Vereinsregierungen ausdrücklich 
verwahrt, dass durch ihre Mitwirkung bei Feststellung jener Uebersicht 
die Bedenken nicht aufgegeben seien, welche gegen die in einzelnen 
Staaten zur Erhebung kommenden Abgabensfitze , als den vertragsmässigen 
Bestimmungen nicht entsprechend, bestünden — dass vielmehr die Ueber- 

26* 
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Zu vergl. die angef. offenen Artikel der Verträge von 
1841 und 1853 unter Ziffer II, 3 c, Absatz 2 und Z. 
6 a; den Separatartikel 4 zum Vertrage vom 8. Mai 
1841 Z. 10 und den Separatartikel 10 zum Vertrage vom 
4. April 1853 Z. 9. 
An diese Vereinbarungen wegen des Ansatzes innerer 
Steuern vom Verbrauche überhaupt , insbesondere aber wegen des 
Ansatzes der Uebergangssteuern, schliessen sich sodann 
die Bestimmungen wegen der Erhebung -dieser Abgaben, und 
namentlich die Bestimmungen wegen der Uebergangscon- 
trole unmittelbar an. Die Uebergangssteuern und die Ueber- 
gangscontrolen aber nehmen als Hemmnisse des freien Verkehrs 
im Zollverein unser Interesse hier ganz besonders in Anspruch. 
III. Die Verabredungen in Betreff der Erhebung und 
Sicherstellung der privativen Steuern vom Verbrauche be- 
ziehen sich nun im Wesentlichen hauptsächlich auf die Ueber- 
gangssteuern; nur bezüglich der Vorschriften wegen der 
Erhebung von diesen bedurfte es auch überhaupt eines weiteren 
allseitigen Einverständnisses, wogegen bei der Uebergangs- 
controle allerdings wieder die Sicherung der inneren Steuern 
vom Verbrauche überhaupt mit bezweckt wird. 

Die Erhebung der Uebergangssteuern soll für die 
Regel in dem Lande des Bestimmungsortes stattfinden, sofern 
solche nicht, nach besonderen Verabredungen entweder durch 
gemeinschaftliche Hebestellen an den Binnengrenzen *), oder 
schon im Lande der Versendung für Rechnung des abgabebe- 
rechtigten Staats erfolgen kann, wobei alsdann besondere Vor- 



sicht lediglich dazu dienen solle , die zur Zeit bestehenden factischen Ver- 
hältnisse zu regeln. Hieraus geht hervor, wie wenig die obigen Bestim- 
mungen ausreichen, um eine befriedigende Lösung derartiger Controversen 
zwischen einzelnen Vereinsregierungen herbeizuführen. Allerdings bliebe 
nach den Verträgen (z. B. Separatartikel 18 zum Vertrage vom 4. April 
1853) hiefür noch die Berufung an ein Schiedsgericht übrig. Allein 
von diesem Rechtsmittel ist meines Wissens bis jetzt im Zollverein über- 
haupt noch nie Gebrauch gemacht worden. 

1) Z. B. Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1858. S. 321. 
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kehrungen zum Zwecke der Sicherung der inneren Steuern über- 
haupt nöthig werden. 

Die gemeinschaftlichen Anmeldestellen aber an der Binnen- 
grenze zwischen Bayern, Württemberg, Baden einerseits und 
den übrigen Vereinslanden andrerseits sind durch Art. 2 des 
Vertrags vom 8. Mai 1841 aufgehoben und ist dadurch der Ver- 
kehr, mit Handelsgegenständen wenigstens, an dieser Binnengrenze 
von den weiteren Controlen befreit worden. Aufrecht erhalten 
wurden dagegen diejenigen Controlen, welche zum Behufe der 
Sicherung der Uebergangssteuern erforderlich sind. Auch diese 
Controlen sollen übrigens auf eine den Verkehr möglichst wenig 
beschränkende Weise und nur nach gegenseitiger Verabredung 
getroffen werden. Wo sich der Ansatz der Steuern nach dem 
Werthe des Gegenstandes bestimmt , soll insbesondere auf Ein- 
richtungen Bedacht genommen werden, nach welchen, im Falle 
des Uebergangs der steuerpflichtigen Erzeugnisse aus andern 
Vereinsstaaten , die Ermittlung des Werths erst am Bestimmungs- 
orte, mit Vermeidung aller zeitraubenden und beschwerlichen 
Untersuchungen unterwegs, eintreten könnte. 

Zu vergl. die offenen Artikel der Verträge von 1841 
und 1853 3 und 11 je unter Z. II, 4, Separatartikel 4 
zum Vertrage vom 8. Mai 1841 Z. 12, Separatartikel 10 
zum Vertrage vom 4. April 1853 Z. 11. 
Zur Ausführung der vorstehenden Verabredungen ist 
»wegen Erhebung und Controlirung der inneren (Ueber- 
gangs-) Steuern von vereinsländischem« (im Gegensatz zum in- 
ländischen) »Branntwein, Bier, Wein, Obstwein und Tabak« 
nach dem besonderen Protokolle vom 8. Mai 1841 eine pro- 
visorische Uebereinkunft abgeschlossen worden, deren de- 
finitive Feststellung der nächsten Generalconferenz vorbehalten 
blieb , mit wenigen Modificationen inzwischen auch bei der fünften 
Generalconferenz (Hauptprotokoll § 26) erfolgte. Zwar hatte 
man hiebei in erster Linie nur die steuerliche Regelung des Ver- 
kehrs mit jenen , der inneren Besteuerung unterliegenden Gegen- 
ständen von und nach Preussen, Sachsen, Kurhessen und Thü- 
ringen im Auge. Allein zugleich hielt man doch darauf, den 
Abreden eine allgemeine Fassung dergestalt zu geben, dass 
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solche geeignet würden, auch die Grundlage für diejenigen An- 
ordnungen zu bilden, welche Behufs der Erhebung und Contro- 
lirung der inneren Steuern beim Verkehr zwischen den andern 
Vereinsstaaten ebenfalls zu trefFen wären. 

Im Einzelnen bestimmt die Uebereinkunft nun: 

1. dass der U ebergang der steuerpflichtigen Gegenstände 
über die Binneugrenzen nur auf bestimmten Strassen 
(den Ueber gan gsstrassen) erfolgen dürfe (§ 1 und 8), 
an welchen , je nach Bedürfniss , nahe den Grenzen , unter Um- 
ständen gemeinschaftliche, Hebe- und Abfertigungsstellen zu er- 
richten sind (§ 1 und 3). 

2. Bei dem Uebergange steuerpflichtiger Gegenstände aus 
einem Vereinslande in das andere muss die Entrichtung der 
Steuer bei der Steuerstelle im Bestimmungsorte erfolgen, wenn 
nach der Steuereinrichtung im Lande der Bestimmung die be- 
treffende innere Steuer überhaupt nur am Bestimmungsorte zu 
erheben ist (§ 4. Abs. 1) ; (wie z. B. die Wirthschaftsabgabe von 
Wein und Obstmost in Württemberg, die Accise und das Ohm- 
geld von Wein und Obstmost in Baden). In solchen Fällen han- 
delt es sich alsdann aber überhaupt nicht von Uebergangssteuern, 
sondern von den oben unter Ziffer II, 4 a näher bezeichneten 
Abgaben von vereinsländischen Erzeugnissen. In den übrigen 
Fällen (oben Ziffer II, 4 b) kann die Erhebung der Uebergangs- 
steuer entweder ebenfalls erst am Bestimmungsorte , oder bei der 
Grenzsteuerstelle , oder endlich , eine besondere Vereinbarung 
zwischen den betheiligten Staaten vorausgesetzt , auch schon im 
Lande der Versendung , aber auch dann für Rechnung desjenigen 
Staats erfolgen, wohin der steuerpflichtige Gegenstand verführt 
werden soll (§ 4 Abs. 2 und § 5). 

3. Zur Controlirung derjenigen vereinsländischen Er- 
zeugnisse aber, für welche die Steuer erst am Bestimmungsorte 
entrichtet werden will, oder welche durch einen Vereinsstaat nur 
transitiren sollen (mit der Bestimmung nach anderen Theilen des 
Staats aus welchem die Versendung erfolgt — nach einem anderen 
Vereinsstaate — nach dem Vereinsauslande) ; — tritt bei den be- 
treffenden Grenz steuerstellen die Abfertigung auf U e b e r - 
gangsschcin insbesondere dann ein, wenn entweder in den 
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verschiedenen in Frage stehenden Vereinsstaaten, oder doch in 
dem zu durchfahrenden Lande das zu versendende Erzeugniss zu 
den steuerpflichtigen Gegenständen gehört. Auf Grund besonderer 
Vereinbarung unter den betheiligten Staaten kann auch schon 
im Lande der Versendung die Abfertigung steuerpflichtiger 
Erzeugnisse nach deren Bestimmungsorte mittelst Uebergangs- 
scheins stattfinden, und zwar ohne Unterschied, ob zur Errei- 
chung des Bestimmungsorts ein dritter Vereinsstaat durchfahren 
werden muss oder nicht (§ 6. 7.). Endlich können Uebergangs- 
scheine auch lediglich zu dem Zwecke im Lande der Versendung 
ausgestellt werden, um die Ausfuhr eines dort bereits be- 
steuerten Erzeugnisses zu liquidiren, wofür nun eine Steuerver- 
gütung beansprucht wird. 

Bezüglich der Uebergangsscheincontrole gilt aber weiter 
folgendes : 

a. Die Steuer- und Zollstellen, welche zu Ausstel- 
lung und zu Erledigung der Uebergangsscheine berechtigt sind, 
werden besonders bezeichnet (§§ 6. 7. 12). 

b. Der Ausstellung der Uebergangsscheine muss die Vor- 
führung und Declaration der Waare, ihre Revision und die An- 
lage des amtlichen Waarenverschlusses vorangehen, falls nicht 
durch besondere Verabredung ein Anderes bestimmt oder in 
Folge der Steuereinrichtung in den Ländern der Versendung und 
Bestimmung davon Abstand genommen wird (§ 11). 

c. Mit der Unterzeichnung und dem Empfang des 
Uebergangsscheines übernimmt sodann derjenige , auf dessen Ver- 
langen der Schein ausgestellt worden, der Extrahent, die 
Verbindlichkeit, die Waaren in unveränderter Gestalt und Menge 
an dem darin angegebenen Orte zur Abfertigung zu stellen. 
Erfüllt derselbe diese Verbindlichkeit nicht, so hat diess ausser 
den Folgen, welche die privative Steuergesetzgebung im Lande 
der Versendung an die Unterlassung der vorschriftsmässigen An- 
meldung bei dem Erledigungsamte knüpft, und abgesehen von 
den strafrechtlichen Folgen, welche den Contravenienten treffen, 
für ihn die Wirkung, dass er nicht nur der etwaigen Beneficien 
verlustig wird, auf welche er im Falle des Nachweises der Aus- 
fuhr Anspruch gehabt hätte (Ausfuhrvergütung, Abschreibung 
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vom Conto etc.), sondern dass er nun auch, je nach dem Resul- 
tate der Untersuchung, die Steuer desjenigen Vereinsstaats ent- 
richten muss, in welchen die Waaren nach dem Uebergangs- 
schein übergehen oder durch welchen sie transitiren sollten; — 
sofern nämlich nicht anzunehmen, dass die abgefertigten Waaren 
im Lande der Versendung schon zurückgeblieben. Kommen 
hiebei mehrere Vereinsstaaten in Betracht und zwar solche mit 
verschiedenen oder doch nicht gemeinschaftlichen Steuersystemen, 
so ist, wenn die Untersuchung nichts Näheres ausweist, der 
höchste Steuersatz zu entrichten , welcher in den betheiligten 
Staaten eingeführt ist, und der Steuerbetrag wird alsdann dem- 
jenigen Staate übermittelt, dessen Gebiet bei dem Transporte 
zunächst hätte berührt werden müssen (§ 9 und die betreifende 
Stelle des Protokolls vom 8. Mai 1841). 

d. Nach der Ankunft am Bestimmungsorte oder an dem im 
Uebergangsschein sonst als Sitz des Erledigungsamtes angegebenen 
Orte ist die controlepflichtige Waare dem Erledigungsamte 
vorzuführen, welches dieselbe auf ihre Identität zu prüfen, den 
Verschluss abzunehmen und darauf den Uebergangsschein mit 
den erforderlichen Beurkundungen an die Ausfertigungsstelle zu- 
rückzusenden, auch je nach Umständen die Uebergangssteuer zu 
erheben hat. 

In dieser Weise bilden die Uebergangsscheine *), von dem 
Orte der Ausstellung bis zum Orte der Erledigung, die Abfertigung 
zur Sicherstellung der innern Steuern aller Yereinsstaaten, deren 



1) Das Formular für einen Uebergangsschein, wie solches nach der 
Beilage zur provisorischen Uebereinkunft vom 8. Mai 1841 und nach Beil. 
III. zum Hauptprotokoll der V. Generaiconferenz festgestellt worden ist, 
findet sich z. B. abgedruckt bei Schwarz (das württemb.) Gesetz, be- 
treffend die Abgabe von Branntwein vom 19. Septbr. 1852. Handausgabe 
S. 257. — Weitere Vereinbarungen über die formelle Behandlung der Aus- 
fertigung und der Erledigung von Uebergangsscheinen enthalten die Haupt- 
protokollc der V. (§ 26. Nr. 1) und VI. (§ 39) Generaiconferenz (Ausstellung 
nur Eines Scheins und Rücksendung desselben nach der Erledigung an das 
Ausrertigiingsamt; Befugniss des Erledigungsamtes zu Ausstellung eines 
neuen Scheins im Falle der Weitersendung des Steuerobjects) ; ferner das 
Hauptprotokoll der IX. Generaiconferenz (§ 33 , I.) wegen Fristüber- 
schreitungen. 
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Gebiet ein Transport mit steuerpflichtigen Gegenständen berührt ') 
(§ 10). Die frühere Verabredung , dass dieselben allen Steuer- 
stellen an den Binnengrenzen , welche bei dem Versandte solcher 
Gegenstände in oder über das Gebiet anderer Vereinsstaaten 
Überschritten werden , unter Gestellung der Ladung vorgelegt 
werden müssen, ist schon durch den Beschluss der V. General- 
conferenz (Hauptprotokoll § 26) dahin modificirt worden, dass 
die Visirung der Scheine und die Vorführung der Transporte 
bei den zwischen dem Ausstellungs - und dem Erledigungsamte 
belegenen Grenzsteuerstellen dann allgemein unterbleiben könne, 
wenn der steuerpflichtige Gegenstand von einer zur Ausstellung 
von Uebergangsscheinen competenten Steuerstelle vollständig vor- 
wogen, revidirt und unter Verschluss gesetzt, auch dass diess ge- 
schehen, im Uebergangsschein ausdrücklich bemerkt worden ist. 
4. Wie schon erwähnt, hatten die Vereinsregierungen bei 
dem Abschlüsse der Uebereinkunft vom 8. Mai 1841 zunächst 
nur den Verkehr mit den einer inneren Steuer unterliegenden 
Gegenständen von und nach Preussen u. s. w. im Auge gehabt, 
und die hier gegebenen Bestimmungen zwar auch für die Contro- 
lirung des Verkehrs mit solchen Artikeln zwischen andern Staaten 
des Vereins als Grundlage vorgeschlagen, aber sich für deren 
Anwendung an den einzelnen Grenzen freie Hand vorbehalten. 
Diess bestätigen insbesondere noch die §§13 und 14 der Ueber- 
einkunft, von welchen der letztere für den Transit durch die Gebiets- 
theile anderer Vereinsstaaten nur auf kürzeren Strecken Erleich- 
terungen von jenen Controlen vorsieht, § 14 aber überhaupt die 
Anwendung auch anderer Abfertigungsformen dann zulassen will, 
wenn in einem Vereinsstaate, nach der bestehenden Gesetzgebung 
über die inneren Steuern , für die verschiedenen Fälle des Trans- 
ports steuerpflichtiger Gegenstände solche vorgeschrieben sind, 
und diese geeignet erscheinen , dem Zwecke der Abfertigung auf 
Uebergangsschein ebenfalls zu genügen. Auch könne im 
Wege der Vereinbarung mit den angrenzenden 
Staaten eine Einrichtung dahin getroffen werden, dass die 



1) Dass die Uebergangsscheincontrole auch zur Sicherung der Staats- 
monopole benätzt wird , war im ersten Artikel wiederholt zu erwähnen. 
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steuerpflichtigen Gegenstände, welche in einem solchen Staat zum 
Verbleiben oder zum Durchgang bestimmt sind, nach den da- 
selbst bestehenden Formen schon im Lande der 
Versendung abgefertigt werden. 

Demgemäss bestehen nun auch zur Zeit noch neben der 
Uebergangsscheincontrole, obgleich dieselbe die Regel bildet, 
innerhalb des Zollvereins verschiedene andere , einfachere Contro- 
len für den Uebergang steuerpflichtiger Gegenstände aus dem 
einen in den andern Vereinsstaat, insbesondere die Fr ach t- 
briefcontrole, z. B. im Verkehr zwischen Württemberg einer- 
seits, und Bayern, Baden und beiden Hohenzollern andrerseits 1 ). 
Ueberhaupt aber liegen, soweit mir bekannt, in dieser Beziehung 
besondere Vereinbarungen vor: 

a. Zwischen Preussen, Sachsen, Kurhessen, Thüringen einer- 
seits und dem Grossherzogthum Hessen andrerseits ; 

b. zwischen dem Herzogthum Nassau und der freien Stadt 
Frankfurt a/M. unter sich und mit den übrigen Vereinsstaaten; 

c. zwischen Bayern einerseits und Württemberg, Baden, 
Grossherzogthum Hessen andrerseits; 

d. zwischen Württemberg und Baden; 

e. zwischen Württemberg und beiden Hohenzollern; 

f. zwischen Baden und dem Grossherzogthum Hessen. 
Besonderen Regeln sind sodann wieder die Versendungen 

übergangssteuerpflichtiger Gegenstände mit den Posten *) und mit 
den Eisenbahnen 3 ) unterworfen. 

So viel über die Uebergangscontrole. Auf der 
XI. Generalconferenz ist der Versuch gemacht worden, dieselbe 
zu vereinfachen und wenigstens ein überall gleiches Abfertigungs- 
verfahren, mit weiteren Erleichterungen des nachbarlichen Ver- 



1) Zu vergl. die Verfügung des württemb. Finanzministeriums vom 
9. November 1852 , betreffend die Controle des Verkehrs mit Wein , Obst- 
most, Branntwein, Bier und Malz. Reg.-Bl. S. .385; auch bei Schwarz 
a. a. 0. S. 165. 

2) Zu vergl. z. B. Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1859. S. 367. 

3) Zu vergl. z. B. Jahrbücher 1854. S. 656. 666. 670. 671. 1855. 
S. 493. 1857. S. 159. 160. 161. 162. 1858. S. 605. 610. 
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kehrs, einzuführen. Jener Versuch hat aber nicht allseitig An- 
klang gefunden (§22 des Hauptprotokolls ). 

IV. Nach dem unterm 11. Mai 1833 abgeschlossenen Zoll- 
kartel haben sich sämmtliche Zollvereinsregierungen verpflichtet, 
gegenseitig auf die Verhinderung und Unterdrückung des Schleich- 
handels, ohne Unterschied, ob derselbe zum Nachtheile der con- 
trahirenden Staaten in ihrer Gesammtheit, oder einzelner 
unter ihnen unternommen wird, durch alle ihrer Verfassung 
angemessene Maassregeln gemeinschaftlich hinzuwirken (Art. 1 u. 2). 

Die Behörden , Beamten und Bediensteten aller contrahirenden 
Staaten sollen sich gegenseitig thätig und ohne Verzug den ver- 
langten Beistand in allen gesetzlichen Maassregeln leisten , welche 
zur Verhütung, Entdeckung oder Bestrafung der Zollcontra- 
ventionen dienlich erscheinen, die gegen irgend einen der 
contrahirenden Staaten unternommen werden oder begangen sind 
(Art. 3. Abs. 1, Art. 8, 10 und 11). 

Ja dieselben sind verbunden , selbst unaufgefordert in dieser 
Weise einzuschreiten (Art. 4). 

Den Zollbeamten und anderen zur Wahrnehmung des Zoll- 
interesse verpflichteten Bediensteten sämmtlicher contrahirender 
Staaten ist gestattet, die Spuren begangener Zollcontraventionen 
auch in das Gebiet der angrenzenden mitcontrahirenden Staaten 
zu verfolgen, dort Haussuchungen, Beschlagnahmen u. s. w., 
selbst Verhaftungen vorzunehmen. Dabei sollen sie dort seitens 
der zuständigen Behörden alle Unterstützung finden (Art. 5 — 7, 9). 

Nun ist schon in dem Zollkartel unter Art. 3. Abs. 2 be- 
stimmt, dass unter Zollcontraventionen hier auch die 
Verletzung der von den einzelnen Regierungen erlassenen 
Ein- und Ausfuhrverbote , insbesondere auch der Verbote solcher 
Gegenstände, deren ausschliesslichen Debit diese Re- 
gierungen sich vorbehalten haben, sowie ferner auch diejenigen 
Contraventionen begriffen seien, durch welche die Ab- 
gaben beeinträchtigt werden, welche nach der beson- 
deren Verfassung einzelner Staaten für den Uebergang von 
Waaren aus einem Staat in einen andern vertrags- 
mässig angeordnet sind. In Art. 8 Abs. 3 des Karteis aber ist 
vereinbart, dass diejenigen Staaten, in welchen für die entspre- 
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chende Bestrafung solcher Contraventionen etwa noch keine Be- 
stimmungen getroffen sein sollten, veranlassen werden, dass 

1. die Contraventionen gegen die in andern contrahirenden 
Staaten bestehenden Ein- oder Ausfuhrverbote wenigstens mit 
einer, dem zweifachen Werthe des verbotswidrig ein- oder 
ausgeführten Gegenstandes gleichkommenden Geldbusse, 

2. die Defraudationen der vertragsmassig bestimmten Ab- 
gaben wenigstens mit einer dem vierfachen Betrage der 
verkürzten Steuer gleichkommenden Geldbusse bestraft werden. 

Die Vereinsregierungen haben demgemäss anerkannt, dass 
die Bestimmungen des Zollkartels vom 11. Mai 1833, wie früher 
auf die Ausgleichungsabgaben (oben A.), so auch auf 
die von den einzelnen Vereinsstaaten zu erhebenden Ueber- 
gangs ab gaben von vereinsländischen Erzeugnissen 
Anwendung finden *). 

Zu vergl. Hauptprotokoll der V. Generalconferenz §-27. 
Hauptprotokoll der VI. Generalconferenz § 38. Schluss- 
protokoll vom 4. April 1853 Z. 7, Punkt 7. 

Dagegen ist nach dem Hauptprotokoll der XIV. General- 
conferenz § 23 die Anwendbarkeit des Zollkartels auf die inneren 
Verbrauchssteuern überhaupt von mehreren Seiten in Frage 
gestellt worden. 

V. Endlich enthalten die Artikel 3 des Vertrags vom 8. Mai 
1841 und 11 des Vertrags vom 4. April 1853 über die Fort- 
dauer und Erweiterung des deutschen Zoll- und Handelsvereins 
unter Ziffer 5 noch einige Verabredungen über die Erhebung 
von Abgaben für Rechnung von Communen oder Cor- 
porationen. 

Derartige Abgaben sollen nämlich, sei es als Zuschläge zu 
den Staatssteuern oder für sich bestehend, nur für Gegenstände, 



1) Nach einem Erlasse des württemb. Steuercollegiums vom 8. Juli 
1859 (Jahrbücher der Zollgesetzgebung 1859. S. 196) soll bei Verfehlungen 
gegen die Gesetze wegen der Uebergangssteuern, nach Analogie der Ab- 
rügung von Zollcontraventionen , das auf den vereinbarten Grundsätzen 
für die Zoll straf gesetzgebung beruhende Compromiss - Strafverfahren 
ebenfalls Anwendung finden können. 
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welche zur örtlichen Consumtion bestimmt sind, bewilligt 
werden, und zwar im Allgemeinen nur für 

Bier, Essig, Malz, Cider (Obstwein) und für die der 
Mahl- und Schlachtsteuer unterliegenden Er- 
zeugnisse, ferner für Brennmaterialien, Markt- 
victualien und Fourage (zu vergl. oben I, insbes. 3b). 
Vom Weine soll die Erhebung einer Abgabe der vorge- 
dachten Art nur in denjenigen Staaten, welche zu den eigent- 
lichen Weinländem gehören , — also in Bayern , Württemberg, 
Baden, dem Grosshzgth. Hessen und Nassau, — zulässig sein. 
Eine Branntwein- Abgabe für Rechnung von Communen 
oder Corporationen soll da , wo sie gegenwärtig schon eingeführt 
ist (z. B. in den fürstlich Lippischen Städten und Flecken, Schluss- 
protokoll vom 18. October 1841, Ziffer 3), oder wo sie, wie in 
Kurhessen, nach der bestehenden Gesetzgebung nicht versagt 
werden kann , ausnahmsweise' nicht beanstandet werden. 

Würden in einem oder dem andern Orte auch noch von 
andern als den genannten Gegenständen dergleichen Abgaben 
erhoben werden, so soll auf deren Beseitigung bei der ersten 
passenden Gelegenheit Bedacht zu nehmen sein. 

Vom Tabak aber dürfen Abgaben für Rechnung von Com- 
munen oder Corporationen überall nicht erhoben werden. 

Die für Rechnung von Communen oder Corporationen zur 
Erhebung kommenden Abgaben von Wein und Branntwein, in- 
gleichen von Bier, unterliegen in Absicht ihres Betrags der Be- 
schränkung, dass solche beim Branntwein, mit der Staatssteuer 
zusammen, den Satz von 10 Thlr. pro Ohm a 120 preussische 
Quart bei 50 °/o Stärke nach Tralles , und beim Wein die Sätze 
von 9, beziehungsweise 5 Sgr. per ZCtr,, beim Bier aber den 
Satz von 9 Sgr. per Ohm nicht überschreiten dürfen; den Fall 
bereits bestehender höherer Sätze übrigens ausgenommen. 

Auch bei der Communal- etc. Besteuerung sind die Erzeug- 
nisse anderer Vereinsstaaten denen des eigenen Landes gleich zu 
behandeln. 

Die Abgaben dürfen beim Uebergange der besteuerten Ge- 
genstände nach andern Vereinsstaaten rückvergütet werden, so- 
fern und soweit eine solche Erstattung derselben auch bei dem 
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Uebergange jener Abgaben nach andern Orten desselben Landes 
stattfindet. 

Von den in ihren Staatsgebieten zur Erhebung kommenden 

Cominunal- etc. Abgaben machen sich die Vereinsregierungen 

gegenseitig Mittheilungen ') (Z. 6, b. der angef. Vertragsstellen). 

Zu vergl. ferner Separatartikel 4 zürn Vertrage vom 

8. Mai 1841 unter Ziffer 13—15, Separatartikel 10 zum 

Vertrage vom 4. April 1853 unter Ziffer 12—14. 



Ich habe geglaubt, die Vereinbarungen der Zollvereinsregie- 
rungen wegen der inneren Verbrauchssteuern in ihrem ganzen 
Zusammenhange geben zu sollen. Der Kürze wegen ebenso, wie 
aus sachlichen Gründen bin ich dabei unmittelbar auf die, übrigens 
grösstenteils ebenfalls da und dort veröffentlichten Quellen selbst, 
die Verträge und ihre Anlagen, zurückgegangen und habe es da- 
gegen unterlassen können, auf das ganze Chaos der in Ausfüh- 
rung jener Vertrage und Vereinbarungen ergangenen Gesetze, 
Verordnungen und Verfügungen der einzelnen Vereinsstaaten, 
welche sich in den verschiedenen Regierungsblattern dieser Staaten 
zerstreut finden und auch durch besondere Sammlungen zur all- 
gemeinen Kenntniss gelangt sind, als auf meine Belege zu 
verweisen. Das in dem Vorstehenden zum erstenmale — wenig- 
stens so weit mir bekannt, — vollständig gesammelte und geord- 
nete Material 2 ) hat vielleicht für den einen oder andern unserer 
Leser doch einigen Werth. 

Jetzt aber habe ich selbst aus diesen Materialien die Ant- 
wort auf die mir oben gestellte Frage zu schöpfen : 
In wie fern äussern sich die Uebergangssteuern 



1) Auf Grund der oben berührten Mittheilungen sind in dem Central- 
bureau des Zollvereins schon zu wiederholten Malen Zusammenstellungen 
über die innerhalb des Vereins bestehenden Communal-Abgaben angefertigt 
und vertheilt worden. Es würde übrigens zu weit führen , bei diesem 
Anlasse darauf näher einzugehen. 

2) Zu vergl. z. B. Schröder, Handbuch für Zollbeamte. 5. Auflage. 
2. Abschnitt S. 105 ff. Di t mar, Handbuch über die Zollgesetzgebung. 
S. 277 ff. 



im Innern des deutschen Zollvereins. 403 

überhaupt als Hemmniss e des freien Verkehrs im 
Zollvereine? 

Wir haben gesehen, dass die Zollvereinsregierungen ihr Be- 
streben, nach wiederholten vertragsmässigen Zusagen, besonders 
auch darauf richten wollen, eine Gleichmässigkeit der Gesetz- 
gebungen über die inneren Steuern vom Verbrauche, sowie der 
Besteuerungssätze herbeizuführen; dass sie insbesondere auf Ver- 
einigungen mehrerer Staaten zu gleichen inneren Steuereinrich- 
tungen, mit oder ohne Gerneinschaftlichkeit der Steuererträge, 
hinwirken wollen ; also auf Einrichtungen , wie sie bezüglich der 
Zölle und bezüglich der Kübenzuckersteuer schon bestehen. 

So lange aber, bis dieses Ziel erreicht, dürfen die einzelnen 
Vereinsregierungen, zur möglichsten Vermeidung der Nachtheile, 
welche namentlich aus der Verschiedenheit der Steuersysteme 
oder aus der ungleichen Höhe der Steuersätze für die Producenten 
wie für die Steuereinnahmen der einzelnen Vereinsstaaten er- 
wachsen könnten, die gesetzlichen Beträge derjenigen Steuern, 
welche von den im eigenen Lande erzeugten Consumtionsgegen- 
ständen erhoben werden, auch von den Erzeugnissen der übrigen 
Vereinslande erheben, sie dürfen insbesondere als Ergänzung der- 
jenigen inneren Steuern, welche schon während der Hervorbrin- 
gung oder der Zubereitung solcher Gegenstände zum Ansätze 
kommen, bei der Einfuhr der gleichartigen schon fertigen oder be- 
reits zubereiteten vereinsländischen Erzeugnisse über ihre Grenzen 
die jenen inneren Abgaben entsprechenden Uebergangs- 
steuern erheben. Im Falle der Ausfuhr der einer Verbrauchs- 
steuer im Innern unterliegenden Gegenstände nach andern Vereins- 
staaten dürfen die Regierungen im Zollvereine unter gewissen 
Bedingungen die eigenen Steuern vom Consume entweder ganz 
unerhoben lassen oder die schon erhobenen ganz oder theilweise 
zurückvergüten. Zur Sicherstellung der Uebergangssteuern, 
zu Verhütung von Missbräuchen bei den Rückvergütungen dürfen 
sie endlich verschiedene Controlemaassregeln anordnen. 
Soweit also innerhalb des Zollvereins zwischen den einzelnen 
Vereinsstaaten noch verschiedene Systeme der Besteuerung der 
zur Consumtion bestimmten Gegenstände des eigenen Erzeugnisses 
platzgreifen, oder soweit bei gleichen Steuersystemen ungleich 
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hohe Steuersätze eingeführt bleiben; ja soweit überhaupt zwischen 
denselben eine Gemeinschaft des Steuerertrags nicht vereinbart ist : 
soweit sind jene Uebergangssteuern, jene Rückvergütungen, jene 
Uebergangscontrolen noch zugelassen. 

Es liegt diess in der Natur der Sache. Jeder einzelne 
Vereinsstaat will den ganzen inländischen Verbrauch 
des einmal als steuerpflichtig angenommenen Gegenstandes zur 
Steuer ziehen ; er soll aber nur den inneren Verbrauch, nur den 
eigenen Consum, nicht auch die zur Verwendung erst in anderen 
Staaten bestimmten Objecte besteuern. Durch das System der 
Uebergangssteuern in Verbindung mit dem Systeme der Steuer- 
rückvergütungen ist die Durchführung dieses ersten Gesetzes der 
Consumtionsbesteuerung den einzelnen Vereinsstaaten auch da 
annähernd möglich gemacht, wo die Abgabe im Innern schon 
während der Hervorbringung oder der Zubereitung solcher Ver- 
brauchsgegenstände zum Ansätze kommt ; und insofern erscheinen 
jene Abgaben und Boniiicationen , wie die damit verbundenen 
Controlen wirklich principiell gerechtfertigt. 

Allein jenes Gesetz ist im Zollverein bei der gedachten 
Besteuerung des Verbrauchs seitens der einzelnen Vereinsstaaten 
doch nur annähernd durchgeführt. 

Die letzte Consequenz dieses ersten Gesetzes der Consumtions- 
besteuerung in den einzelnen Zollvereinsstaaten bilden nämlich 
die Eingangszölle von den aus dem Auslande eintretenden 
gleichartigen Verbraucbsgegenständen. Diese Zölle fallen aber 
nicht den einzelnen Vereinsstaaten zunächst anheim, sie fliessen 
vielmehr, wie die Zölle überhaupt, in die gemeinschaftliche Kasse, 
und werden erst nachher, ohne Rücksicht auf den vielleicht 
grösseren oder kleineren Verbrauch der einzelnen Staaten in dem 
betreffenden Artikel, nach dem ein für allemal angenommenen 
Maassstabe der Bevölkerung dieser Staaten vertheilt. Der Consum 
an solchen aus dem Vereinsauslande herrührenden Gegenständen 
wird daher wohl vom Zollvereine selbst ganz besteuert. Dagegen 
kann es kommen, dass die vom Vereine erhobene Steuer aus 
dem Verbrauche eines einzelnen Vereinsstaates bei der Verthei- 
lung der Erträgnisse nicht diesem letzteren auch wieder völlig 
gutgeschrieben wird, dass ein anderer Staat des Zollvereins mit 
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einem verhältnissmässig geringeren Consume einen stärkeren An- 
theil an dem Ertrage des Zolles von dem betreffenden auslän- 
dischen Verbrauchsgegenstande erhält. Dort fällt also factisch 
die Abgabe von der ganzen innern Consumtion nicht mehr in 
die Steuerkasse des jenen Artikel wirklich verbrauchenden Vereins- 
landes, hier erhebt ein Vereinsstaat die Abgabe auch noch von 
einem Theile des Verbrauchs anderer Vereinsländer. 

Ergibt sich aber schon hieraus, wie auch bei dem System 
der Uebergangssteuern die einzelnen Zollvereinsstaaten nicht mehr 
im Stande sind, je für ihre Gebietsteile jenes erste Gesetz der 
Consumtionsbesteuerung vollständig noch durchzuführen: so be- 
gegnen wir weiteren Lücken, wenn wir uns des zweiten Grund- 
gesetzes für jede Steueranlage erinnern, dass die Abgabe überall 
gleichmässig treffen soll. Es wird später noch zu zeigen 
sein, wie sich die einzelnen Vereinsstaaten bemüht haben, die 
Uebergangssteuern den entsprechenden inneren Steuern möglichst 
anzupassen, wie also insoweit jenes Grundgesetz ebenfalls berück- 
sichtigt worden ist. Auch hier sind es aber die Zölle des 
Vereins, welche die vollständige Durchführung des Princips für 
die einzelnen Vereinsstaaten zur Unmöglichkeit machen. Die Zölle 
sind für das ganze Vereinsgebiet je bei einem Verbrauchsgegen- 
stande die gleichen; hinsichtlich der innem Steuern dagegen be- 
stehen zwischen den einzelnen Vereinsstaaten wesentliche Ver- 
schiedenheiten nicht nur im Steuer satze, sondern insbesondere 
auch im Steuersysteme. Schon deshalb kann eine Gleichmässig- 
keit zwischen dem überall demselben Vereinseingangszolle von 
einem Verbrauchsgegenstande und den entsprechenden inneren 
Steuern der einzelnen Staaten nicht erwartet werden. Dazu kommt 
dann aber noch, dass die Eingangszölle, wie schon bemerkt, 
wenigstens bei allen denjenigen Gegenständen, welche auch im 
Inlande, im Vereinsgebiete, erzeugt werden — und um solche 
handelt es sich hier gerade — zugleich einigermaassen als Schutz 
für die einheimische Production und Fabrication wirken sollen, 
also principiell schon höher 1 ) bemessen werden müssen, als die 

1) Ein Fall, in weichem die innere Steuer höher, als der Zoll, ist 
folgender: Die preqssische Mahlsteuer von einem Ctr. Waisen oder Waiien 
mit anderem Getreide gemischt, einschliesslich des Communalzuschlag« von 

ZeiUchr. & Staats*. 1861. III. Heft. 27 
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Steuersätze für die privativen Abgaben der einzelnen Staaten. 
Dieser Schutzzoll wirkt aber für die verschiedenen Vereinstheile 
nicht gleich, weil ihm ungleiche innere Steuern gegenüber- 
stehen. 

Alles diess mag zeigen, dass trotz der Uebergangssteuern 
und der dieselben begleitenden Maassregeln eine überall gleich- 
massige Besteuerung des eigenen Consums an den zunächst 
steuerpflichtig erkannten Verbrauchsgegenständen für die ein- 
zelnen Zollvereinsstaaten doch nicht möglich ist Es führt diess 
aber auch darauf hin, wie eine consequente Durchfuhrung der 
Gesetze der Allgemeinheit und Gleichmässigkeit der Steueranlage 
bei den fraglichen Consumtionsartikeln entweder die Auflösung 
des Zollvereins und die Wiederherstellung der vollen früheren 
steuerlichen Selbständigkeit der einzelnen Vereinsstaaten, oder 
aber den Entschluss der Vereinsregierungen voraussetzt, auch auf 
die Reste ihrer Selbständigkeit bei der Besteuerung des inneren 
Verbrauchs von den jetzt mit Productions- oder Fabricationsabgaben 
belegten Artikeln vollends zu verzichten und den Zollverein 
zu einem Steuervereine weiter zu bilden. 

Jedoch nicht blos principiell unzureichend erscheint das 
System der Uebergangssteuern; die materiellen Folgen dieses 
Systems für den freien Verkehr innerhalb des Zollvereins machen 
deren baldige Beseitigung noch weit mehr wünschenswerth. Der 
Transport aller einer Uebergangssteuer unterliegenden Gegenstände 
aus dem einen Staate in den andern ist an bestimmte Strassen 
gebunden; der Ansatz der Uebergangssteuer selbst erfordert die 
Vorführung der Waare, ihre Declaration bei der Steuerstelle, 
dann die Revision derselben durch letztere, ihre Verwiegung u. s. w. 
Gleiche Umständlichkeiten begleiten die Forderung einer Rück- 
vergütung und deren Berechnung. Die Erhebung der Uebergangs- 
steuer folgt entweder gleich auf die Revision oder sie wird auf 



50°/o, beträgt in Aachen 1 Thlr. Das vom Auslande eingehende gewöhn- 
liche Backwerk, wie z. B. Brod unterliegt dagegen nur einem Eingaqgszoll 
von V« Thlr. Die Folge war, dass zahlreiches Waizenbrod aus dem hollan- 
Orte Vils nach Aachen eingerührt wurde. Im Jahr 1857 hat sich nun die 
preussische Regierung die Ermächtigung erbeten, auch solche« Brod cur 
Mahlsteuer beiziehen zu dürfen. 
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einen späteren Zeitpunkt vertagt. Dann beginnen weitere Ueber- 
gangscontrolen, die Ausfertigung von Uebergangsscheinen u. s. w., 
die abermalige Vorführung der Waare am Bestimmungsorte zur 
Prüfung ihrer Identität u. s. w. Gleiche Maassregeln erfordert 
die Controle für die Waaren, für welche eine Steuerrückvergütung 
beansprucht wird. 

Die betreifenden Gegenstände können also nicht überall im 
Zollvereine, auch im Falle ihres vereinsländischen Ursprungs, 
frei und ohne weiteres in den Verkehr treten oder im Verkehr 
sich bewegen, unterliegen vielmehr, falls sie zum Versandte aus 
dem einen nach dem andern Vereinsstaate oder nach dem Aus- 
lande bestimmt sind, verschiedenen Bestimmungen, wodurch sie 
bald vor Beginn des Transports, bald am Schlüsse desselben, 
bald unterwegs aufgehalten werden. Ausserdem aber treuen auf 
solche Gegenstände verschiedene Auslagen für Steuern (zuerst 
im Lande der Erzeugung, dann, nach der Rückvergütung, im 
Lande der Bestimmung), für Vornahme von Controlen, für Platz- 
gebühren u. s. w. 

Dass diess wirkliche und sehr fühlbare Hemmnisse des freien 
Verkehrs im Zollvereine sind, wer könnte es bestreiten? Ihr Vor- 
handensein aber innerhalb eines Staatenvereines, in dem principieü 
und als Grundgesetz die Verkehrsfreiheit gelten soll, erscheint 
daher an und für sich schon als ein Widerspruch. 

II. 

Nachdem in dem Voranstehenden aus den Vereinbarungen 
und Verträgen der Zollvereinsregierungen nachzuweisen versucht 
worden ist, welcherlei Art die Hemmnisse überhaupt und 
im Allgemeinen sind, welche die Uebergangssteuern und die 
solche begleitenden Controlen dem Verkehre bereiten , wende ich 
mich nunmehr zu diesen Abgaben im Einzelnen. Die mir 
jetzt zur Beantwortung obliegende Frage ist daher die: 
Welche Uebergangssteuern werden zur Zeit von 
den einzelnen Zollvereinsstaaten gegenseitig noch 

erhoben? 

Dabei habe ich zunächst den Kreis meiner Untersuchungen 
genauer zu begrenzen. 

27* 
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Aus dem bisherigen nämlich geht hervor, dass die Zoll- 
vereins Staaten selbst auf 

Branntwein, Bier, Essig, Malz, Wein, Most, Cider (Obst- 
wein), Tabak, Mehl und andere Mühlenfabricate, desgleichen 
auf Backwaaren, Fleisch, Fleischwaaren und Fett 
inländischen oder vereinsländischen Erzeugnisses im Falle ihres 
Verbrauchs innerhalb der betreffenden Staatsgebiete innere Ab- 
gaben überhaupt sollen anlegen dürfen. (Oben I. B. I.) Von 
den vereinsländischen Erzeugnissen dieser Art ist aber die Er- 
hebung der Abgabe schon bei der Einfuhr aus einem an- 
dern Vereinsstaate nur dann gestattet, wenn die entsprechende 
innere Steuer von den eigenen Erzeugnissen des Landes schon 
bei deren Hervorbringung oder Zubereitung anfällt (oben 
I. B. IL 4. b). Erfolgt der Ansatz der inneren Steuern über- 
haupt erst beim Kaufe oder Verkaufe oder bei der Ver- 
zehrung der fertigen Consumtionsgegenstände , so werden die- 
selben gleichmässig von den vereinsländischen wie von den 
inländischen Erzeugnissen erhoben, vorausgesetzt, dass jene inner- 
halb des betreffenden Staatsgebiets überhaupt zum Kaufe oder 
Verkaufe oder zur Verzehrung gelangen (oben I. B. II. 4. a). 
In letzterem Falle handelt es sich also überhaupt nicht von einer 
Uebergangssteuer; Verkehrshemmnisse, welche dem Princip 
des deutschen Zoll- und Handelsvereins als solchen widersprechen 
würden, kommen hier nicht vor. Das vereinsländische Erzeugniss 
tritt frei in den Verkehr der Vereinsstaaten, welche solche Ab- 
gaben erheben. Der Binnenzolllinien bedarf es hier nicht. Erst 
wenn das vereinsländische Erzeugniss verkauft oder verzehrt 
werden soll, unterliegt es, wie das inländische, der Steuer.. Die 
zu Sicherung der letzteren etwa für nothwendig erachteten Con- 
trolen treffen beide gleichmässig. Wohl erschweren auch manche 
dieser Controlen den Verkehr in unliebsamer Weise und gewiss 
liesse sich da ebenfalls das eine oder andere vereinfachen. Allein 
sie berühren doch die Erzeugnisse der benachbarten Vereins- 
staaten im Falle des Eintritts in das betreffende Steuergebiet nicht 
härter, als das eigene Erzeugniss des die Steuer erhebenden 
Staates. Mit den innern Steuern vom Verbrauche derjenigen 
Gegenstände, welche innerhalb des Zollvereins nur beim Kaufe 
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oder Verkaufe oder unmittelbar vor der wirklichen Verzehrung 
zur Erhebung oder zum Ansätze kommen, werden wir uns daher 
in dem Folgenden überhaupt nicht mehr zu beschäftigen haben ')• 
Sodann bleiben ausser Betracht die Communal- und Cor- 
porations steuern von Verzehrungsgegenständen , auch soweit 
solche als Octrois erhoben werden. Die Octrois sind zwar 
ebenfalls noch ein wesentliches Hemmniss des freien Verkehrs 
im Innern des deutschen Zollvereins. Immerhin sind sie das 
kleinere Uebel, dessen Beseitigung erst nach einer Aufhebung 
der Uebergangssteuern auch von Zollvereins wegen ernstlicher 
beansprucht werden könnte. Bei dem nächsten Zwecke gegen- 



1) Dahin gehört die Mahl- und Schlachtsteuer in Preussen (zn 
vergl. Hoffmann, die Lehre von den Steuern S. 318 ff. v. Oesfeld, Preussen 
in cameralistischer und staatswirthschaftlicher Beziehung. S. 96 ff.), die 
badische Schlachtviehaccise (zu vergl. die Steuergesetzgebung des 
Grossherzogthums Baden. 1858. S. 236 ff.), die Schlachtsteuer des 
Königreichs Sachsen (Gesetze vom 25. Hai 1852, vom 23. März 1858). In 
Sachsen spricht man zwar auch von einer Uebergangsabgabe von zoll- 
vereinsländischem Fleischwerke. Dieselbe wird jedoch erst am Bestim- 
mungsorte erhoben ; zu vergl. z. B. § 40 der Verordnung vom 29. Mai 1852. 
„Jeder, der Fleisch oder Fleischwaaren, ingleichen Speck, Schmeer, Fett oder 
Kleinodien (sie !) von im Tarife unter B verzeichnetem Schlachtviehe, soweit 
letzteres der hierländischen Schlachtsteuer unterliegt, aus andern Zoll- 
vereinsstaaten nach Sachsen einführt, ist verbunden, sofort nach der Ankunft 
des Fleischwerks am Bestimmungsorte sich bei der Schlachtsteuereinnahme 
daselbst zu melden, derselben die Abstammung, Gattung und Gewichtsbetrag 
des steuerbaren Gegenstandes anzuzeigen und letzteren zur Revision vor- 
zulegen. — Dieselbe Verpflichtung trifft die Postverwaltung, sowie die 
Verwaltung der Staats- und Privateisenbahnen hinsichtlich des mit den 
Staatsposten oder auf den Eisenbahnen eingehenden Fleischwerks. " 

Die preussische Mahl- und Schlachtsteuer wird nach dem Gesetz vom 
1. Mai 1851 in 83 Städten erhoben. Die Mahlsteuer (20 Sgr. vom Waizen- 
und Kartoffelmehl, 5 Sgr. von den übrigen mehlhaltigen Früchten per Ctr.) 
wirft nach dem Etat von 1856 einschliesslich der Communalzuschläge etwas 
über 1'/» Hill. Thlr. oder beinahe 21 Sgr. per Kopf, die Schlachtsteuer 
(1 Thlr. vom Ctr. Fleisch) nahezu 2 Hill. Thlr. oder 22»/4 Sgr. per Kopf 
ab (zu vergl. Oesfeld a. a. 0.). 

Die badische Schlachtviehaccise (von einem Ochsen 6 fl. 25 kr., von 
einem Rind, Farren oder einer Kuh 2 fl. 20 kr., von einem Kalb 30 kr.) 
soll gegen 13 kr. auf den Kopf ertragen. (Rau Finanzwissenschaft 4. Aufl. 
§ 432. Anm. a.) 
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wärtiger Arbeit würde es aber zu weit führen, wenn auch auf 
diese Abgaben noch specieller eingegangen werden wollte 1 ). 

Hienach beschränken sich die nachfolgenden Untersuchungen 
auf die seitens einzelner Zollvereinsstaaten /zur Erhebung kommen- 
den Steuern vom 
Wein, Most und Tabak, vom Branntwein, Bier und 

Malz 2 ). 

Das sind nun eben diejenigen Abgaben, bezüglich welcher, 
wie wir oben gesehen haben (I. B. II. 1) bestimmte Maximalsätze 
vereinbart worden sind ; es sind die nämlichen Steuerobjecte, von 
welchen auch schon in der ersten Vertragsperiode Ausgleichungs- 
abgaben (oben i. A.) erhoben werden durften. 

Bevor ich jedoch auf diese Verbrauchssteuern und besonders 
auf die in deren Gefolge erscheinenden Uebergangssteuern mich 
im Einzelnen einlasse, habe ich eine Uebersicht über die ver- 
schiedenen Steuerverbände einzelner Zollvereinsstaaten zu 
geben, vermöge deren je mehrere der letzteren gegenüber von 
den übrigen als geschlossene Steuergebiete, bald in der Ausdeh- 
nung auf alle obengedachten Abgaben, bald nur für die eine oder 
andere derselben, sich darstellen. 

A. Die Steuerverbände innerhalb des Zollvereins. 

Hier gilt ganz allgemein der Grundsatz des Art. 2 der provi- 
sorischen Uebereinkunft vom 8. Mai 1841 wegen Erhebung und 
Controlirung der innern Steuern, dass, soweit zwischen zwei an 
einander grenzenden Staaten eine Gemeinschaftlichkeit der 
Uebergangssteuern besteht, die Bestimmung von Uebergangs- 
strassen und die Errichtung von Hebestellen an ihren gemeinschaft- 
lichen Grenzen unterbleiben solle. 



1) Das frühere Octroi der Residenzstadt Stuttgart ist schon seit einiger 
Zeit, wenn ich recht berichtet bin, hauptsächlich auch durch das Verdienst 
von MorizMohl aufgehoben worden. Uebcr die neueste Maassregel dieser 
Art, die Beseitigung der Octroigebühren in Belgien, bitte ich zu vergl. das 
preussische Handelsarchiv von 1860. I. S. 293. II. S. 105. 

2) Der Essig wird da und dort von der Malzsteuer getroffen, der 
Obstwein unterliegt einer ähnlichen Abgabe wie der Wein, wo überhaupt 
eine Steuer davon anfällt. Beides sind Steuerobjecte von untergeordneter 
Bedeutung. 



im Innern des deutschen Zollvereins. 4.\\ 

Im Einzelnen aber sind die Steuerverbände folgende: 
1) Dem preussischen indirecten Steuersysteme 
überhaupt sind die nachbenannten deutschen Staaten mit den 
hienach bezeichneten Gebietstheilen in der Weise beigetreten, dass 
die Abgaben zunächst in preussische Kassen fliessen, worauf erst 
der Antheil jener Staaten an den Erträgnissen derselben nach 
dem Maassstabe der Bevölkerung der gedachten Gebietsteile zu 
der Bevölkerung des preussischen Staats im Ganzen oder einzelner 
Provinzen periodisch, nach vorheriger Berücksichtigung der Er- 
hebungskosten, ausgeschieden wird *). 

a. Mecklenburg- Schwerin durch den Vertrag vom 2. 
December 1826 mit den vom preussischen Staate um- 
schlossenen Gebietstheilen: Bossow, Netzeband und Schönberg 
und einer Bevölkerung von 890 Köpfen. (Aeltere Uebereinkunft 
von 1799.) 

b. Lippe durch den Vertrag vom 9. — 17. Juni 1826 mit 
den vom preussischen Staate umschlossenen Landestheilen : Lippe- 
rode, Cappel und Grevenhagen und 931 Köpfen. (Zu vergl. Sep.- 
Art. 1 zum Vertrage vom 18. October 1841 wegen des An- 
schlusses des Furstenthums Lippe an den Zollverein.) 

c. Hessen-Homburg durch den Vertrag vom 31. De- 
cember 1829 (erneuert 5. December 1840) mit dem Oberamte 
Meisenheim und 13,629 Köpfen. 

d. Das Fürstenthum Waldeck durch den unterm 9. Ja- 
nuar 1838 erneuerten Vertrag vom 16. April 1831 mit 50,905 
Köpfen. (Die früher nur in der hälftigen Höhe der preussischen 
Abgabe angesetzte Branntweinsteuer in Waldeck ist seit dem 
1. Januar 1852 auf den gleiohen Betrag erhöht.) 

e. Hannover durch den Vertrag vom 1. November 1837 
mit der Grafschaft Hohnstein und dem Amt Elbingerode und 
14,322 Köpfen. (Zu vergl. Sep.-Art. 2 Abs. 2 zum Vertrag vom 
7. September 1851.) 

f. Braunschweig durch den gleichen Vertrag mit dem 

1) Für das Folgende ist benützt: Pochhammer, Handbuch zur vollstän- 
digen Kenntniss der Zollverfassung und Verwaltung in den preussischen 
Staaten. Berlin 1832. Sodann das preussische Handelsarchiv von 1861. I. 
S. 291 (mit den neuesten Abrechnungen); Pochhammers Jahrbücher a. v. 0. 
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Fürstenthum Blankenburg nebst dem Stiftsamte Walkenried und 
dem Amte Calvörde und 26,455 Köpfen (zu vergl. Art. 1 und 
Sep.-Art. 1 zum Vertrage vom 19. Oct. 1841). 

g. Lippe durch den Vertrag vom 18. October 1841, insbes.' 
Art. 7 wegen Beitritt des Fürstenthums zum Zollvereine, durch 
den weiteren Vertrag vom gleichen Tage wegen der Besteuerung 
innerer Erzeugnisse im Fürstenthume, insbes. Art. 1 und 4, Sep.- 
Art. 4 , — mit dem ganzen übrigen Gebiete des Fürstenthums 
(lit. b.) und 105,155 Köpfen (zu vergl die Berliner Protokolle 
vom 31. December 1852). 

h. Das Fürstenthum Pyrmont mit 6645 Köpfen; nach den 
Verträgen vom 11. December 1841 und 3. September 1853. 

2) Das preussische indirecte Steuersystem haben 
sodann ebenfalls angenommen, erheben aber und verwalten die 
Abgaben durch ihre eigenen Beamten und Behörden, vorbehaltlich 
der nachherigen Abrechnung auf Grund der Specialvertrage nach 
dem Maassstabe der Bevölkerung: 

a. Schwarzburg- Sondershausen für die Unterherr- 
schaft (36,069 Köpfe); Verträge vom 25. October 1819 und 
8. Juni 1833. 

b. Schwarzburg-Budolstadt für die Unterherrschaft 
(15,501 Köpfe); Verträge vom 24. Juni 1822 und 25. Mai 1833. 

c. Das Grossherzogthum Sachsen für das Amt All- 
stadt mit Oldisleben (9012 Köpfe); Verträge vom 27. Juni 1823 
und 30. Mai 1833. 

d. Anhalt Bernburg für das obere und untere Herzog- 
thum, nebst dem Amte Mühlingen (56,031 Köpfe); Verträge vom 
10. October 1823, 17. Juni 1826, 17. Mai 1831 und 11. Juli 1839. 

e. Anhalt-Dessau-Köthen mit 119,515 Köpfen, Ver- 
trag vom 26. April 1839 (?). 

f. Das Herzogthum Sachsen-Coburg-Gotha für das 
Amt Volkenrode (2859 Köpfe); Vertrag vom 26. Juni 1833. 

g. Oldenburg endlich für das Fürstenthum Birkenfeld mit 
35,486 Köpfen. Vertrag vom 31. December 1836. 

Diese Gebietsteile ausservereinsländischer Staaten oder an- 
derer dem Zollverein überhaupt, beziehungsweise mit ihren sonsti- 
gen Landen beigetretener Staaten (Z. 1 und 2) mit zusammen 
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493,405 Köpfen vertritt Preussen im Zollvereine auch bezüglich 
ihrer Antheile am Zollertrage, mit einziger Ausnahme der hanno- 
verischen Grafschaft Hohnstein und des Amtes Elbingerode (Z. 1. 
lit. e). Die Gemeinschaftlichkeit der inneren Steuersysteme und 
die Gemeinschaftlichkeit der Steuererträgnisse aber erstreckt sich 
hier durchweg auf sfimmtliche Uebergangsabgaben vom 
Wein und Most, Tabak, Bier und Branntwein, ferner durchweg 
auf die Branntwein-Fabricationssteuer. Die inneren 
Steuern vom eigenen Wein und Tabak können desshalb nicht all- 
gemein sein, weil die Mehrzahl der hier genannten Staaten weder 
eigenen Weinbau, noch in erheblicherem Maasse eigenen Tabaksbau 
hat. Wegen der Bier-Fabricationssteuer bestehen Verab- 
redungen bald auf Gleichmässigkeit und Gemeinschaftlichkeit der 
Abgabe, bald auf gewisse Steuersätze, unter welche nicht soll herun- 
tergegangen werden dürfen. 

3) Preussen') nun, mit all diesen von ihm vertretenen 
Gebietsteilen dritter Staaten zusammen, steht wieder in einem 
Verbände Über die innern Steuern mit dem Königreiche Sachsen 
und mit dem Thüringischen Vereine. 

a. Mit dem Königreich Sachsen hat Preussen unterm 



1) Von preussischen Gebietstheilen gehören dagegen nicht in die 
Steuergemeinschaft : 

a. die hohenzollern'schen Lande mit 64,235 Köpfen, 

b. die preussischen Exclaven mit 1,786 Köpfen, 

c. die unter herzoglich braunschweig'scher Verwaltung stehenden Ort- 
schaften mit 2832 Köpfen. 

Ferner werden bei der Vertheilung der Steuererträgnisse nicht berück- 
sichtigt : 

die Einwohner des preussischen Jahdegebiets mit 858 Köpfen, 

die Garnison von Mainz mit 4980 Köpfen (bei der Uebergangssteuer 

von Bier dagegen in Rechnung gebracht). 
Endlich kommen bei dem thüringischen Vereine in Rechnung die Kreise 
Erfurt, Schleusingen und Ziegenrück mit 105,893 Köpfen, die Dörfer Kisch- 
litz und Mollschütz mit 118 Köpfen, Altlöbnitz mit 235 Köpfen (bei Sachsen- 
Meiningen). 

Abzüglich dieser Zahlen verbleiben für das in der Steuergemeinschaft er- 
scheinende Königreich Preussen, jedoch ohne die fremden Gebietsteile, noch 
17,554,124 Köpfe; dazu dann die preuss. Garnison von Luxemburg mit 
4852 Köpfen. 
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30. März 1833 den Vertrag abgeschlossen, dass spätestens bis 
zum 1. Januar 1834 dort dieselbe Besteuerung des Braumalzes, 
der Branntweinfabrication, des Tabak- und Weinbaues eingeführt 
werden solle, welche in Preussen gesetzlich bestehe, worauf so- 
dann eine Abgabenerhebung von Bier, Branntwein, Tabaksblättern 
und Fabricaten, von Traubenmost und Wein bei dem Uebergang 
aus dem einen in das andere Gebiet gegenseitig nicht stattfinden 
werde ; ferner dass unter Voraussetzung einer gesetzlich gesicher- 
ten Erhebung des Steuerbetrags von l 1 /» Sgr. für ein Quart 
Branntwein zu 50°/o Alcoholstärke auf der Grundlage der preussi- 
schen Gesetzgebung (l 1 /« Sgr. auf 20 Quart Maischraum) eben- 
falls vom 1. Januar 1834 ab zwischen Preussen und Sachsen auch 
eine Gemeinschaftlichkeit der Einnahmen von der Fabrications- 
steuer des Branntweins stattfinden solle, vorbehaltlich der Theilung 
des Ertrags nach dem Verhältnisse der Bevölkerung. 

b. Ein gleicher Vertrag ist am 11. Mai 1833 zwischen beiden 
Staaten und dem Tags zuvor errichteten Thüringischen Zoll- 
und Handelsvereine mit der Modifikation zu Stande ge- 
kommen, dass die Mitglieder dieses Vereins sich verpflichtet haben, 
in ihren zu dem Verein gehörigen Landen und Landestheilen die 
daselbst bestehenden Steuern von der Bierbereitung nicht 
unter den Betrag der preussischen Fabricationsabgabe herunter- 
zusetzen. Unter dieser Bedingung solle vom 1. Januar 1834 
an der Uebergang von Bier aus dem Gebiete des Thüringischen 
Vereins nach Preussen und Sachsen und umgekehrt keiner Abgabe 
unterliegen. 

Als Folge der eintretenden gleichen Besteuerung des Wein- 
und Tabakbaues , sowie der Branntweinfabrication sollen sodann 
die Erträgnisse auch der Uebergangssteuern 1 ) von 
Traubenmost, Wein, Tabak und Branntwein gemeinschaftlich sein 
und nach dem Verhältnisse der Bevölkerung vertheilt werden *). 



1) Darunter sind hier zunächst, wie schon im Eingange bemerkt, die 
Ausgleichungsabgaben zu verstehen. 

2) Bayern, das mit dem Amte Kaulsdorf am Thüringischen Vereine parti- 
cipirt, und Kurhessen, zunächst mit dem Kreise Schmalkalden hieran betheiligt, 
sind dem Thüringischen Vereine bezüglich dieser Gebietsteile nachträglich 
auch in Absicht auf die Gleichheit und Gemeinschaftlichkeit der gedachten 
inneren Steuer vom Branntwein und der Uebergangsabgaben beigetreten. 
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(Eine Ausgleichungsabgabe von Bier kam gegenüber von Nassau 
und dem bayerischen Rheinkreise allein zur Erhebung.) 

Zu vergl. die Schlussprotokolle vom 30. März und 11. Mai 
1833. Z. 12. 

Diese Verträge sind unterm 8. Mai 1841 und 4. April 1853 
erneuert worden. Eine Abgabenerhebung oder Rückver- 
gütung bei dem Uebergange von Bier , Branntwein , Tabaks- 
blättern und Tabaksfabricaten , ingleichen von Traubenmost und 
Wein aus dem einen in das andere Gebiet werde auch künftig 
nicht stattfinden; die Abgabe, welche von dem aus andern Zoll- 
vereinsstaaten übergehenden Traubenmost und Wein, von Tabaks- 
blättern und Tabaksfabricaten erhoben werde, sei gemeinschaftlich 
und wie bisher nach dem Maassstabe der Bevölkerung zu theilen ; 
eine gleiche Gemeinschaftlichkeit werde in Hinsicht der nunmehr 
zur Erhebung kommenden Abgabe von dem aus andern Zoll- 
vereinsstaaten übergehenden Biere eintreten. Unter Voraussetzung 
einer gesetzlich gesicherten Erhebung des Steuerbetrags von 
l 9 /i« Sgr. für ein Quart Branntwein zu 50°/o Alcoholstärke nach 
Tralles solle auch die Gemeinschaftlichkeit der Einnahme von der 
Fabricationssteuer des Branntweins und der Abgabe von dem aus 
andern Vereinsstaaten übergeführten Branntwein, nach Maassgabe 
der desshalb getroffenen Vereinbarung (Praecipuum Preussens bis 
zu 129,000 Thlr. u. s. w.), fortbestehen. 

Das Königreich Sachsen erscheint in diesem Verbände 
gegenwärtig mit 2,122,148 Einwohnern. 

Dem Thüringischen Zoll- und Handelsverein aber 
gehören an folgende Gebietstheile : 

a. von Preussen: 

die Kreise Erfurt, Schleusingen, Ziegen- 

rück mit 105,893 Köpfen 

die Dörfer Kischlitz und Mollschütz mit 118 „ 

b. von Kurhessen 

der Kreis Schmalkalden mit 26,941 „ 

c. Sachsen-Weimar, ausschliesslich der 
Aemter Ostheim, Allstedt und Oldisleben, 
jedoch einschliesslich des zum Amte Ost- 
heim gehörenden Ortes Melpers mit 254,489 „ 
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d. Sachsen-Meiningen, einschl. Alt- 

löbnitz (preuss.), mit 168,816 Köpfen 

e. Sachsen-Altenburg mit 134,659 „ 

f. Sachsen-Coburg, ausschl. des Am- 
tes Königsberg, mit 43,163 „ 

g. Sachsen-Gotha, ausschl. des Amtes 

Volkenrode, mit 105,442 „ 

h. Schwarzburg-Sondershausen, 

obere Herrschaft, mit 26,905 „ 

i. Schwarzburg-Rudolstadt, obere 

Herrschaft mit 54,529 „ 

k. Reuss, filtere Linie, mit 40,515 » 

1. Reuss jüngere Linie, mit 81,806 » 

m. bayerisches Amt Kaulsdorf mit 495 „ 

im Ganzen also 1,043,771 Köpfe. 

4. Nach dem Vertrage vom 8. Februar 1842 sollen im 
Grossherzogthum Luxemburg die von der Fabrication des 
Branntweins und Biers zu entrichtenden Abgaben nicht unter den 
Betrag der dieserhalb in Preussen bestehenden Abgaben herab- 
gesetzt werden dürfen, soll ferner dort der Weinmost wie in 
Preussen besteuert und ebenso eine Tabakssteuer eingeführt 
werden, falls im Grossherzogthum Tabaksbau in erheblicherem 
Umfange betrieben werden sollte (Art. 4). Zwischen Preussen 
und dem Grossherzogthum findet daher bei dem Uebergange von 
den diesen Abgaben unterliegenden Gegenständen weder eine 
Uebergangssteuer-Erhebung, noch eine Steuerrückvergütung statt 
(Art. 8). Der Ertrag der Uebergangsabgaben, welche von 
den Erzeugnissen anderer mit Preussen desshalb nicht eben- 
falls verbundenen Vereinsstaaten erhoben werden, ist, zunächst 
zwischen Preussen und Luxemburg, gemeinschaftlich, und wird, 
nach Abrechnung von 5 °/o für die Erhebungskosten, nach dem 
Maassstabe der Bevölkerung (gegenwärtig 192,196 Köpfe in 
Luxemburg) vertheilt (Separatart. 13) ; zu vergleichen auch den 
Separatartikel zum Vertrage vom 26 — 31. Dec. 1853. Z. VU, b. 
Die Steuergemeinschaft erstreckt sich also hier nicht auch auf 
die Fabricationssteuer vom Branntwein. 

5. Auch das Herzogthum Braunschweig, welches aber 
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nicht wie Luxemburg im Zollverein Überhaupt durch Preussen ver- 
treten wird, hat schon unterm 19. October 1841 den Vertrag 
mit Preussen eingegangen, dass es in seinen, dem Zollvereine 
anzuschliessenden Landen dieselbe Besteurung der Branntwein- 
fabrication , des Braumalzes und des Tabaksbaues eintreten lassen 
werde, welche in Preussen gesetzlich bestehe, vorbehaltlich der 
Einführung der preussischen Weinsteuer, falls in Braunschweig 
Weinbau zur Kelterung von Most betrieben werden sollte. Daran 
schliessen sich weitere Uebereinkünfte wegen des freien Verkehrs 
mit Branntwein (zwischen Preussen und Braunschweig) , mit Bier 
(zwischen Preussen, Sachsen, dem Thüringischen Verein und 
Braunschweig) und wegen der Gemeinschaftiichkeit der Ueber- 
gangsabgabe von dem aus andern Vereinsstaaten eingeführten Bier. 
Die Bevölkerungsziffer von Braunschweig ist zur Zeit 
249,771 und abzüglich der in der Steuergemeinschaft mit Han- 
nover stehenden Gebietstheile (hienach Z. 7) 242,482. 

6. Nach dem Vertrage vom 13. November 1841 ist die 
Kurhessische Grafschaft Schaumburg (übrigens aus- 
schliesslich der Ortschaften Schöttlingen und Eickhöfen) mit zur 
Zeit 35,715 Köpfen dem preussischen Branntweinsteuersystem 
angeschlossen. 

7. Dem indirecten Steuersysteme Hannovers ist 
Oldenburg beigetreten unterm 1. März 1852 '), dann 
Schaumburg-Lippe unterm 25. September 1851 rücksicht- 
lich der Fabricationssteuern und Uebergangsabgaben von Brannt- 
wein und Bier, ferner in gleicher Weise Braunschweig 
durch Uebereinkunft vom 20. December 1853 mit verschiedenen, 
vormals dem Steuervereine angeschlossenen Gebietstheilen , Bre- 
men nach der Uebereinkunft vom 26. Januar 1856 mit den in 
den Zollverein eingetretenen Gebietstheilen. Ueber die Erhebung 
der inneren Abgaben in den Communionbesitzungen liegt 
die besondere Uebereinkunft zwischen Hannover und Braun- 
schweig vom 20. December 1853 vor. 



1) Zu vergl. Schlussprotokoll vom 4. April 1863 Ziffer 14. Weren 
berg, die Steuern und Zölle im Staatshaushalte des Königreichs Hannover. 
Zeitschr, Bd. XV. S. 626. 
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Bei den Zollabrechnungen erscheint Hannover einschliesslich 
Schauinburg-Lippe und der bremischen Gebietstheile mit 1,865,104 
Köpfen *) ; Oldenburg mit 236,789 Köpfen 2 ). 

8. Alle, die in den vorbemerkten (Z. 1 — 7) Steuerver- 
bänden stehenden Staaten zusammen, also Preussen mit 
den seinem Steuersystem angeschlossenen und mit den von ihm 
im Zollverein vertretenen Staaten (Z. 1. 2. 4.), dann Sachsen 
und die Thüringischen Staaten (Z. 3), Braunschweig 
(Z. 5), endlich Hannover und Oldenburg (Z. 7), bilden 
wieder bezüglich der Uebergangsabgaben von Wein und 
Most, von Tabaksblättern und Fabricaten einen wei- 
teren gemeinschaftlichen Steuerverband, welchem ausser ihnen 
das ganze Kurfürs tenthum Hessen (mit 698,855 Köpfen) 
angehört. 

Seine jetzige Constituimng hat dieser Steuerverband durch 
den Vertrag vom 4. April 1853 erhalten. Darnach soll im König- 
reiche Hannover, im KurfUrstenthum Hessen und im Herzogthum 
Oldenburg dieselbe Besteuerung des Tabakbaues stattfinden, 
welche in den Königreichen Preussen und Sachsen, den zum 
Thüringischen Zoll- und Handelsvereine gehörenden Staaten und 
im Herzogthum Braunschweig besteht. Die Besteuerung des 
Weinbaus, welche in den Königreichen Preussen und Sachsen, 
sowie in Thüringen bereits besteht, wird im KurfUrstenthum 
Hessen, welches dieselbe nach dem Vertrage vom 8. Mai 1841 
schon früher eingeführt hatte , auch fernerhin beibehalten werden, 
und in dem Königreich Hannover, sowie in dem Herzogthum 
Oldenburg für den Fall eintreten, dass daselbst Weinbau zur 
Kelterung von Most betrieben werden sollte. In Folge dieser 
Gleichmassigkeit der inneren Besteuerung werden bei dem Ueber- 
gange von Wein und Traubenmost, von Tabaksblättern und Ta- 



1) Die Grafschaft Hohnstein und das Amt Elbingerode mit inbegriffen, 
oben Ziffer 1 e; mit Ausschluss dagegen der vom Zollverein überhaupt 
ausgeschlossenen Gebietstheile : Geestemünde u. s. w. mit zusammen 
9982 Köpfen. 

2) Darunter der Rest der Bevölkerung jener bremischen Gebietstheile, 
die des preussischen Jahdegebiets ; dagegen nicht inbegriffen die Bevölke- 
rung des Hafenorts Brake mit 1983 Köpfen. 
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baksfabricaten aus dem einen in das andere der bezeichneten 
Gebiete weder Abgaben - Erhebungen , noch Abgabenrückver- 
gütungen stattfinden, dagegen die Uebergangssteuern von den 
aus andern Yereinsstaaten übergehenden Erzeugnissen auf ge- 
meinschaftliche Rechnung erhoben l ) werden (zu vergl. auch den 
Vertrag vom 8. Mai 1841 wegen Kurhessens, die Uebereinkunft 
vom 19. October 1841 wegen Braunschweigs). Dieser Verband 
umfasst also die Besteuerung der Wein - und Tabaksconsumtion 
von 24,446,693 Köpfen oder von nahezu 3 /i der ganzen 
Bevölkerung des Zollvereins. 

Von den südlichen Zollvereinsstaaten lassen sich 
ähnliche Vereinbarungen wegen einer gleichmässigen und gemein- 
schaftlichen inneren Besteuerung überhaupt nicht berichten. Denn 
dass Bayern das sachsen-coburgische Amt Königsberg und 
das grossherzoglich-sächsische Vordergericht Ostheim an seinem 
Malzaufschlage participiren lässt, kommt hieneben kaum in Be- 
tracht; das hessen-homburgische Amt Homburg aber hat sich 
nur für die Zollabgaben dem Grossherzogthum Hessen ange- 
schlossen (zu vergl. Art. 8 des Vertrags vom 20. Februar 1835). 

B. Die einzelnen Uebergangssteuern. 

1) Die Uebergangs abgaben vom Wein und Most, 

sowie von Tabaksblättern und Tabaksfabricaten. 

Zunächst sind hier aus Separatartikel 4 zum Vertrage vom 
8. Mai 1841 wegen der Fortdauer des deutschen Zollvereins, 
beziehungsweise aus Separatartikel 10 zum Vertrage vom 4. April 
1853 wegen der Fortdauer und Erweiterung des Zoll- und Han- 
delsvereins, folgende Verabredungen anzuführen : 

»Für Wein und Tabak sind die nachstehenden Sätze 
als das höchste Maass zu betrachten, bis zu welchem in 
den Vereinsstaaten eine Besteuerung der genannten Erzeugnisse 
für Rechnung des Staats soll stattfinden können: 

1) Die Veitheilung der Erträgnisse erfolgt nach dem Haassstabe der 
Bevölkerung, wobei übrigens Hannover und Oldenburg mit den ihrem 
Steuersystem angeschlossenen Gebietstheilen ein Praecipuum von 75°/« an- 
zusprechen haben. Für die Erhebungskosten dürfen 8% in Abzug gebracht 
werden. 
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a) für Wein und zwar 

aa) wenn die Abgabe nach dem Werth des Weins er- 
hoben wird, 1 */» Rthlr. pro Zollcentner (5 Rthlr. pro 
Ohm ä 120 Quart Preussisch) ; 
bb) wenn die Abgabe ohne Rücksicht auf den 
Werth des Weins erhoben wird, 25 Sgr. pro Zoll- 
center (2 Rthlr. 23 Sgr. 4 Pf. pro Ohm ä 120 Quart 
Preussisch) ; 
cc) wenn die Abgabe nach einer Klassification der 
Weinberge erhoben wird, ist die Beschränkung 
derselben auf ein Maximum nicht für nothwendig er- 
achtet worden. Die Steuer von vereinsländischem Weine 
soll in dem letzteren Fall nur nach einem im Verhält- 
nisse zur Steuer vom inländischen Weine zu bemes- 
senden Durchschnittssatze erhoben werden, welcher 
jedoch den Betrag von 2 5 Sgr. vom Zollcentner 
in keinem Falle überschreiten darf. So lange aber in 
den Staaten,, wo dermalen die innere Weinsteuer nach 
einer Klassification der Weinberge erhoben wird, die 
gegenwärtig gültigen Sätze nicht ermässigt werden, be- 
wende es bei dem Satze von 2 5 Sgr. für den preus- 
sischen Centner. 
In Bezug auf die freie Stadt Frankfurt, wo vom Weine 
gegenwärtig eine Abgabe von 5 fl. 20 kr. (3 Rthlr. 1 Sgr. 
5 Pf.) für die Frankfurter Ohm erhoben wird, soll von einer Er- 
mässigung dieser Abgabe auf den unter bb , gedachten Satz ab- 
gesehen werden. 

b) Der Maximalsatz für Tabak ist auf 20 Sgr. pro Zoll- 

centner bestimmt.« 

Z. 5 und 8 der allegirten Separatartikel. 
Zur Erläuterung und Ergänzung dieser Verabredungen wird 
Folgendes dienen : 

1) Die Wein- und Tabakspro duction des Zollvereins 
zeigt die hienach aufgestellte Uebersicht l ) : 



1) Nach Dieterici, Statistische Uebersicht, fünfte Fortsetzung. S. 365. 
869. 390. 391 , zugleich mit Benutzung neuerer Notizen vom Jahr 1859. 
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2) Von dem hienach im Zollvereine erzeugten Weinquantum 
wird alljährlich nur ein kleiner Theil nach dem Vereinsauslande 
ausgeführt. Nach den statistischen Mittheilungen des Central- 
bureaus für den Zollverein aus den 6 Jahren von 18 54 /5» be- 
rechnet sich der durchschnittliche Export an Wein in Fässern 



1) Nach dem preuss. Handelsarchiv 1860 Bd. I. S. 23 aus den Ermitt- 
lungen für das Jahr 1858. In der Z. 2714 ist die Morgenzahl des Tabaks- 
landes derjenigen Vereinsländer und Vereinsgebietstheile überhaupt begriffen, 
welche dem engeren Verbände mit Preussen (oben A. 1. u. 2) angehören. 
Der Tabaksgewinn bei Preussen und Thüringen ist mit Benützung einer mir 
zu Gebot stehenden beglaubigten Angabe berechnet, dass dort 6,8 Ctr., hier 
8,6 Ctr. auf den Morgen erzeugt werden. 

Zeitschr. f. Staatsw. 1861. III. Heft. 28 
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auf jährliche 254,860 Zollcentner oder, nach dem Verhältnisse 
von l 2 /s: 1, auf 153,530 preussische Eimer. Dazu dann in 
neuerer Zeit noch beiläufig 10,000 Zollcentner Wein in Flaschen 
(6000 preussische Eimer). 

Auch die Einfuhren an fremden Weinen sind unbedeu- 
tend, im Durchschnitt der letzten 6 Jahre (18 8 */59) 221,614 Zoll- 
centner (133,500 preussische Eimer), neben beiläufig 40,000 Zoll- 
centnern in Flaschen (24,000 preuss. Eimer). 

Das Verhältniss der Importe und Exporte beim Tabak dürfte 
nachstehende, nach dem Durchschnitte der Jahre 18 M /59 aufge- 
stellte Uebersicht veranschaulichen : 

Tabak : Einfuhren : Ausfuhren : 

Blätter und Stengel, 

unbearbeitete: 451,075 Zollcentner. 123,606 Zollcentner. 
Rauchtabak in Rollen 

oder geschnitten: 8,429 » 

Cigarren : 10,204 » 

Schnupftabak : 96 • » 

3. Die Weinconsümtion schätzt 
S. 379 f. auf durchschnittlich 6 Quart per 
verein, wobei sich jedoch das Verzehrungsquantum so vertheile, 
dass in den weinerzeugenden Vereinslanden : arn Rhein , in Würt- 
temberg, bei Würzburg 10 bis 15 Quart auf den Kopf kommen, 
im nördlichen und nordöstlichen Deutschland nur 1 bis 2 Quart. 
Diess wird bestätigt durch das Ergebniss der mit Benützung vor- 
stehender Zahlen aufgestellten Durchschnittsberechnung. Nach- 
dem jetzt der Steuerverein dem Zollverein beigetreten ist, stellt 
sich die Weinconsümtion per Kopf nur noch auf 5,2 Quart per 
Kopf für den ganzen Verein. Die von Dieterici a. a. 0. S. 380 
angedeutete Ansicht, dass im nördlichen Theile des Zollvereins 
die Consumtion ausservereinsländischer Weine eine stärkere sei, 
als in den Vereinsländern mit eigenem Weinbau , erscheint richtig. 

Die T a b a k s consumtion des Zollvereins berechnet Dieterici 
a. a. 0. S. 406 auf 2,57 Pfund per Kopf, woran 1,17 Zollpfund 
ausservereinsländischen Erzeugnisses. Ich finde nach den ange- 
gebenen Zahlen einen Verbrauch von 2,66 Zollpfund. Diese 
Verzehrung soll ziemlich die stärkste in Europa sein. 
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4. Zu der Besteuerung dieser Consumtion innerhalb des 
Zollvereins übergehend , habe ich zuvörderst die den sämmtlichen 
Yereinsstaaten gemeinschaftlichen Eingangsabgaben anzu- 
führen , welche die aus dem Vereinsauslande eingeführten Weine 
und Tabake treffen. Dieselben betragen : 
a> für Wein und Most, auch Cider, 

a) in Fässern eingehend 6 Thlr. vom Zollcentner. 

/?) in Flaschen 8 Thlr. » 

b) für Tabak, und zwar 

aa) Tabaksblätter, unbearbeitete, 

und Stengel 4 Thlr. » » 

bb) Tabaksfabricate 

cO Rauchtabak 11 Thlr. » 

ß) Cigarren und Schnupf- 
tabak 20 Thlr. » 
Werden diese Sätze verglichen mit den oben angeführten, 
im Wege der Vereinbarung festgesetzten Maximalsätzen für die 
innere Besteuerung , so überzeugt man sich leicht, welch erheb- 
lichen Zollschutz der vereinsländische Wein- und Tabaksbau zur 
Zeit noch geniesst. Die Höhe der Eingangszölle des Zollvereins 
auf Wein- und Tabak sind denn auch schon wiederholt von dritten 
Staaten, mit denen der Verein in commerciellen Verhandlungen 
Stand , angefochten worden, und gerade im gegenwärtigen Augen- 
blicke wieder droht von verschiedenen Seiten her das Ansinnen 
auf Ermässigung der Weinzölle sich, diessmal wohl mit beson- 
derem Nachdrucke, geltend zu machen. Nach meiner Ansicht 
könnte in diesem Punkte ohne erhebliche Gefahr für unsere Wein- 
produceriten wohl einiges zugestanden werden, vorausgesetzt, 
dass den Erzeugnissen der Weinländer des Zollvereins der Ab- 
satz nach allen Theilen dieses Vereins fortan nicht weiter durch 
Uebergangssteuern , wie sie die nördlichen Vereinsstaaten jetzt 
noch erheben, erschwert würde. Diess aber müsste die Be- 
dingung sein, an welche die gedachten Staaten ihre Zustimmung 
zu einer möglicher Weise bald in Antrag kommenden Herab- 
setzung der Weinzölle fest zu binden hätten. Denn nur damit 
erhielten die vereinsländischen Weinproducenten das Mittel, der 

28* 
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nun hereinbrechenden Concurrenz billigerer oder besserer fremder 
Weine auf dem eigenen erweiterten Absatzgebiete auszuweichen. 

5. Der Verbrauch desjenigen Weines und Tabaks sodann, 
welcher im Zollvereine selbst erzeugt worden, ist in 
einigen Vereinsstaaten mit einer Steuer überhaupt nicht belegt. 
Andere setzen eine solche erst beim Verkaufe oder unmittel- 
bar vor der Verzehrung an. In beiden Fallen unterbleibt nach 
dem oben (Z. I. B. II. 4. a) Bemerkten der Ansatz einer Ueber- 
gangssteuer von dem Erzeugnisse der andern Vereinsstaaten. Das 
letztere wird hier vielmehr nur insoweit und in der gleichen 
Weise zur Steuer gezogen, wie das Erzeugniss des eigenen 
Landes. 

Nach dem grossherzoglich badischen Gesetze vom 
19. März 1854 unterliegt die Consumtion von Wein, sowohl 
von Traubenwein, als von Obstwein, der Weinsteuer. Diese 
zerfällt in Accise und Ohmgeld. Erstere wird von den 
Weineinlagen der Consumcnten, Accise und Ohmgeld aber von 
den Einlagen der Wirthe erhoben. Die Accise beträgt : von allem 
Wein in Bouteillcn 3 Kreuzer von der Halbmaassflasche , vom 
Traubenwein in Fässern 8 /io kr. bis 1 kr. von der Maass, von 
Obstwein in Fässern '/* kr. Das Ohmgeld aber beläuft sich auf 
3 kr. von der Bouteille für allen Wein in solchen, auf 8 /io kr. 
von der Maass für den Traubenwein in Fässern , auf '/* kr> von 
der Maass für den Obstwein *). 

Im Grossherzog th um Hessen unterliegt der Wein 
einer Tranksteuer von 2 fl. für die Ohm bei den Einlagen solcher 
Personen, welche weder den Kleinverkauf von Wein, noch Wein- 
handel betreiben; und von 30 kr. für die Ohm bei den Einlagen 
der Personen, welche solche Geschäfte betreiben. Diese Abgabe 
muss in der Regel bei jeder wiederholten Einlage, im Grossen 
aufs Neue und so oft bezahlt werden, als der Wein an einen 
andern inländischen Eigenthümer übergeht. Bei jedem Verkauf 
im Kleinen aber ist daneben noch die Zapfgebühr zu entrichten. 
Für diese bestehen 4 Klassen. Die Gebühr I. Klasse mit 6 fl. 40 kr. 
per Ohm wird erhoben von allem Kleinverkauf der Weinhändler 



1) Die Steuergesetzgebung des Grossherzogthums Baden. 1858. S. 245 ff. 
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und derjenigen Wirthe, welche Wein zu beliebigen Preisen zu 
verkaufen berechtigt sind; die Zapfgebühr II. III. und IV. Klasse 
aber mit 5 fl. 20 kr., 4 fl. und 2 fl. 40 kr. per Ohm von allein 
Kleinverkauf derjenigen Wirthe, welche keinen Wein höher als 
zu 48, 36 oder 24 kr. per Maass verkaufen. 

Der Obstwein unterliegt einer Tranksteuer von 1 fl. 20 kr. 
für den Ohm ')• 

Frankfurt erhebt, wie schon erwähnt, eine Verbrauchs- 
steuer von 5 fl. 20 kr. für die Frankfurter Ohm. 

Die württembergische Ausschanksabgabe vom Wein 
und Obstmost beträgt 10 °/o des Ausschankserlöses ; sie fällt bei 
dem Kleinverkaufe (unter 1 Imi) jener Getränke durch die zur 
Ausübung eines Wirthschaftsgewerbes berechtigten Personen an *). 

Bayern und Nassau besteuern den Verbrauch des inner- 
halb des Vereins erzeugten Weines gar nicht. 

In allen den hier genannten Staaten aber unterliegt der Ver- 
brauch vereinsländischen Tabaks einer Steuer nicht. 

6. Preussen und die mit demselben in steuerlicher Hin- 
sicht zu Einem Systeme verbundenen Staaten (oben A. Z. 1 und 2), 
dann Sachsen und der thüringische Verein (Z. 3), Kur- 
hessen (Z. 8), Luxemburg (Z. 4), und Braunschweig 
(Z. 5), endlich Hannover und die mit diesem Ein Steuerganzes 
bildenden Vereinsstaaten (oben A.Z. 7) besteuern den Weinbau 
und den Tabaks bau, soweit ein solcher in ihren Gebieten über- 
haupt betrieben wird. Sie sind daher nach den vereinbarten 
Grundsätzen (oben I. B. II. 4. b) zur Forderung einer Ueber- 
gangssteuer von dem in andern Vereinsländern erzeugten Weine 
oder Tabak an sich berechtigt. Während sie nun im gegenseiti- 
gen Verkehre mit Wein und Tabak auf den Ansatz einer solchen 
Steuer verzichten, diesen Verkehr vielmehr durchaus freigegeben 
haben: erheben sie von allem aus dem übrigen Vereinsgebiete 
herstammenden Weine oder Tabak, welcher in eines ihrer Länder 
übergeführt wird, die Ueb'ergangsabgaben, deren Ertrag ein ge- 



1) Grossherz, hessisches Regierungsblatt 1842. S. 389. 1857. S. 372. 

2) Regierungsblatt für das Königreich Württemberg 1827. S. 270. 277. 
1839. S. 437. 
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meinschaftlicher ist und nach den desshalb besonders vereinbarten 
Bestimmungen zur Vertheilung gelangt (oben lit. A. Z. 8). 

Die preussische Weinbausteuer, welche auch die übri- 
gen vorhin genannten Staaten angenommen haben, sofern sie 
überhaupt Wein produciren, nimmt, je nach der Verschiedenheit 
der Lage und Beschaffenheit des Weinlandes 6 Klassen der Wein- 
berge und Weingärten an. Die Steuer, welche hiernach zu ent- 
richten ist, beträgt für den Eimer von 60 Quart 
bei der ersten Classe 35 Sgr. 
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Jeder Weinbauer muss alljährlich den Betrag seines Erzeug- 
nisses an Traubenmost der Steuerbehörde anzeigen. Aus der 
Menge des Mostes wird alsdann, nach Abzug von 15°/a für 
Abgang an Hefen und Weinstein, der steuerpflichtige Weingewinn 
berechnet; die Steuer aber in der Begel erst nach dem Verkaufe 
oder eigenen Verbrauche des Weins je am 1. Mai und 1. No- 
vember erhoben. Doch haben Gast- und Schenkwirthe, sowie 
die Weinhändler die Steuer vom ganzen Reste des vorjährigen 
Erzeugnisses am 1. Nov. jedenfalls zu bezahlen ')• 

Neben dieser Weinbausteuer erhebt sodann Preussen, in 
Gemeinschaft mit den übrigen vorn genannten Vereinsstaaten die 
Uebergangss teuer von 

25 Sgr. für den preussischen Centner Wein und von 
20 » » » » » Traubenmost 

von den Erzeugnissen der übrigen Vereinsstaaten, welche dorthin 
eingeführt werden. Wenn nun der preussische Eimer Wein oder 
Most zu 1,619 preuss. Centnern berechnet wird, so würden jene 
Sätze für die Uebergangssteuer einer Abgabe 



1) Zu vergl. Hoftmann, die Lehre von den Steuern S. 297 ff. v. Reden, 
Finanzstatistik II. 2. S. 303 ff. v. Oesfeld, Preussen in kameralistischer 
nnd staatswirthschaftlicher Beziehung S. 108. Dieterici , statistische Ueber- 
sicht, fünfte Forts. S. 357. 
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von 40 Sgr. für den preussischen Eimer Wein und 
von 32 Sgr. für den Eimer Most 
entsprechen. Sie erscheinen also in Wahrheit höher als die Sätze 
der Weinbausteuer setbst bei der ersten Classe des Weinlandes 
(35 Sgr. für den Eimer Wein und 29,75 Sgr. für den Eimer 
Most). 

Ebenso ist ferner das mit Tabak bepflanzte Land nach der 
preussischen Gesetzgebung, unter Berücksichtigung der Verschieden- 
heit in den Ertragsergebnissen, zürn Zwecke der Besteuerung in 
vier Classen gebracht Für je 6 Quadratruthen (— i/ so Morgen) 
solchen Landes sollen 6, 5, 4 oder 3 Sgr. als Steuer entrichtet 
werden. »Was weniger als volle 6 Quadratruthen beträgt, bleibt 
steuerfrei. Von dem Dasein und dem Umfange des mit Tabak 
bepflanzten Landes rnuss den Steuerbeamten jährlich vor Ablauf 
des Monats Julius Anzeige gemacht werden. — Die hiernach be- 
rechnete Steuer ist beim Verkaufe der Blätter, aber auch, wenn 
sie unverkauft bleiben, vor dem Ende des nächstkommenden 
Julius einzuzahlen.» (HofFmann a. a. 0. S. 307 ff.) 

Soweit nun die übrigen vorn aufgeführten Vereinsstaaten 
einen eigenen Tabaksbau in ihren Landen überhaupt betreiben, 
haben dieselben ein dem preussischen ähnliches Steuersystem dort 
ebenfalls eingeführt. 

Gemeinschaftlich mit Preussen aber erheben sie von dem 
Erzeugnisse der übrigen Vereinsländer an Tabaksblättern und 
von den Fabricateh aus solchen eine Uebergangssteuer von 
20 Sgr. auf den preussischen Centner. Wie aus den der Einfüh- 
rung der Tabaksbausteuer vorangegangenen Verhandlungen zu ent- 
nehmen ist, soll die Tabakssteuer den Centner getrockneter Tabaks- 
blätter mit 1 Thlr. treffen. Bei dem durchschnittlichen Ertrage des 
Tabakslandes in Preussen von 6,8 Z Ctr. per Morgen wäre jene 
Steuer jedoch höchstens mit 26,6 Sgr. per Z. Ctr. zu berechnen, 
da auch in der ersten Steuerclasse nur 6 Thlr. vom Morgen an- 
fallen. Hiemit die Uebergangsabgabe von 20 Sgr. auf den preus- 
sischen Ctr. verglichen, erscheint letztere an und für sich nicht 
zu hoch. 

Nun haben aber auch die Erträgnisse der bis jetzt be- 
sprochenen Steuern für unseren Zweck einiges Interesse. Die 
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preussische Weinbausteuer zeigt hiebei ein stetes Schwanken. 
Nach dem zehnjährigen Durchschnitte von 1829 — 1838 hat die- 
selbe abgeworfen jährlich 116,394 Thlr, (Hoffmann), nach dem 
Durchschnitte von 1845—1847 101,000 Thlr., nach dem von 
1850—1852 nur 50,876 Thlr. (v. Reden), im Etat von 1858 
aber sollen hiefür 93,000 Thlr. angesetzt gewesen sein (v. Oes- 
feld). Aber auch einen Ertrag von 120,000 Thlr. nach dem Vor- 
anschlage für 1859 (Rau Finanzwissenschaft § 434 Anm. c.) 
angenommen, würde sich bei einem jährlichen Weingewinne von 
406,947 Eimern (nach 35jährigem Durchschnitte) eine Abgabe 
von 8 s /4 Sgr. per Eimer oder ein Satz ergeben, der zwischen 
dem der fünften und sechsten Classe mitten innen liegt. Nach 
einem ziemlich gleich bleibenden Verhältnisse sollen jedoch in 
Preussen bebaut werden : 



Weinlftnder 


i. 


Classe 


0,4 o/o 


(im Jahr 


1853 


231 1 


Wrgn 


» 


H. 


» 


4,0 » 


» 


» 


» 


2,424 


» 


» 


ni. 


» 


16,4 » 


» 


» 


» 


10,065 


» 


» 


IV. 


» 


32,5 » 


» 


» 


» 


19,880 


» ■ 


» 


V. 


» 


22,0 » 


» 


» 


» 


13,500 


- » 


» 


VI. 


» 


24,7 » 


» 


» 


» 


15,180 


» 



100,0 °/o 61,280 

(Dieterici); jenes durchschnittliche Ergebniss nach den wirklichen 
Erträgnissen der Steuer erscheint daher zu nieder und lässt sich 
nur erklären aus den vielfachen bald in grösserem, bald in ge- 
ringerem Umfange gewährten Abgabenerlässen, welche sich, wie 
von anderer Seite angeführt worden ist, bisweilen fast auf den 
ganzen Jahresbetrag der Steuer einzelner Landestheile erstrecken 
sollen. 

Die preussische Tabaksbausteuer wirft nach Hoffmann 
(1829 bis 1838) jährlich 150,120 Thlr. ab; von Oesfeld aber führt 
als ihren Ertrag nach dem Etat von 1858 die Summe von 129,000 
Thlrn. an. Das Tabaksland in Preussen und den seinem engeren 
Steuersysteme angeschlossenen Gebietstheilen anderer Staaten nach 
der oben aufgestellten Berechnung zu 43,500 Morgen angenom- 
men, würde sich der Steueransatz der niedersten Classe mit 3 Sgr. 
von 6 Quadratruthen oder 3 Thlrn. vom Morgen zugleich als der 
durchschnittliche Steuerertrag vom Morgen herausstellen. Wird 
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jedoch die steuerfrei verbleibende Fläche des Tabakslandes (unter 
6 Quadratruthen beim einzelnen Stück) berücksichtigt und dann 
auch etwaigen Abgabenerlassen Rechnung getragen , so kommt 
man dem von Dieterici (a. a. 0. S. 387) aufgestellten Verhält- 
nisse doch näher, dass nämlich 
in der I. Steuerclasse 6,7 °/o (i. Jahr 1853 2,513 Morgen) 

»> » !!• » 14,4 „ n w tt ö,oo / » 

» >» HI- » 64,7 „ „ „ „ 24,348 ,, 

» » !*• » J?d » » n » 0,0Uo n 

also im Ganzen 94,9 „ „ „ „ 35,736 „ 
angelegt seien und 5,1 (> „ » „ 1,906 „ 
steuerfrei bleiben. Zus. 100,0 „ ,, „ „ 37,642 Morgen. 
Das Erträgniss der gemeinschaftlichen Uebergangssteuer 
von Wein und Tabak für sämmtliche betheiligte Staaten belief sich 
endlich 

vom Wein und Most: von Tabaksblättern und Fabricaten: 

i.J. 1859 auf 267,244 Thlr.brutto 90,892 Thlr. brutto 

1860 „ 277,155 „ „ 72,560 „ 

Von der Netto - Einnahme des Jahrs 1860 aber sind über- 
wiesen worden : 



an Preussen 


240,168 Thlr. 


„ Luxemburg : 


2,559 „ 


„ Sachsen 


27,870 „ 


„ Hannover 


46,417 „ 


„ Kurf. Hessen 


10,304 „ 


„ Thüringen 


13,708 „ 


„ Braunschweig 


3,281 „ 


„ Oldenburg 


5,889 „ 




350,196 Thlr. x ) 



Es ist bereits erwähnt worden, dass die Uebergangssteuern 
vom Wein und Tabak, welche der Steuerverband der nördlichen 
Zollvereinsstaaten für gemeinschaftliche Rechnung erhebt, auf den 
preussischen Centner angelegt sind. Hiebei soll es, was die 

1) Preussisches Bandeisarchiv 1861. I. S. 292 
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Abgabe vom Wein betrifft, in solange bewenden, als die gegen- 
wärtig gültigen Sätze für die Steuer vom Weinbau nach der 
Classification der Weinberge nicht ermässigt werden. Der Maximal- 
satz für die Tabakssteuern der Vereinsstaaten überhaupt aber ist 
auf 20 Sgr. vom Zollcentner bestimmt. Schon bei den Verhand- 
lungen des Jahres 1841 kam nun die Frage zur Erörterung, wie 
es zu halten wäre, wenn Preussen und die mit demselben im 
Steuerverbande stehenden Staaten bei der Erhebung der Ueber- 
gangssteuern das Zollgewicht in Anwendung bringen wollten. 
Eine Reduction der gegenwärtigen, nach preuss. Gewicht bestimm- 
ten Sätze auf das Zollgewicht würde sehr unbequeme Hebesätze 
ergeben, indem letztere, genau gerechnet, „ 

für Wein 24 Sgr. 3 |f pf. 

für Traubenmost und ebenso 

für Tabaksblätter und Fabricate 19 „ 5 |f „ 
betragen würden. Bei einer einfachen Anwendung jener Sätze 
auf das etwas leichtere Zollgewicht aber wäre eine indirecte Er- 
höhung der Steuer um 3 °/o die nächste Folge. Die Lösung der 
Frage ist jedoch bis dahin vertagt worden, wo in den erhebungs- 
berechtigten Staaten das Zollgewicht als allgemeines Landesgewicht 
eingeführt werden möchte. (Schlussprot. vom 8. Mai 1841 Z. 4 
Pkt. 7.) Inzwischen haben die gedachten Staaten, mit Ausnahme 
Kurhessens, wie überhaupt die Mehrzahl der Vereinsstaaten (zu 
vergl. den seit 1. Jan. 1860 gültigen Zolltarif V. Abth. pos. II.) 
das Zollgewicht als allgemeines Landesgewicht wirklich angenom- 
men. Nachdem sie aber bei dem Antrage, ihnen jezt die An- 
wendung der vereinbarten Sätze auf dieses Gewicht zu gestatten, 
Widerstand gefunden, haben sie sich zu einer Reduction dieser 
Sätze für die Erhebung der Abgaben nach dem Zollgewicht her- 
beigelassen ')• 



Oben ist nachgewiesen worden, wie wenig die Uebergangs- 
steuern principiell zu genügen vermögen und wie namentlich 
trotz ihrer Einführung eine gleichmässige Besteuerung des 

1) Zu vergl. Jahrbücher der Zollgesetzgebung von 1858. S. 519. 522. 
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Verbrauchs den einzelnen Vereinsstaaten nicht mehr möglich sei, 
so lange nicht der Zollverein überhaupt aufgelöst oder aber zu 
einem Steuervereine weiter gebildet wäre ; es ist ferner dort ver- 
sucht worden, die materiellen Nachtheile hervorzuheben, zu wel- 
chen das System der Uebergangssteuern im Zollvereine führt. 

Durch das Vorbemerkte dürfte jetzt auch der Beweis als 
erbracht anzusehen sein, dass die von mir im Eingange des 
gegenwärtigen Artikels angeführten Gründe , wesshalb wohl die 
Uebergangssteuern ganz besonders fortwährenden Anfechtungen 
unterliegen, wenigstens bei den Uebergangsabgaben vom Wein und 
Tabak thatsächlich zutreffen. Wir haben nämlich gesehen, dass 
Hannover, Braunschweig und Oldenburg keinen eigenen Weinbau 
haben, dass Oldenburg ferner keinen Tabak baut, dass aber 
diese Staaten gleichwohl an den Uebergangsabgaben theilnehmen, 
welche Preussen, Sachsen u. s. w. zur Ergänzung ihrer inneren 
Weinbau- und Tabaksbausteuern von den gleichnamigen Erzeug- 
nissen der südlichen Vereinsstaaten erheben. Der Besteuerung 
des vereinsländischen Erzeugnisses fehlt es hienach dort an der 
Voraussetzung einer gleichzeitigen und gleichmässigen Besteuerung 
eines eigenen inländischen Products. — Wir haben ferner gesehen, 
dass die preussische Regierung den inländischen Weinproducenten 
mitunter sehr erhebliche Abgabennachlässe bewilligt, ohne solche 
gleichzeitig auch auf die Uebergangssteuern auszudehnen. Ich 
kann mich hiefür noch auf v. Reden berufen, welcher a. a. 0. 
S. 304 bemerkt, dass die preussische Weinsteuer in Missjahren 
regelmässig erlassen oder doch ermässigt werde. Unter den Miss- 
jahren haben aber auch die Producenten von Wein in den übri- 
gen Vereinslanden zu leiden. Bei der in den Zollvereinsverträgen 
sonst überall hervorgehobenen Gleichmässigkeit der steuerlichen 
Behandlung sämmtlicher Vereinsangehörigen, wäre es nun gewiss 
nur consequent, auch bei den Uebergangsabgaben für die in Miss- 
jahren erzeugten Weine einen Erlass zuzugestehen. Nirgends 
findet sich aber auch nur eine Andeutung dafür, dass die k. preus- 
sische oder eine andere Regierung des Steuerverbandes eine 
solche Gleichmässigkeit hätte eintreten lassen. — Ferner: selbst 
in Preussen, wo beiderlei Culturen in stärkerem Grade noch be- 
trieben werden, werfen die Steuern vom Weinbau und Tabaksbau 
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kaum so viel ab, als die Uebergangssteuern von den Erzeugnissen 
der südlichen Vereinsländer gleicher Art. In den übrigen Ver- 
bandsstaaten steht das Ergebniss der Steuern vom eigenen Wein- 
bau und Tabaksbau jedenfalls erheblich zurück, gegenüber von 
dem ihnen zugeschiedenen Antheile an der gemeinschaftlichen 
Uebergangssteuer. Die letztere erscheint hienach in Wahrheit als 
die Hauptsache und die inneren Steuern, zu deren Ergänzung sie 
dienen soll, treten gegenüber von ihr in den Hintergrund. Wie 
auch v. Oesfeld a. a. 0. S. 110 bemerkt, erhebt die preussiche 
Regierung ihre Weinsteuer nur desshalb fort, weil sich nach ihrer 
Aufhebung die Uebergangsabgaben auch nicht mehr halten Hes- 
sen. — Die preussische Weinsteuer endlich trifft, wie gezeigt 
worden, hauptsächlich das Erzeugniss von Weinland der 4 niede- 
ren Stcuerclassen ; die Uebergangssteuer dagegen wird nach einem 
Maassstab erhoben, welcher auch den Satz der höchsten Steuer- 
classe für die Besteuerung des eigenen Erzeugnisses noch über- 
steigt, und diese an und für sich schon zu hohe Anlage des ver- 
einsländischen Erzeugnisses erscheint noch ungerechtfertigter, wenn 
weiter berücksichtigt wird, dass die Uebergangssteuer noch über- 
diess vom Gewichte der Gebinde bezahlt werden muss, sofern nur 
bei Ueberfässern eine Tara in Abzug gebracht werden darf. 

2. Die Uebergangsabgaben vom Branntwein, Bier 

und Malz. 

Ueber die Consumtionsverhältnisse beim Branntwein 
und Bier vermag ich zu meinem Bedauern blos fragmentarische 
Notizen zu geben. Für Preussen und das zum Branntweinsteuer- 
verein gehörige Norddeutschland (oben A. Z. 1 — 3 und 6) be- 
rechnet Dieterici (a. a. 0. S. 543) einen Branntweinverbrauch 
von 10 Quart auf den Kopf, dann für Preussen und die mit dem- 
selben in Gemeinschaft der Uebergangsabgabe vom Bier stehenden 
Staaten (oben A. Z. 1 — 5) einen Consum von 10,73 Quart Bier 
auf den Kopf (a. a. 0. S. 506). Noch stärker ist der Verbrauch 
von Branntwein in Hannover (Rau a. a. 0. § 438. Anm. b.), 
schwächer, nach den Steuerergebnissen, in Süddeutschland. Hier 
wird dagegen mehr Bier getrunken; z. B. in Baden nach Rau 
a. a. 0. § 437. Anm. a. im Durchschnitt von 1842—1846 jähr- 
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lieh 22,11 Maas = 25,31595 preuss. Quart. Den Bedarf für 
diese Consumtion erzeugt der Verein grösstenteils selbst, die 
Einfuhren sind unbedeutend. Nicht unerheblich dagegen ist der 
Export vereinsländischer Biere und Branntweine '). 

Was nun aber die Besteuerung dieser Consumtion im 
Innern des Zollvereins betrifft, so sind hiefür zunächst die Verein- 
barungen in den mehrfach erwähnten Separatartikeln 4 zum Ver- 
trage vom 8. Mai 1841 und 10 zum Vertrag vom 4. April 1853 
maassgebend, wornach der Branntwein keinen falls höher als mit 
10 Thlrn. pro Ohm preussisch zu 120 Quart bei einer Alcohol- 
stärke von 50 °/o nach Tralles und das Bier keinenfalls höher als 
mit 1 Thlr. 15 Sgr. pro Ohm seitens der einzelnen Vereinsstaa- 
ten angelegt werden soll. Werden hiemit die Eingangsabga- 
ben verglichen, welche der Zollverein für gemeinschaftliche Rech- 
nung erhebt und welche beim Branntwein 8 Thlr per Ctr. (oder, 
da ein Ctr. 36 Quart enthält, nach Dieterici a. a. 0. S. 544, 
26*/s Thlr. per Ohm), und beim Bier 2 Thlr. 15 Sgr. per Ctr. 
(oder nach dem von Dieterici a. a. 0. S. 50G angegebenen Ver- 
hältnisse von 1 Ctr. = 50 Quart, 6 Thlr per Ohm) betragen, so 
tritt die Absicht der Vereinsregierungen deutlich zu Tage, hier 
nicht blos Finanzzölle, sondern Schutzzölle anzusetzen. Diess wäre 
selbst dann noch der Fall, wenn aus dem Vereinsauslande nur 
hochrectificirte Spiritusse eingeführt würden. 

Die inneren Steuersysteme sodann bieten wieder eine ziemliche 
Mannigfaltigkeit. Wir unterscheiden zunächst die Branntwein- 
steuern, die Biersteuern und den bayerischen Malzaufschlag. Bei 
den Abgaben vom Branntwein aber haben wir die Steuern vom 
Rauminhalte der Gährgefässe getrennt von der badischen Steuer 
nach dem Rauminhalte des Kessels zu behandeln, bei welch beiden 
Steuersystemen übrigens die für den Ansatz von Uebergangs- 
steuern vertragsmässig erforderlichen Voraussetzungen (oben I. B. 
II. 4. b). zutreffen. 



1) Nach dem Durchschnitte der sechs Jahre 1854 — 1859 betragen : 

die Einfuhren: die Ausfuhren: 

an Bier: 10,213 Ctr. 91,329 Ctr. 

„ Branntwein: 41,251 , 379,862 „ 

„ Franzbranntwein: 3,027 „ 16,547 „ 
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Die preussische Gesetzgebung hinsichtlich der Besteue- 
rung des Branntweins ging davon aus , dass von jedem Quart 
Branntwein 1 Sgr. G 3 /* pf. Steuer entrichtet werden soll. (Gesetz 
vom 8. Febr. 1819). Es wurde nun angenommen, dass 25 Quart 
Maischbottigraum , worunter 5 Quart als Steigeraum, zu Herstel- 
lung von 1 Quart Branntwein nöthig seien und daher jene Abgabe 
von l 9 /ie Sgr. zuerst auf 25 Quart Maischbottigraum gelegt (Re- 
gulativ 1. Dec. 1820). Mit den Fortschritten der Technik sind 
aber allmählich Modificationen dieses auf die Grösse des Maisch- 
raums basirten Satzes nöthig geworden, wenn nicht das Princip 
der Besteuerung des Quarts Branntwein mit l 9 /ie Sgr. aufgegeben 
werden wollte. Seit dem 1. August 1855 beträgt daher die preus- 
sische Branntweinsteuer für jede 20 Quart Maischbottigraum 3 Sgr., 
bei kleineren ländlichen Brennereien aber, welche nur vom 1. No- 
vember bis 16. Mai im Gange sind, 2 Sgr. 6 pf. Angenommen 
dass auch hiernach die Steuer noch 1 9 /ie Sgr. vom Quart Brannt- 
wein betrage, wäre also jetzt ein Raumerforderniss von 10 5 /ia 
Quart Maische zur Erzeugung von 1 Quart Branntwein voraus- 
gesetzt ')• — Ergänzt wird die Maischbottigsteuer, welche 
nur die Production von Branntwein aus mehligen Stoffen trifft, 
durch die Material st euer, d. i. die Abgabe von den zur 
Branntwein-Bereitung verwendeten nichtmehligen Materialien. Die- 
selbe beträgt in Preussen, je nachdem die Materialien mehr oder 
weniger Brauntwein ausgeben: 
für jeden Eimer Trauben- oder Obstwein, Weinhefen 

oder Steinobst 8 Sgr. 

für jeden Eimer eingestampfter Weintreber, Kernobst, 

Treber von Kernobst und Beerenfrüchte 4 „ 

Die Uebergangsabgabe endlich berechnet sich, eben- 
falls unter der Annahme der Steuer von l 9 /i« Sgr. vom Quart 
Branntwein, auf C Thlr. per Ohm bei 50 °/o Alcoholgehalt ; und 
die Rückvergütung ist für den aus Preussen ausgeführten 
Branntwein nur auf 10 Sgr. für 1 Quart zu 50 °/o Alcoholgehalt 
festgestellt *), mit Rücksicht auf die bei einem höhern Ansätze 



1) Dieterici a. a. 0. S. 541. 

2) Jahrbücher der Zollges. geb. 1854. S. 687. 
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immerhin mögliche Gefahr des Missbrauches zu Erwirkung von 
Exportprämien. 

Dem preussischen Branntweinsteuersysteme haben sich sodann 
die oben lit. A. Z. 1 und 2 aufgeführten Staaten mit ihren dort 
naher bezeichneten Gebietsteilen und Kurhessen mit der Graf- 
schaft Schaumburg (oben A. 6.) angeschlossen. Das König- 
reich Sachsen aber und die Staaten des Thüringischen 
Vereins bilden, seitdem sie im Jahr 1833 jenes System in ihren 
Landen ebenfalls eingeführt haben, mit Preussen gemeinschaftlich 
einen Steuerverein zum Behufe gleichmässiger und gemeinschaft- 
licher Besteuerung des Branntweinconsums von 21,249,163 Köpfen. 
(Oben A. 3). 

Luxemburg ferner, welches seine Branntweinfabrications- 
steuer nicht unter den Betrag der in Preussen bestehenden Ab- 
gabe heruntersetzen soll, theilt mit Preussen den Ertrag der Ueber- 
gangssteuern, wogegen im Zwischenverkehr zwischen beiden Staa- 
ten weder eine Uebergangssteuererhebung stattfindet, noch eine 
Rückvergütung gewährt wird. (Oben A. 4). 

Braunschweig aber, mit den gleichen Abgaben wie der 
preussische Staat, hat sich mit dem letztern wenigstens über einen 
freien Zwischenverkehr, wenn auch ohne Abgabengemeinschaft, 
vereinigt. (Oben A. 5.) 

Hannover und die mit diesem nach der obigen Mittheilung 
(A. 7) hiezu vereinigten Staaten und Gebietstheile erheben IG 1 /» pf. 
von je 20 Quartier des Rauminhalts der zur Einmaischung dienen- 
den Gefässe und bei landwirtschaftlichen Brennereien 13 1 /* pf- 
(Zu vergl. diese Zeitschr. Jahrg. 15. S. 523). Die Uebergangs- 
steuer beträgt 6 Thlr. 24 Sgr. von der hannoverischen Ohm, die 
Rückvergütung 5 '/» pf- für jedes Quartier zu 5 °/o AIcohoIgehalL 
Diese Abgabensätze sind den preussischen durchaus gleich. Denn- 
noch findet zwischen diesen Staaten und dem vorgedachten Brannt- 
weinsteuervereine unter preussischer Hegemonie ebenso der Ansatz 
von Uebergangssteuern , wie die Leistung von Rückvergütungen 
im Falle der Ausfuhr aus dem einen in das andere Gebiet statt. 

Ebenso verhält es sich mit der kur hessischen Brannt- 
weinbesteuerung. 

Das württembergische Branntweinsteuergesetz vom 
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19. September 1852 will den wtirtt. Eimer ä 50 °/o Alcoholgehalt 
bei 12,44° Röaumur mit 10 fl. 40 kr. treffen. In Unterstellung 
eines Verhältnisses, von 15,625 Maass Maischraum auf 1 Maass 
Branntweinausbeute wird desshalb auf 100 Maass Maischraum eine 
Steuer von 26 kr. gefordert. Die Materialsteuer aus nicht meh- 
ligen Stoffen aber ist, mit Rücksicht auf jenen Satz für die Maisch- 
steuer, zu 36 kr. und 18 kr. für 100 Maass der wirklich ver- 
wendeten Materialien berechnet. Die Uebergangssteuer beträgt 
10 fl. 40 kr. per württ. Eimer, die Rückvergütung endlich wird 
bis zu s /4 dieses Satzes gewährt, falls versteuerter Branntwein 
zur Ausfuhr kommt. Die Sätze des württembergischen Brannt- 
weinsteuergesetzes belaufen sich hienach ungefähr auf s /s der 
preussischen Abgabensätze. 

Auch das Grossherzogthum Hessen nnd Nassau 
haben dieses Steuersystem, ersteres seit 1842 ')> letzteres seit 
1855 2 ) angenommen, mit niedrigeren Abgabensätzen als Preussen, 
aber höheren als Württemberg. 

Im Grossherzogthum Baden dagegen wird die Branntwein- 
steuer, welcher die Bereitung von Branntwein — sowohl das 
Rauhbrennen und Läutern, als auch das Abziehen desselben über 
Geschmack gebende Stoffe, desgleichen die Fertigung von Wein- 
geist unterliegt, in der Weise auf den Kesselinhalt basirt, dass 
von jeder Maass des letzteren monatlich 
bei einfachen Kesseln ohne Vor- oder Maischwärmer 3 kr. 
„ Kesseln mit solchen 4 1 /» » 

» Dampfbrennnereien 6 „ 

eingefordert werden, so lange der Betrieb dauert. Die badische 
Uebergangssteuer beträgt 

für Branntwein 1 fl. 40 kr. per bad. Ohm (= 1,091673 Ohm preuss.) 
„ Weingeist 3fl. » » » . 

Zurückvergütet werden bei der Ausfuhr selbstbereiteten Brannt- 
weins in Transporten von mindestens 50 Maass 

für Branntwein 50 kr. per bad. Ohm 

„ Weingeist 1 fl. 30 „ » „ » 8 ). 

1) Zu vergl. grossherz. hess. Regierungsbl. 1842. S. 389. 1857. S. 373. 

2) Zu vergl. Verordnungsbl. für das Herzogin. Nassau 1855. N. 16. 

3) Zu vergl. die Steuergesetzgebung des Grossherzogthum» Baden 1858. 
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Auch bei der Besteuerung des Verbrauchs vom Bier be- 
gegnen wir innerhalb des Zollvereins verschiedenen Systemen. 
Denn wir finden hier die Malzsteuer, die Braumalzsteuer, dann 
Abgaben nach dem Rauminhalte der Braugefässe, endlich die 
Steuer vom Biere, also dem gesottenen Erzeugnisse. 

Die Malzsteuer ist, vorerst abgesehen von Bayern, in 
Württemberg eingeführt. Sie trifft nach dem neuesten dess- 
halb erlassenen Gesetze vom 8. April 1 856 alles Getreide, welches 
eingeweicht oder im Zustande des Keimens oder Wachsens ge- 
dörrt oder getrocknet, und hienach oder mittelst einer andern 
Vorrichtung zur Erzeugung von Bier, sei es zum eigenen Ver- 
brauche oder zum Verkauf, verwendet wird. Dagegen ist eine 
Malzsteuer von demjenigen Malze nicht zu entrichten, welches 
unter Beobachtung bestimmter Controlen zu einem andern Zwecke 
als zur Bierbereitung verwendet wird. Die Steuer beträgt 24 
Kreuzer vom württemb. Simri ungeschrotenen Malzes ohne 
Unterschied ob das Malz eingesprengt oder trocken zur Mühle 
gebracht wird. Die gleiche Abgabe hat zu entrichten, Wer statt 
des Getreidemalzes ein Malzsurrogat verwendet; und wer Malz 
mit ungemälztem Getreide vor der Schrotung mischt, ist hinsicht- 
lich des ganzen Quantums steuerpflichtig. 

Das Verhältniss des ungeschrotenen zu geschrotenem Malz 
wird zu 100 /i25 in eingesprengtem und zu 100 /ii2,5 in trockenem 
Zustande angenommen. Unter Zugrundlegung der letzteren Ziffer 
berechnet sich die Uebergangssteuer von geschrotenem 
Malz abgerundet zu 22 kr. Sodann rechnet man gewöhnlich 
7 Simri eingesprengten Malzes für einen Eimer Sommerbier und 
4 Simri für einen Eimer Weissbier, nach neueren Erfahrungen 
würden jedoch dort schon 5 bis 5 1 /» Simri, hier 2 bis 3 Simri 
genügen. Gleichwohl ist in Württemberg die Uebergangssteuer 
für den Eimer Sommerbier auf 3 fl., für den Eimer Weissbier 
auf 2 fl. noch belassen , scheint also etwas zu hoch bemessen. 
Ein Nachlass oder eine Rückvergütung der Malzsteuer oder der 



S. 298. — Frankfurt besteuert den Branntweinverkauf mit der Accise, 
welche im Jahre 1851 einschliesslich der vom Essig auf 18,000 fl. Ertrag 
berechnet ist, bei v. Reden a. a. 0. I. S. 1610. 

Zeltschr. f. Staats*. 1861. III. Heft. 29 
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Uebergangssteuern findet im Falle der Ausfuhr des geschrotenen 
und erweislich versteuerten Malzes oder des versteuerten Bieres 
unter bestimmten Controlen statt. 

Die Braumalzsteuer besteht in Preussen und den dessen 
engerem Steuerverbande angehörigcn Staaten, dann im Königreich 
Sachsen und den Staaten des Thüringischen Vereins, in 
Luxemburg und in Braunschweig mit der Folge, dass der 
Verkehr mit Bier zwischen diesen Vereinsländern frei ist und 
gegenseitig Uebergangsabgaben nicht erhoben, Rückvergütungen 
der Steuer nicht geleistet werden. Dagegen ist die Ueber- 
gangsabgabe, welche an den Grenzen dieser Staaten gegen- 
über von den übrigen Staaten des Zollvereins anfällt, eine gemein- 
schaftliche (oben A. 1 — 5). 

Das Königreich Sachsen und Braunschweig haben dieselbe 
Besteuerung des Braumalzes wie Preussen, die Staaten des 
Thüringischen Vereins und Luxemburg aber dürfen mit ihren 
Steuern vertragsmässig nicht unter den Betrag der preussischen 
Fabricationsabgabe heruntergehen. 

Die preussische Brauinalzsteuer beträgt 20 Sgr. vom preuss. 
Ctr. Malzschrot, woraus 100 bis 150 Quart Bier gewonnen werden, 
und verfällt bei der Einmai seh ung. (v. Oesfeld a. a. 0. S. 108, 
Rau a. a. 0. § 436 Anm. g.) Die Uebergangssteuer beträgt 
7 7» Sgr. vom preuss. Centner Bier. 

Eine Rückvergütung für das in das Ausland gehende Bier 
wird nicht geleistet. 

In den Hohenzollernschen Fürstenthümern ') ist seit 
kurzem eine gleiche Besteuerung des Braumalzschrotes eingeführt 
(1 fl. 6 kr. für den frühern württ. Ctr. [104 pf.J Malzschrot, 2 fl. 
resp. 1 fl. 20 kr. per Eimer Uebergangssteuer, dann 1 fl. 30 kr., 
1 fl. 12 kr. und 54 kr. per Eimer Steuerrückvergütung). 

Abgaben von dem Rauminhalte der Brauge fasse erheben 
Baden, Kurhessen (5 Sgr. von der Ohm, Rau a. a. 0. 
§ 437 Anm. a.), Grossherzogthum Hessen (1 fl. 40 kr. von 



1) Ich bedauere Ober die sonstigen Besteuerungsverhältnisse in den 
Hohenzollern' sehen Landen keine nähern Mittheilungen machen xu können. 
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der Ohm; Gesetz v. 24. November 1857 Art. 7.), Nassau 1 fl. 
20 Kreuzer für die Ohm; Gesetz v. 23. Juli 1859 § 1 und 9). 

Nach dem grossherzgl. badischen Gesetze vom 28. Februar 
1845 unterliegt jeder Biersutt, der im Grossherzogthum erzeugt 
wird, der Besteuerung. Die Abgabe besteht in 5 Krzrn. von der 
Stütze des Rauminhalts der Braugefässe. Nach dem weiteren 
Gesetze vom 23. December 1850 ist Bier, welches aus einem 
zum Zollverein gehörigen Lande in irgend einen Theil des Gross- 
herzogthums eingeführt wird, einer Biersteuer von 1 fl. 18 kr. 
auf die Ohm unterworfen. — Wird im Grossherzogthum er- 
zeugtes Bier unter Controle über die Landesgrenze ausgeführt, 
so empfängt der Brauer als theilweisen Ersatz der bei der Bier- 
bereitung gezahlten Steuer eine Vergütung von 6 1 /s kr. (= 1 fl. 5 kr. 
für die Ohm) auf die Stütze des ausgeführten Bierquantums *). 

Hannover und seine Steuerverbündeten erheben eine Bier- 
steuer von 6 Ggr. (7 1 /« Sgr.) für die Tonne zu 40 Stübchen 
(100 Stübchen = 340,0742 preuss. Quart). Diese Abgabe wird 
erst vom gebrauten Vorrathe angesetzt, eine besondere Ueber- 
gangssteuer ist hier also nicht erforderlich *). 

Der bayerische Malzaufschlag endlich ist keine reine 
Biersteuer ; er wird vielmehr von jenem Malz erhoben, das zur Er- 
zeugung von Braun- und Weissbier, Branntwein, Essig 
und H e f e verwendet wird. Malz, das zur Gewinnung anderer, als 
der angeführten vier Erzeugnisse verwendet wird, ist aufschlags- 
frei ; ebenso bleibt frei Getreide, das ohne vorgängiges Malzen zur 
Gewinnung von Bier, Branntwein, Essig und Hefe benützt wird, 
endlich die Verwendung anderer Stoffe, als des Malzes und Ge- 
treides, zu gleichern Zwecke. Die zu veranschlagende Menge 
des Malzes wird auf der Mühle, wohin es im eingesprengten 
oder trockenen Zustande zum Brechen gebracht wird, constatirt. 
Der Aufschlag beträgt 5 fl. vom bayerischen Scheffel eingespreng- 
ten, und nach dem Verhältnisse von 6:7 5 fl. 50 kr. vom Schffl. 
trockenen Malzes 3 ). Die Uebergangssteuer vom geschroteten 

1) Die Steuergesetzgebung des Urossherzogthums Baden 1858. S. 283 ff. 

2) In Frankfurt unterliegt Bier und Malz der Accise, mit einem jähr- 
lichen Erträgnisse von 45,000 fl. v. Reden a. a. 0. I. S. 1610. 

3) Rivet, über den Malzaufschlag in Bayern, Rau's Archiv V. Bd. S. 46. 

29* 
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Malz beträgt per Metzen (= V« Schffl.) 50 Kreuzer, vom bayeri- 
schen Eimer (= 0,497932 Ohm preuss.) Bier 1 fl. ; die Steuer- 
rückvergütung vom bayerischen Eimer Bier 40 kr. Ausserdem 
wird auch vom Eimer Branntwein eine Uebergangssteuer von 
1 fl. 45 kr. erhoben *). 

Die Erträgnisse dieser verschiedenen Abgaben, insbeson- 
dere der Uebergangssteuern, sind aber folgende: 

Die Gesammt - Bruttoeinnahme des Branntweinsteuer- 
Vereins war im Jahr 1859 im Jahr 1860: 
von der Branntwein- 

fabricationssteuer 0,852,841 Thlr. 9,631,551 Thlr. 
von der Branntwein- 
übergangsabgabe 7,161 „__ 7,607 , , 

zusammen 8,860,002 „ 9,639,158 „ 

Die Nettoeinnahme des Jahres 1860 an beiderlei Abgaben 
kam nun nach der kürzlich aufgestellten provisorischen Abrech- 
nung zu gut: 

Preussen, einschliesslich diejenigen Staa- 
ten, für welche Preussen den Einzug be- 



sorgt, — oben A. 1. — mit 


6,871,746 Thlrh. 


dann dem Herzogthum Anhalt Bernburg mit 


21,664 


>3 


Anhalt-Dessau-Köthen mit 


46,210 


» 


.den grossh. sächsischen Aemtern Allstedt 






und Oldisleben mit 


3,484 


n 


dem Amte Volkenrode mit 


1,105 


j> 


dem Fürstenthume Schwarzburg-Sonders- 






hausen, unterer Herrschaft mit 


13,945 


» 


dem Fürstenthum Schwarzburg-Budolstadt, 






unterer Herrschaft, mit 


5,994 


35 


dem Fürstenthum Birkenfeld mit 


13,720 


33 


der Grafschaft Schaumburg mit 


13,809 


33 




6,991,677 


JJ 


endlich 






dem Königreich Sachsen mit 


676,365 


» 



1) Zu vergl. Rau a. a. 0. § 436. Anm. c. und den ersten Artikel S. 149 
des laufenden Jahrgangs dieser Zeitschrift. 
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dem Thüringischen Vereine mit 396,116 Thlrn. 

zusammen Netto -Einnahme 8,064,158 Thlr. ') 

Der Steuerertrag pro Kopf berechnet sich hienach auf 11,4 
Sgr. oder 0,64 fl. 

Rau gibt als Betrage der Branntweinsteuer nach der Kopf- 
zahl für Preussen ebenfalls 0,64 fl. an, für Hannover sodann 
0,51 kr., für Württemberg 0,16 kr. *), für Baden 0,055 kr. (a. a. 
0. § 439 Anm. e). 

Die württembergische Malzsteuer wirft nach dem 
Etat ca. 800,000 fl. ab, daneben 7,000 fl. Uebergangssteuer ; die 
letzten Jahre brachten übrigens 1 Mill. ein. Der Steuerertrag in 
Preussen beläuft sich auf etwas mehr als 1 Mill. Thlr., in Baden 
nicht ganz auf '/* Mill. Gulden. Die hannoversche Biersteuer 
wird auf 35—40,000 Thlr. geschätzt. 

Die Uebergangssteuern vom Bier haben für Preussen und die 
mit diesem verbundenen Staaten im Jahr 1859 70,128 Thlr., im 
Jahr 1860 63,306 Thlr. ergeben, woran erhielten 3 ) 



Preussen 


52,779 Thlr. 


Luxemburg 


562 „ 


Sachsen 


6,204 „ 


Thüringen 


3,052 „ 


Braunschweig 


709 „ 



Der bayerische Malzaufschlag aber ist im neuesten 
bayerischen Budget mit einem Reinertrage von 6,200,000 fl. be- 
rücksichtigt. 



In dem Voranstehenden habe ich mich nun bemüht, eine 
Darstellung des Inhalts der unter den Zollvereinsregierungen ge- 
troffenen Vereinbarungen über den Ansatz, die Erhebung und 
Sicherung der Uebergangssteuern zu geben; ich habe dabei ver- 
sucht nachzuweisen, wie diese Abgaben in ihrer jetzigen Form 



1) Zu vcrgl. das preuss. Handelsarchiv 1861. I. S. 291. 

2) Hierunter ist zugleich der Ertrag der Branntwein-Kleinverkaufsabgabe 
mitberücksichtigt. Deber diese Abgabe bitte ich zu vergl. Schwarz a. a. 
0. S. 379. 

3) Zu vergl. das preuss. Handelsarchiv 1861. 1. S. 293. 
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entstanden sind; ich habe es mir endlich angelegen sein lassen, 
soweit ich in den Besitz der nöthigen Materialien gelangen konnte, 
den Zusammenhang der hienach vertragsmässig begründeten 
Uebergangssteuern mit den Steuergesetzgebungen der einzelnen 
Vereinsstaaten zu erklären. 

Zugleich habe ich hier zu beweisen gesucht, dass die Ueber- 
gangssteuern ihrem Zwecke, eine gleichmässige und allgemeine 
Besteuerung des Verbrauchs gewisser Gegenstände innerhalb der 
Vereinsstaaten zu verwirklichen, schon an und für sich nicht zu 
genügen vermögen; dass einzelne der von den Vereinsstaaten 
angesetzten Uebergangssteuern dein von der Steuertheorie in den 
Vordergrund gestellten und von den Zollvereinsregierungen nach 
den vorliegenden Verträgen adoptirlen Principe einer gleichmässi- 
gen Behandlung der steuerpflichtigen Consumenten und Producenten 
geradezu widersprechen, auch dass die Erhebung solcher Ueber- 
gangssteuern materiell von sehr nachtheiligen Folgen begleitet ist. 

Erscheint hienach die Beseitigung dieser Abgaben im Innern 
des Zollvereins nicht blos wünschenswerth , sondern ich möchte 
fast sagen geboten, so erwächst aus der Erkenntniss der bezeich- 
neten Missstände für jeden der Frage näher Stehenden die Pflicht, 
auf die Mittel und Wege Bedacht zu nehmen, wie da geholfen 
werden könnte. Mit einer einfachen Streichung jener Abgaben 
aus den Budgets der Vereinsstaaten ist die Sache jedoch nicht ab- 
gethan. Könnten die Ausfälle in den Steuereinnahmen auch ver- 
schmerzt werden, welche sich bei einem Wegfalle der gegenwärtig 
eingehenden Uebergangssteuern ergeben würden, zumal alsdann 
auch die Steuerrückvergütungen zurückgezogen werden könnten: 
so wäre ein solches kurzes Verfahren doch schon desshalb nicht 
unbedenklich, weil bei der oben dargelegten Verschiedenheit der 
Steuergesetzgebungen in den einzelnen Vereinsstaaten nach der 
Wegräumung jener Verkehrshemmnisse die Producenten solcher 
Consumtionsgegenstände in den Staaten mit höheren Steuern offen- 
bar gegenüber von ihren Concurrenten aus den Nachbarländern 
auch im eigenen Steuergebiete in Nachtheil kämen; weil ferner 
alsdann nicht bloss die Einnahme von Uebergangssteuern wegfiele, 
sondern auch der Ertrag der inneren Steuern vom Verbrauche 
in solchen Staaten gefährdet wäre. Der Beseitigung der Ueber- 
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gangssteuern müsste vielmehr die Ausgleichung jener Verschieden- 
heiten in den Landessteuergesetzgebungen, nicht bloss hinsichtlich 
der Steuersysteme, sondern auch hinsichtlich der Steuersätze, 
vorangehen. Wäre aber hierin erst einmal die volle Gleichmässig- 
keit, wie sie die Zollvereihigungsverträge schon andeuten, erreicht, 
so wäre die Schwierigkeit überhaupt nicht mehr gross, um nun- 
mehr auch eine Gemeinschaftlichkeit des Ertrags jener Abgaben 
eintreten zu lassen, mit andern Worten den deutschen Zoll- 
und Handelsverein noch weiter zu einem Steuer- 
vereine auszubilden. Und hierin erblicke ich ebenso das 
Mittel zu Beseitigung der von mir bisher besprochenen Verkehrs- 
hemmnisse, als das Ziel, nach dessen Erreichung die im Zollvereine 
verbündeten deutschen Regierungen überhaupt zunächst zu streben 
haben werden , wollen sie nicht hinter den Anforderungen ihrer 
Zeit zurückbleiben. Alles ringt ja nach einheitlichen Institutionen 
und der Zollverein selbst verdankt seine Entstehung und jetzige 
Entfaltung dem ersten Anerkenntnisse der Berechtigung für solches 
Ringen. Im Zollvereine aber liegen schon die Keime auch für 
den Steuerverein; sie wollen nur geweckt und gepflegt werden, 
um bald gleiche Früchte wie der Stamm selbst zu bringen. Das 
Band, das schon jetzt die Vereinsstaaten an einander kettet, er- 
hielte damit eine weitere Stärkung, immer geringer würde die 
Gefahr eines gewaltsamen Risses. 

In welcher Weise nun aber der Uebergang in einen solchen 
Steuerverein einzuleiten und auf welches Steuersystem derselbe 
zu begründen sein möchte, darüber behalte ich mir vor, meine 
Ansichten in einem der folgenden Hefte dieser Zeitschrift näher 
zu entwickeln. 



